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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/670: Klimakampf und Kohlefront - eine Frage der Gerechtigkeit ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Prozess zur Kraftwerksblockade in Weisweiler geht in die letzte
Runde



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet morgen der vorerst vermutlich
letzte Verhandlungstag im Prozess gegen fünf Klimaaktivist*innen um die
Blockade des Braunkohlekraftwerks Weisweiler im November 2017 statt.
Der Strafprozess läuft vor dem Hintergrund einer anhängigen
Schadensersatzklage des Betreiberkonzerns RWE in Höhe von gut 2 Mio Euro
gegen die Aktivist*innen. Die Aktion während der UN-Klimakonferenz in Bonn
hatte zu einer fast vollständigen Abschaltung des Kraftwerks geführt und
den Ausstoß von 26000 Tonnen verhindert.

Die Angeklagten wollen im Prozess beweisen, dass die Blockade vor zwei
Jahren, welche zum fast vollständigen Abschalten des Kraftwerks geführt
hat, angesichts der fortschreitenden Klimakrise notwendig war, und somit
gemäß "rechtfertigenden Notstandes"straffrei bleiben muss. Dazu hatten
sie bereits zum ersten Termin einen Klimawandelbetroffenen aus Tanzania
als Zeugen geladen, sowie mehrere Wissenschaftler*innen als
Sachverständige.

Der morgige Termin hat Symbolkraft: Genau wie zum Zeitpunkt der Blockade
finden gerade in Madrid die UN-Klimaverhandlungen statt. Die
Aktivist*innen verweisen darauf, dass die deutsche und internationale
Klimapolitik völlig versagt hat, und die Emissionen weiter steigen. Die
Menschen müssten daher den Schutz ihrer Lebensgrundlagen vor Konzernen
wie RWE selbst in die Hand nehmen: "Die verhandeln schon länger als ich
lebe, und weiterhin werden jedes Jahr die Prognosen zum Weltklima nur
immer noch schlimmer. Klimagerechtigkeit bleibt Handarbeit! Die Aktion
am Kraftwerk hat Schaden verhindert, den RWE jeden Tag verursacht.", so
der Angeklagte Mike. Mit seiner Enttäuschung steht er nicht alleine da:
Am 20. September hatten 1,4 Millionen Menschen in Deutschland für
wirksamen Klimaschutz demonstriert, während die Bundesregierung ihr
Klimapaket vorstellte, dass von der Klimawissenschaft einhellig als
unzureichend zurückgewiesen wurde.

Die Angeklagten berufen sich auf rechtfertigenden Notstand. Am
vergangenen Prozesstag wurden dazu zwei Sachverständige - eine
Meteorologin und ein Kinderarzt gehört. Sie berichteten, dass durch die
Luftverschmutzung des Kraftwerks Weisweiler jährlich 278 Menschen in der
Region ums Leben kommen. Außerdem trägt das Kraftwerk als großer
CO2-Einzel-Emmitent messbar zur Klimakatastrophe bei, die Millionen von
Menschen in der Gegenwart und Zukunft tötet und verelenden lässt.
Nach wie vor ist schwer absehbar, wie das Gericht entscheiden wird. Der
Richter hatte allerdings am zweiten Prozesstag die tödlichen Folgen des
Kraftwerksbetriebs als "offenkundig" bezeichnet.

"Egal wie das Urteil ausfällt und egal ob wir irgendwann zu zwei
Millionen Euro Schadensersatz verurteilt werden, bleiben solche Aktionen
notwendig. Wir lassen uns nicht einschüchtern und hoffen, dass immer
mehr Menschen aktiv werden - egal ob bei Ende Gelände, Schulstreiks oder
in Kleingruppenaktionen", so die Angeklagte Cornelia. "Wir nutzen den
Prozess, um RWE öffentlich anzuklagen für die Zerstörung von
Lebensgrundlagen weltweit. Die Aufmerksamkeit die uns dabei zuteil wird,
hat der Konzern mit seiner Klage erst selbst geschaffen."
Tatsächlich berichten auch internationale Medien wie der britische
"Guardian" über den Prozess.

Breite Unterstützung erhalten die Angeklagten von der Bewegung für
Klimagerechtigkeit: Auch zu diesem Prozesstermin ist wieder eine
Kundgebung der Solidaritätskampagne "We Don't Shut Up!" geplant. Bei den
beiden ersten Terminen waren immer wieder Rufe der Demonstrierenden vor
dem Gericht in den Saal gedrungen.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/669: Klimakampf und Kohlefront - trotz der Weihnachtszeit ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Waldspaziergang, Film und andere
Termine

von Michael Zobel, 3. Dezember 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

mehr als 630000 Menschen in Deutschland auf den Straßen beim erneuten
weltweiten Klimastreik, Ende Gelände in den ostdeutschen
Braunkohlerevieren [1],

Aktivisten von Greenpeace auf dem Bagger in Garzweiler und das C zu Besuch
in der Keyenberger Kirche und am Tagbau Hambach... [2]

Nein, es wird auch in der Adventszeit nicht ruhiger. Die Bagger baggern
Richtung Morschenich und Keyenberg. Dem Hambacher Wald wird systematisch
das Wasser abgegraben, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen werden
weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat, hier bei uns und auf der
ganzen Welt.

Und was macht die Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder
Tag ohne ein echtes Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag. Wir sollen
mit einem geradezu lächerlichen Klimapäckchen ruhig gestellt werden [3].

Deshalb dürfen wir nicht nachlassen, an vielen Orten, im Wald, in den
Dörfern, in den Revieren... zum Beispiel:

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate,
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Wir werden ein paar Neuerungen versuchen, zum Beispiel je nach
TeilnehmerInnenzahl mit mehreren Gruppen auf verschiedenen Routen gehen.
Gegen Ende des Spazierganges kommen die Menschen wieder zusammen. Es geht
wie immer um viele Themen, vor allem die Lage im und um den Wald solle in
den Fokus genommen werden. Bitte normale Wanderverpflegung selber
mitbringen.

Kommende Termine: 12. Januar Keyenberg, 9. Februar Hambi

Mittwoch, 4. Dezember, 12:00 Uhr, Weshutdown, 3. und wahrscheinlich letzter
Verhandlungstag in Eschweiler zur Kraftwerksblockade Weisweiler - jeder
dieser Prozesse ist eine Anklage gegen uns alle... die Angeklagten freuen
sich über Unterstützung vor Ort.

http://wedontshutup.org

5. Dezember und 8. Dezember, 17 Uhr, In unser Namen, der bewegende Film von
Daggi und Tom, läuft wegen der großen Nachfrage noch zweimal im Apollo in
Aachen.

https://apollo-aachen.de/in-unser-aller-namen/

Freitag, 6. Dezember, ab 10 Uhr in Köln, RWE Enteignen - Energieproduktion
vergesellschaften

https://aufbaeumen.net/zuaktion.html

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglich.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Todde Kemmmerich und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.ende-gelaende.org/

https://www.medienkollektivfrankfurt.net/archiv/antikohleproteste-von-ende-gelaende

[2] https://www.facebook.com/greenpeace.de/videos/463748650944275

[3] https://youtu.be/C1q9asJZoWM

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 3. Dezember 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/668: Klimakampf und Kohlefront - Ende Gelände kritisiert Polizei ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 1. Dezember 2019

Ende Gelände kritisiert Polizei wegen Verstößen gegen Grundrechte +++
Versammlungsfreiheit und Pressefreiheit eingeschränkt



Cottbus/Leipzig, 1. Dezember 2019. Während der Aktionstage von Ende Gelände
im Lausitzer und Leipziger Revier kam es aus Sicht des Aktionsbündnisses zu
mehreren Rechtsverstößen von Seiten der Polizei. Der Rechtsbeistand von
Ende Gelände weist auf folgende gravierende Rechtsverstöße hin:

Einschränkung der Versammlungsfreiheit

Die Polizei Brandenburg und Sachsen und die zuständigen
Versammlungsbehörden versuchten im Vorfeld das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit erheblich einzuschränken. So vertrat die Brandenburger
Polizei eine grundrechtsfeindliche Rechtsauffassung im Hinblick auf das
Tragen von weißen Anzügen und Staubmasken. Das Eilverfahren dagegen wurde
zweitinstanzlich gewonnen. Das OVG Berlin-Brandenburg hat die Polizei
Brandenburg darauf hingewiesen, dass ihre Rechtsauffassung nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar ist, womit den Teilnehmer*innen erhebliche Schikanen
erspart blieben. In Sachsen wurden sogar per Allgemeinverfügung
Versammlungsverbot-Zonen in drei Landkreisen ausgewiesen. Auch in Sachsen
wurde in Eilverfahren gegen diese Versammlungsverbote vorgegangen. Die
Gerichte urteilten in diesen Verfahren gegen die Versammlungsfreiheit und
ließen das Versammlungsverbot bestehen.

Rechtsanwalt Michael Plöse zu den Eilverfahren: "Ich bin davon überzeugt,
dass die Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg
sehr zur Deeskalation der Lage beigetragen hat. Das war ein wichtiges
Judikat auch für die Anerkennung der Vielgestaltigkeit und Offenheit der
von der Versammlungsfreiheit geschützten Aktionsformen. Dem gegenüber ist
es wirklich ärgerlich, wie unkritisch die sächsische
Verwaltungsgerichtsbarkeit die Versammlungsverbotszonen gerechtfertigt hat.
Ausgehend von Szenarien zwischen Terroralarm und Zombieapokalypse redete
sie einen polizeilichen Notstand herbei, der umfassende
Freiheitseinschränkungen ermöglichte. Das ist Angst-Rechtsprechung, nicht
demokratische Streitkultur."

Trotzdem ließen sich die Aktivist*innen durch die Verbote nicht von ihrem
Protest abhalten. Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:
"Durch die Einschränkung des Versammlungsrechts wurde versucht, unseren
legitimen Protest zu unterdrücken. Dieser muss aber dort sichtbar werden,
wo die Klimakrise geschaffen wird: an den Orten der Zerstörung. Ziviler
Ungehorsam ist heutzutage wie auch historisch notwendig, um soziale
Veränderungen herbeizuführen. Wir brauchen einen sofortigen Kohleausstieg
und einen schnellen und gerechten Strukturwandel. Das haben wir gestern
einmal mehr deutlich gemacht."

Polizeigewalt

Im Verlauf der Aktion kam es zu massiver Polizeigewalt und verletzten
Aktivist*innen durch den Einsatz von Schlagstöcken, Pfefferspray, Schlägen
und Tritten sowie Schmerzgriffen durch die Polizei. Im Tagebau Vereinigtes
Schleenhain wurden sitzende Aktivist*innen überfallartig und wiederholt von
Polizeieinheiten mit Schmerzgriffen und Faustschlägen angegriffen, wodurch
Panik entstand. Dort gab es zudem einen riskanten Einsatz der Polizei mit
Polizeipferden. Auch andernorts wurde beobachtet, wie die Polizei
Aktivist*innen anlasslos mit Schlägen und Schmerzgriffen sowie Pfefferspray
attackierte. Mehrere Menschen mussten sich von Demosanitäter*innen an den
verschiedenen Aktionsorten behandeln lassen. Dabei wurden
Demosanitäter*innen von einzelnen Polizeigruppen an ihrer Arbeit gehindert.

Gewahrsamnahmen

Während der Gewahrsamnahmen im Gelände der Mibrag wurden Aktivist*innen
permanent gefilmt, ohne dass dazu irgendein weiterer Anlass gegeben war.
Einige der Aktivist*innen wurden zudem bei eisigen Temperaturen für mehrere
Stunden im Außenbereich der mobilen Gefangenensammelstelle festgehalten.

Einschränkung der Pressefreiheit

Presservertreter*innen wurden an mehreren Stellen massiv von der Polizei an
ihrer Berichterstattung gehindert. Es kam auch zu Durchsuchungen von
Journalist*innen. Eine Autokolonne von Medienvertreter*innen wurde gezielt
gestoppt und für längere Zeit ohne Angabe von Gründen festgehalten.
Sicherheitskräfte der LEAG versuchten außerdem, Pressevertreter*innen durch
Androhung von Strafanträgen einzuschüchtern und hinderten sie am Zugang zu
den Tagebauarealen zur Berichterstattung.

Nike Mahlhaus kommentierte: "Die Reaktionen auf unsere Proteste offenbaren
ein Demokratiedefizit: Nicht nur, dass die Regierung seit Jahren nicht
handelt und die sächsischen Behörden im Vorhinein versucht haben, unseren
legitimen Protest mit Versammlungsverboten zu kriminalisieren. Auch während
unserer Aktion wurde die Pressefreiheit eingeschränkt und so die
Berichterstattung verhindert. Die Antwort auf die Klimakrise muss mehr
Demokratie sein, nicht weniger."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/667: Klimakampf und Kohlefront - Aktion und Routine ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 16:59 Uhr

Ende Gelände beendet erfolgreiche Massenaktion +++ Radikaler Protest
gegen die Klimakrise und für den Kohleausstieg



Cottbus | Chóśebuz - Um 17 Uhr beendet das Bündnis Ende Gelände
erfolgreich den heutigen Aktionstag. Seit den frühen Morgenstunden
blockierten die Klimaaktivist*innen Kohlegruben und Kohleinfrastruktur im
Lausitzer und Leipziger Revier. Sie besetzten die Tagebaue Jänschwalde-Ost,
Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain sowie drei Kohlebahnen. Damit
protestieren die Aktivist*innen gegen die unzureichende Klimapolitik der
Regierung, fordern den sofortigen Kohleausstieg und kritisieren das auf
Wachstum ausgelegte fossile Wirtschaftssystem.

"Wir sind zufrieden mit der erfolgreichen Aktion und glücklich, dass wir
heute ein so starkes Zeichen für Klimagerechtigkeit setzen konnten. 4000
Klimaaktivisten und Aktivistinnen haben heute gemeinsam Kohleinfrastruktur
blockiert", zieht Bündnissprecherin Nike Mahlhaus ein positives Fazit der
Aktion und kommentiert: "Wenn politisch Verantwortliche dabei versagen, das
Klima und unsere Lebensgrundlagen zu schützen, dann setzen wir den
Kohleausstieg selbst um."

"2019 war das Jahr der Klimabewegung, aber ein verlorenes Jahr für die
Klimagerechtigkeit. Wir müssen jetzt handeln, denn die Klimakrise stellt
unsere Zukunft radikal in Frage. Deshalb reagieren wir heute mit radikalem
Protest.", sagt Johnny Parks, Sprecher von Ende Gelände.

Ein Bündnis aus Fridays for Future und Umweltverbänden wie dem BUND,
Greenpeace Regio Ost und PowerShift hatte solidarisch vor dem Kraftwerk
Jänschwalde demonstriert. Kohleverstromung macht noch immer einen großen
Teil der deutschen CO2-Emissionen aus. Ende Gelände ist ein Protestbündnis,
das seit 2015 Aktionen zivilen Ungehorsams in den Kohlerevieren im
Rheinland, in der Lausitz und dem Leipziger Revier organisiert.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 12:43 Uhr

Erfolgreiche Massenaktion von Ende Gelände +++ 4.000
Klima-Aktivist*innen in Tagebauen und auf Kohleschienen +++ Demonstration
von Fridays For Future im Lausitzer Revier



Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Rund 4.000 Aktivist*innen von Ende
Gelände blockieren seit heute Morgen erfolgreich Kohleinfrastruktur im
Leipziger und Lausitzer Revier. Die Aktionsgruppen gelangten in den Tagebau
Jänschwalde, in den Tagebau Welzow-Süd und an die Kohlebahn zum Kraftwerk
Jänschwalde. Eine inklusive Aktionsgruppe, an der unter anderem Menschen
mit körperlichen Einschränkungen teilnehmen, besetzt einen
Schienenabschnitt sowie die anliegende Straße - gemeinsam mit den
Anti-Kohle-Kidz. Diese leisten aus Enttäuschung über die desaströse
Klimapolitik der Bundesregierung zum ersten Mal zivilen Ungehorsam.

"Wir sind zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Nächste Woche will die
Bundesregierung ein Kohleausstiegsgesetz verabschieden, mit dem sie die 1,5
Grad Grenze aufgibt - wir nicht! Wir schauen nicht hilflos zu, wie Politik
und Konzerne unsere Zukunft zerstören. Unser heutiger Protest an den Orten
der Zerstörung ist ein klares Zeichen für Klimagerechtigkeit und einen
ökologischen und gerechten Systemwandel", bekräftigt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Carla Reemtsma von Fridays for Future ergänzt: "Nachdem wir gestern an über
500 Orten in Deutschland für Klimagerechtigkeit gestreikt haben,
demonstrieren wir heute zusammen mit Ende Gelände in der Lausitz für einen
schnellen Kohleausstieg. Die Klimagerechtigkeitsbewegung ist vielfältig,
entschlossen und ungehorsam. Wir sagen: Raus aus der Kohle, rein in die
Zukunft!"

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 09:46 Uhr

500 Klimaaktivist*innen im Tagebau Jänschwalde +++ 450 Aktivist*innen
auf Schienen der Kohlebahn +++ Über tausend weitere Aktivist*innen in
Tagebauen Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Zurzeit blockieren mehrere
Aktionsgruppen von Ende Gelände verschiedene Punkte der Kohleinfrastruktur
im Lausitzer und Leipziger Revier. Gegen acht Uhr gelangten zeitgleich rund
500 Klimaaktivist*innen in den Tagebau Jänschwalde Ost und 450 auf eine
Kohlebahn, die mit dem Kraftwerk Jänschwalde verbunden ist. Das Kraftwerk
Jänschwalde ist als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke Europas
bekannt. Der Tagebau Jänschwalde befindet sich seit 1. September 2019 wegen
schwerer umweltrechtlicher Versäumnisse im Sicherheitsbetrieb.
Gegen neun Uhr gelangten über tausend weitere Aktivist*innen in die
Tagebaue Welzow-Süd (Lausitz) und Vereinigtes Schleenhain (Leipziger
Revier).

"Weil die LEAG noch immer keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgelegt
hat, befindet sich der Tagebau Jänschwalde zurzeit im Sicherheitsbetrieb.
Doch Kohleverstromung ist niemals umweltverträglich! Mit unserer heutigen
Aktion zeigen wir, dass der Tagebau dauerhaft stillgelegt werden muss",
bekräftigt Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Wir fordern einen schnellen und sozial gerechten Strukturwandel in der
Lausitz. Der dringend notwendige Kohleausstieg darf nicht auf dem Rücken
der Beschäftigten umgesetzt werden. Wir befürchten, dass die beschlossenen
Milliarden für den Strukturwandel nicht für eine erneuerbare Zukunft
genutzt werden, sondern um den Kohlekonzernen den Kohleausstieg zu
vergolden. Das Geld muss wirklich der Region und den dort lebenden Menschen
zugute kommen", so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 07:06 Uhr

Ende Gelände Aktionstag in Lausitzer und Leipziger Revier beginnt +++
Tausende Aktivist*innen brechen zu Blockaden von Braunkohleinfrastruktur
auf


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - In den frühen Morgenstunden
sind rund 4.000 Aktivist*innen des Bündnisses Ende Gelände zu den Tagebauen
im Lausitzer und Leipziger Revier aufgebrochen. Verschiedene Aktionsgruppen
sind aus Dresden, Leipzig und Berlin gestartet, um massenhaft und
ungehorsam Tagebaue und Kohleinfrastruktur zu blockieren. Das
Aktionsbündnis Ende Gelände fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und
einen grundlegenden Systemwandel. Parallel sind vielfältige Demonstrationen
von Fridays For Future und Umweltverbänden geplant.

"Tausende Menschen haben sich früh am Morgen auf den Weg gemacht, um im
Novemberwetter Tagebaue, Bagger und Schienen zu besetzen. Entschlossen
fordern wir den sofortigen Kohleausstieg. Wir befinden uns an einem
kritischen Punkt - das Zeitfenster, um die Klimakrise zu stoppen, schließt
sich rapide. Doch wir haben noch Hoffnung: Heute nehmen wir den
Kohleausstieg selbst in die Hand und stellen uns mit unseren Körpern der
Zerstörung in den Weg", so Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Nachdem gestern 630.000 Menschen beim Klimastreiktag mit Fridays For
Future für effektiven Klimaschutz demonstriert haben, gehen wir heute einen
Schritt weiter und leisten Zivilen Ungehorsam. Während wir handeln,
diskutiert die Bundesregierung ein vollkommen unzureichendes
Kohleausstiegsgesetz. Leider hat dieses politische Versagen System. Unser
Wirtschaftswachstum beruht auf der ungebremsten Ausbeutung von Menschen und
Natur. Konzerne wie RWE oder EPH erwirtschaften seit Jahrzehnten
Milliardengewinne, indem sie Raubbau an unserer Zukunft betreiben", erklärt
Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Über 6000
Aktivist*innen besetzten im vergangenen Sommer zentrale Knotenpunkte des
Rheinischen Braunkohlereviers - unter anderem stand die Schienenzufuhr zum
Kraftwerk Neurath, Deutschlands größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48
Stunden still. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen
aus ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/666: Klimakampf und Kohlefront - nichts Neues im Osten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 29. November 2019

Mehr als dreihundert Teilnehmer beim Klimastreik in Cottbus

LEAG-Eigentümer behindern die Umsetzung des Kohlekompromisses



Cottbus - Mehr als dreihundert Lausitzer nahmen am Freitag an der Cottbuser
Demonstration zum weltweiten Klimastreik teil.

Georg Thimme, Superintendent des evangelischen Kirchenkreises Cottbus sagte
zu den Teilnehmern: 

"Es ist gut und wichtig, dass heute so viele Menschen weltweit für Umwelt-
und Klimaschutz demonstrieren. Es macht Mut, dass diese Bewegung,
ursprünglich von jungen Menschen in Gang gesetzt, bis heute so viel Kraft
entwickelt hat." und mit Bezug auf die Lausitz: "Den gesellschaftlichen
Frieden zu erhalten und zugleich im größtmöglichen Frieden mit den
Ressourcen der Schöpfung zu leben, dieser herausfordernden Aufgabe sollten
wir uns stellen, und den Strukturwandel konstruktiv, kritisch und
gewaltfrei mitgestalten."

René Schuster von der Cottbuser Umweltgruppe benannte in seiner Rede die
zwei privaten Eigentümer der LEAG als die wichtigsten Bremser bei der
Umsetzung des Kohlekompromisses:

"Die Lausitz braucht schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan. Solange die
Oligarchen auf unser aller Rücken um Entschädigungen pokern, kann auch das
Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten. Das
gehört ehrlicherweise auch zur viel geforderten "1 zu 1 Umsetzung" - Die
Kohlekommission hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz
verbunden bleiben müssen und das ist auch richtig so!"

An insgesamt mehr als 500 Orten in Deutschland fanden heute Demonstrationen
und Aktionen für den Klimaschutz statt. Das Bündnis "Cottbus for Future"
umfasst dabei neben der Fridays for Future-Gruppe auch die Cottbuser
Gruppen von ADFC, BUND, Greenpeace, Grüne Jugend, GRÜNE LIGA,
Internationale Jugend, Linksjugend, SDAJ, Verkehrsclub Deutschland sowie
das Piccolo-Theater.

 * 

Cottbus for Future 29.11.2019 - Rede von René Schuster

Der "mühsam ausgehandelte Kohlekompromiss" ist in aller Munde und überall
wird die "1 zu 1 - Umsetzung" gefordert. Ich nehm das mal als Kompliment,
ich hab ja auch viel Mühe in die Kommissionsarbeit gesteckt. Aber ich lasse
mir das viele Lob lieber nicht zu Kopfe steigen. Denn mit der "1 zu 1 -
Umsetzung" gibt es drei große Probleme:

Erstens hat der Bericht der Kohlekommission die für die Lausitz zentrale
Frage offengelassen, wie lange die einzelnen Lausitzer Kraftwerke noch
laufen werden. Er hat also gerade keine Planungssicherheit geschaffen und
muss erst konkretisiert werden. Da ist es schon merkwürdig, wenn so viele
Lausitzer die "1 zu 1 - Umsetzung" fordern, weil sich hier gar nicht jeder
dasselbe darunter vorstellt.

Das zweite Problem ist der aktuelle Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes. Er
setzt eben nicht das um, was die Kommission empfohlen hat, sondern noch
weniger Klimaschutz. Das Wirtschaftsministerium hat den Kohlekompromiss mit
diesem Gesetzentwurf praktisch aufgekündigt. Es ist gut, dass heute an 500
Orten in Deutschland die Menschen auf der Straße sind, denn damit darf Herr
Altmaier nicht durchkommen!

Und das dritte Problem: Das Kohleausstiegsgesetz wartet auf die sogenannte
"Einvernehmliche Lösung". Erst vorgestern hat die Bundesregierung mit den
Betreibern der Braunkohlenkraftwerke zusammengesessen und sich mal wieder
nicht einigen können. Weil die Betreiber den Hals nicht voll kriegen und
mehr Entschädigungen verlangen als der ganze Laden noch wert ist.

Und dort verhandeln nicht etwa Lausitzer Bergleute. Aber Druck aus der
Lausitz auf die Oligarchen Kellner und Křretinský fehlt bisher
völlig. Denn egal ob Schaukämpfe oder Schaudialoge inszeniert werden, es
wird immer davon abgelenkt, dass genau zwei reiche Männer mehr Einfluss auf
die Kraftwerke und Tagebaue in der Region haben als die Landesregierungen
in Potsdam und Dresden zusammen.

Ich bin Sorbe und in der DDR aufgewachsen. Da tut es mir wirklich in der
Seele weh, über Tschechen zu schimpfen. Aber bei den beiden geht es nicht
anders.

Ihr Einfluss ist aber auch nicht vom Himmel gefallen: Die Politik in
Brandenburg und Sachsen hat den privaten Käufern den roten Teppich
ausgerollt, ohne auf die Folgen für die Steuerzahler zu achten. Schwedische
Politiker müssen inzwischen den Verkauf von Vattenfall an EPH vor den
Ausschüssen des Parlamentes rechtfertigen. Wir fordern, dass dieser Verkauf
auch hierzulande genau aufgearbeitet werden muss!

Solange die Oligarchen auf unser aller Rücken pokern, kann übrigens auch
das Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten.
Das gehört ehrlicherweise auch zur "1 zu 1 Umsetzung" - Die Kohlekommission
hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz verbunden bleiben
müssen und das ist auch richtig so!

Die Lausitz braucht also schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan.

Und der darf sich auch nicht dadurch verzögern, dass die CDU auf
Bundesebene schon überlegt, ob sie sich den Kohleausstieg nicht doch als
Verhandlungsmasse bis nach der nächsten Bundestagswahl aufhebt, falls sie
dann mit den Grünen koalieren muss.

Das ist Irrsinn! Und dass sowas in der deutschen Politik eine Rolle spielen
kann, auch dagegen sind wir heute auf der Straße! Die Lausitz darf keine
Verhandlungsmasse sein und das Klima darf keine Verhandlungsmasse sein!

Ich habe vor kurzen unseren kleinen Acker gepflügt. Da fängt in etwa 20
Zentimetern Tiefe eine staubtrockene Schicht an. Es ist jetzt schon Ende
November. Ein Regen, der das Defizit der vergangenen zwei Jahre wieder
ausgleicht, ist bis jetzt nicht gekommen.

Mein Acker hat seine Komfortzone schon lange verlassen. Und nach zwei
Jahren Dürre ist nur noch jeder zehnte Baum gesund. Wenn das jetzt
regelmäßig passiert, werden die Bäume und Sträucher die wir alle kennen und
die seit der Eiszeit hier heimisch sind, in der Lausitz vielleicht
aussterben.

Ich bin nicht bereit, das Risiko der völligen Verwüstung unserer Region
auch nur um ein Zehntel Prozent zu erhöhen, weil zwei Geschäftemacher noch
mehr Entschädigung rausschlagen wollen.

Die natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen heißen Boden, Wasser und
Luft. NICHT Braunkohle!

Deshalb muss für unsere Lausitz unsere Kohle im Boden bleiben!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.11.2019

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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PREIS/086: Verleihung des Right Livelihood Award 2019 (Right Livelihood Foundation)


Right Livelihood Foundation - Pressemitteilung

Stockholm, 4. Dezember 2019

Heute live aus Stockholm: Verleihung des Right Livelihood Award 2019



An diesem Mittwoch werden die Preisträger*innen des Right Livelihood Award
2019, auch bekannt als "Alternativer Nobelpreis", für ihre visionäre und
gleichzeitig praktische Arbeit ausgezeichnet. Verschiedene
Preisträger*innen früherer Jahre und weltbekannte Künstler*innen werden zu
den Feierlichkeiten erwartet, mit denen auch das 40-jährige Jubiläum dieser
Auszeichnung begangen wird.

Die diesjährigen Preisträger*innen sind:


	Menschenrechtsverteidigerin Aminatou Haidar (Westsahara):
 "für ihren unerschütterlichen gewaltlosen Widerstand, trotz Gefangenschaft und Folter, im Streben nach Gerechtigkeit und Selbstbestimmung für das Volk der Westsahara."

	Juristin Guo Jianmei (China):
 "für ihre bahnbrechende und beharrliche Arbeit zur Stärkung der Frauenrechte in China."

	Klimaaktivistin Greta Thunberg (Schweden):
 "weil sie politische Forderungen nach dringenden Klimaschutzmaßnahmen auf der Basis wissenschaftlicher Fakten inspiriert und ihnen Gehör verschafft hat."

	Sprecher der indigenen Yanomami-Bevölkerung Davi Kopenawa und seine Organisation Hutukara Associação Yanomami (Brasilien):

	"für ihre mutige Entschlossenheit, die Wälder und die Artenvielfalt des Amazonas sowie das Land und die Kultur seiner Ureinwohner*innen zu schützen."



Das Preisgeld für diese vier Auszeichnungen beträgt jeweils 1 Million SEK
(EUR 96.000) und wird zur Unterstützung der erfolgreichen Arbeit der
Preisträger*innen eingesetzt; es ist nicht zur persönlichen Verwendung
bestimmt.

Die Verleihung des 40. Right Livelihood Award findet am Mittwoch, 4.
Dezember 2019, 19.30 bis 21.15 Uhr (MEZ) im "Cirkus" in Stockholm statt.
Diese öffentliche Veranstaltung kann im Livestream verfolgt werden. Es
werden internationale Künstler*innen wie José González und Ane Brun
auftreten. Ebenfalls auf dem Programm steht ein Gespräch mit dem live aus
Moskau zugeschalteten Whistleblower Edward Snowden (Preisträger von 2014),
moderiert von der Journalistin Amy Goodman (Preisträgerin von 2008).

Aminatou Haidar (Westsahara), wegen ihres friedlichen Kampfes für die
Unabhängigkeit der Westsahara in den vergangenen drei Jahrzehnten auch
bekannt als "Gandhi der Westsahara", sagte:

"Meine Erfahrungen sind sehr ähnlich wie die vieler meiner Landsleute -
voll von Ungerechtigkeit, Menschenrechtsverletzungen, Demütigung,
Verschleppung, Folter und Entbehrung, aber gleichzeitig auch geprägt von
Widerstand, persönlichen Opfern, der Weigerung sich zu unterwerfen und der
Entschlossenheit, die Rechte der Menschen und Völker zu verteidigen."

Davi Kopenawa (Brasilien), Sprecher der Yanomami-Bevölkerung, der den Preis
zusammen mit der Organisation Hutukara Associação Yanomami erhält,
sagte zu seiner Auszeichnung:

"Ich habe immer für die Rechte meines Volkes, der Yanomami, gekämpft. Daher
freue ich mich sehr und fühle mich geehrt. Mit diesem Preis erhält unser
Volk eine neue Waffe für seinen Kampf."

Greta Thunberg (Schweden), jugendliche Klimaaktivistin, die eine globale
Jugendbewegung in Gang gesetzt hat, nimmt an der UN-Klimakonferenz (COP25)
in Spanien teil und wird daher nicht bei der Preisverleihung in Stockholm
dabei sein. Aktivist*innen von Fridays for Future Schweden werden sie dort
vertreten.

Greta Thunberg sagte:

"Ich bin sehr dankbar dafür, unter denen zu sein, die diese ehrenvolle
Auszeichnung erhalten. Aber natürlich gilt dieser Preis nicht mir allein.
Der Right Livelihood Award ist eine riesige Anerkennung für Fridays For
Future und die Klimastreik-Bewegung. Vielen, vielen Dank!"

Auch Guo Jianmei (China), Frauenrechts-Anwältin aus China, wird nicht
persönlich an der Preisverleihung teilnehmen.

Guo Jianmei sagte zu ihrem Preis:

"Mein Anspruch als Juristin im gemeinnützigen Bereich ist ganz einfach -
ich möchte dafür sorgen, dass das Licht des Rechts jede noch so kleine Ecke
unseres Lebens erleuchtet. Ich fühle mich sehr geehrt durch diese
Auszeichnung und die Anerkennung der jahrelangen engagierten Arbeit unseres
Teams und unseres Netzwerks aus gemeinnützig arbeitenden Anwält*innen in
ganz China."

Ole von Uexküll, Direktor der Right Livelihood Foundation, sagte:

"Die innovative Arbeit, die unsere Preisträger*innen jeden Tag verrichten,
zeigt, dass wir unsere globalen Probleme lösen können. Die Lösungen
existieren - und jetzt müssen wir alle dafür sorgen, dass sie in die
Realität übertragen werden. Darum geht es beim Right Livelihood Award."

 * 

Quelle:

Right Livelihood Foundation

Stockholmsvägen 23, Enskede, Stockholm 122 62, Sweden

Telefon: +46-(0)8-70 20 340 oder +46-(0)8-70 20 339, Fax: +46-(0)8-70 20 338

E-Mail: info@rightlivelihood.org

Internet: https://www.rightlivelihoodaward.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]

INFOPOOL / DIENSTE / KALENDER



ADVENT/125: Adventskalender - für den 5. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Donnerstag, den 5. Dezember

[image: Adventskalender 5. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Doch gab es die Chance

zu Wasser und Land,

es kam zur Balance,

dann hielten sie stand.

zum 5. Dezember 2019
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AUSSICHTEN/8822: Und morgen, den 05. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.12.2019 bis zum 06.12.2019 +++






[image: Jean-Luc 8822 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wie grad gestern umgekehrt,

früh am Morgen Sonnenschein,

Jean hat sich nicht recht gewehrt

und holt so den Regen rein.
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HÖRFUNK/501: Bayern 2 - Acht Winterfolgen "Wumme" im Podcast "Geschichten für Kinder", ab 3.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Mit "Wumme" in die Weihnachtszeit

Hörspiel von Ernestine Koch

Acht Winterfolgen im Podcast "Geschichten für Kinder"

Mit Herbert Bötticher als Papa, Regina Hackethal als Erzählerin und
Christine Ostermayer bzw. Julia Fischer als Wumme

Regie: Jan Alverdes

Produktion: BR 1970 bis 1985

Länge: jeweils knapp 20 Minuten

Für Kinder ab 5 Jahre



Die Fans der legendären Kinderradio-Reihe "Wumme" warten schon: Ab
sofort gibt es im Podcast "Geschichten für Kinder" acht Folgen rund um
Winter und Weihnachten. Die bekannten Radiogeschichten gehören bei
vielen, die in den 1970er- und 1980er-Jahren in Bayern Kind waren, zu
den unvergesslichen Radio-Erlebnissen. Vor den Sommerferien wurden
bereits zehn Folgen mit Sommer-Geschichten veröffentlicht. Diese
stehen nach wie vor zum Nachhören und Herunterladen zur Verfügung.

Die Geschichten von "Wumme" haben seit 1970 Kinder und Eltern
begeistert. Bis heute wenden sich immer wieder Hörerinnen und Hörer
mit Fragen zur Serie an den BR. Das gab den Ausschlag für die erneute
Veröffentlichung als Podcast.


Zum Inhalt

Das Mädchen Wumme ist die Hauptfigur der Serie. Seit Wummes Mama
gestorben ist, müssen sie und ihr Vater meist alleine zurechtkommen.
Ihre Gespräche und Unternehmungen bilden die Basis der Serie. Wumme
heißt eigentlich Sabine Irmingard Anneliese Müller und wird "Wumme"
genannt, weil sie schon als kleines Mädchen immer "warum?" gefragt
hat. Damals konnte sie allerdings das "r" noch nicht aussprechen und
sagte einfach nur: "Wumm?", was ihr den Spitznamen "Wumme" einbrachte.
Inzwischen hat Wumme kein Problem mehr mit dem "r", aber "warum?" ist
immer noch ihre Lieblingsfrage, die sie in über 150 Folgen stellte.

Diese ausgewählten Folgen bietet Bayern 2 im Podcast "Geschichten für
Kinder" und auf der Internetseite BR.de/kinder an:

Wumme und die Weihnachtsüberraschung (vom 21.12.1972)

Wumme und die Schlittschuhe (vom 15.2.1973)

Wumme und das Auto (vom 20.12.1973)

Wumme und die Schlüssel (vom 21.10.1974)

Wumme freut sich auf Weihnachten (vom 15.12.1975)

Wumme und das Krippenspiel (vom 12.12.1977)

Wumme vor Weihnachten (vom 11.12.1978)

Wumme im Winter (vom 8.1.1979)


Über die Autorin:

Ernestine Koch, geboren 1922, arbeitete seit 1947 für den Bayerischen
Rundfunk. Sie verfasste unzählige Schulfunk-Sendungen und wurde vor
allem durch die Serien "Sie und Er", "Die Familie Brandl" und "Wumme"
bekannt.
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GLEICHHEIT/6969: Scharfe Differenzen zu Beginn des Nato-Gipfels


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Scharfe Differenzen zu Beginn des Nato-Gipfels

Von Alex Lantier

4. Dezember 2019



Am Montag trafen die Regierungschefs der Nato-Staaten zu einem zweitägigen
Gipfeltreffen in London ein, das am Dienstag begann. Doch 70 Jahre nach
Gründung der Nato in der Folge des Zweiten Weltkriegs treten scharfe
Differenzen hervor, die das Bündnis zu zerreißen drohen.

Ursprünglich sollte es bei dem Gipfeltreffen in London um die geplante
massive Nato-Aufrüstung gehen, die sich unverhohlen gegen große Atommächte
richtet. Die Militärübung Defender 2020, die für Anfang nächsten Jahres
geplant ist, umfasst nicht nur die Entsendung einer Nato-Flottille ins
Südchinesische Meer, sondern zudem auch eine wichtige Übung zur
Vorbereitung eines Kriegs gegen Russland in Europa. Washington wird 20.000
Soldaten aus den USA über den Atlantik nach Osteuropa schicken, wo sich
bereits 20.000 Soldaten, 70 Schiffe, 150 Flugzeuge und 10.000
Bodenfahrzeuge befinden.

Wie Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg am Freitag berichtete, haben die
Nato-Mächte ihre gemeinsamen Militärausgaben seit 2016 um 160 Milliarden
Dollar erhöht. Er sagte zudem eine weitere Erhöhung der Militärbudgets auf
400 Milliarden Dollar bis 2024 voraus. Finanziert werden diese Ausgaben
durch einen scharfen Sparkurs bei den Sozialausgaben zu Lasten der
arbeitenden Bevölkerung.

Allerdings verschärft diese Aufrüstung die Spannungen zwischen den 
Nato-Mächten, die sich im letzten Jahrhundert in zwei Weltkriegen gegenseitig
bekämpft haben. Die Nato wird erschüttert durch die aktuelle Krise um das
drohende Amtsenthebungsverfahren gegen US-Präsident Donald Trump, die
Konflikte um den Einmarsch der Türkei in Syrien, die britische Wahl im
Schatten des Brexit und den zunehmenden Konflikte zwischen Deutschland und
Frankreich in Fragen der Europapolitik.

Die Nato hat das zweitägige Treffen in London von einem "Gipfel" zu einem
Treffen der Regierungschefs herabgestuft, damit sie keine offizielle
Erklärung veröffentlichen muss, unter die Trump oder andere Regierungschefs
möglicherweise die Unterschrift verweigern. Letztes Jahr endete der
G7-Gipfel in Quebec mit einem spektakulären Debakel, als Trump in letzter
Minute seine Unterschrift für eine Erklärung verweigerte, auf die sich
Kanada, Japan, Deutschland, Großbritannien, Frankreich und Italien geeinigt
hatten. Im Verlauf des letzten Jahres haben sich die Spannungen in der Nato
nur noch weiter verschärft.

Karen Donfried von der Denkfabrik German Marshall Fund schreibt, die
Nato-Verbündeten "gehen mit einem Gefühl banger Ahnung zum Gipfel nach
London. Nur wenige rechnen damit, dass die Veranstaltung für Einigkeit
sorgt und die Risse im Gefüge nicht größer werden lässt."

Trump gilt nicht mehr als der einzige Regierungschef, dessen Äußerungen
schwere diplomatische Krisen auslösen können. Kori Schake, ehemals Mitglied
im Nationalen Sicherheitsrat der Bush-Regierung, sagte gegenüber Bloomberg
News: "Wenn wir es schaffen, dass sich diese Regierungschefs treffen, ohne
dass Präsident Trump, [der französische] Präsident Macron oder [der
türkische] Präsident Erdogan irgendetwas tun, das dem Bündnis schadet, so
wäre das ein deutliches Zeichen für die Achtung der Nato-Verbündeten vor
der Institution."

Im Vorfeld des Londoner Treffens traten scharfe Differenzen innerhalb der
Nato offen zutage. Am Freitag stellte der französische Präsident Emmanuel
Macron nach einem Treffen mit Stoltenberg in Paris erneut die Forderungen
der USA in Frage, das Bündnis für eine aggressive Politik gegen Russland
und China zu mobilisieren.

Er sagte: "Ist unser Feind heute Russland? Oder China? Ist es das Ziel der
Nato, sie als Feinde darzustellen? Das glaube ich nicht." Zur leichtsinnige
Entscheidung der USA, aus dem INF-Rüstungskontrollvertrag mit Russland und
China auszusteigen, meinte Macron: "Frieden in Europa, die Situation nach
dem Scheitern des INF-Vertrags, die Beziehung zu Russland, die Frage der
Türkei - wer ist der Feind?"

Macron, der den Gipfel wegen eines landesweiten Proteststreik gegen seine
Sparpolitik am 5. Dezember vorzeitig verlässt, erklärte den "Terrorismus"
zum Feind der Nato und rief zu besseren Beziehungen mit dem russischen
Präsidenten Wladimir Putin auf. Macrons Regierung hat nicht nur einen
strengen Sparkurs im Inland durchgesetzt, sondern will auch die
Unterstützung der Nato für den blutigen neokolonialen Krieg in Mali, eine
ehemalige französische Afrikakolonie, sichern.

Letzten Monat hatte Macron in einem Interview mit dem britischen Economist
die Lebensfähigkeit der Nato in Frage gestellt. Er bezeichnete sie als
"hirntot" und kritisierte die aggressive Politik der USA gegen Russland als
"staatliche, politische und historische Hysterie". Er kritisierte außerdem
den Einmarsch der Türkei in Syrien gegen die kurdischen Milizen, die
wiederum von den USA unterstützt werden. Es bestehe die Gefahr eines
Zusammenstoß zwischen der Türkei und der ganzen Nato mit Syriens
Hauptverbündetem Russland. Er forderte Frankreich und Europa auf, eine von
Washington unabhängige Außen- und Militärpolitik zu entwickeln.

Deutschland, die führende imperialistische Macht in Europa, kritisierte
diese Äußerungen. Führende deutsche Politiker und Medien riefen zu einer
weiteren Wiederaufrüstung Deutschlands und Europas auf, die zumindest
vorläufig unter der Ägide der Nato stattfinden soll. Sie warfen Macron vor,
seine pro-russische Haltung würde die osteuropäischen Regimes verärgern.

Merkel erklärte letzten Monat bei einem Treffen mit Macron anlässlich der
Feierlichkeiten zum Jahrestag des Mauerfalls: "Ich verstehe ihren Wunsch
nach disruptiver Politik, aber ich bin es leid, die Scherben aufzusammeln.
Immer und immer wieder muss ich die Tassen, die Sie zerschlagen haben,
zusammenkleben, damit wir uns dann zusammensetzen und eine Tasse Tee
trinken können."

In den letzten Tagen tauschte Macron außerdem Beleidigungen mit dem
türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan aus, der am Freitag öffentlich
in Richtung Macron geäußert hatte: "Ich werde Ihnen bei der Nato nochmals
empfehlen, zuerst bei sich selbst nach Anzeichen für einen Hirntod zu
suchen." Erdogan erklärte außerdem, es sei nicht Macrons Aufgabe, darüber
zu diskutieren, ob die Türkei in der Nato bleiben oder ausgeschlossen
werden sollte. Er kritisierte Macrons Unterstützung für die 
syrisch-kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG), die von der türkischen
Regierung als Terrororganisation eingestuft werden.

Erdogan drohte außerdem, sein Veto gegen die militärischen Pläne der Nato
einzulegen, Russland von Polen und den baltischen Staaten aus ins Visier zu
nehmen, falls nicht alle Nato-Staaten gemeinsam die YPG als
Terrororganisation einstufen.

Fast 30 Jahre nachdem die Auflösung der Sowjetunion durch die
stalinistische Bürokratie im Jahr 1991 der Nato den gemeinsamen Feind
genommen hat, wird immer deutlicher, dass die tief verwurzelten Konflikte
um strategische und wirtschaftliche Interessen die großen Nato-Mächte
auseinanderreißen. Angesichts der Niederlage in dem seit acht Jahren
andauernden Stellvertreterkrieg in Syrien und den Kriegen im ganzen Nahen
Osten bereiten die Nato-Mächte eine leichtsinnige Eskalation mit potenziell
katastrophalen Folgen vor. Sie reagieren damit auf den wachsenden
Widerstand der eigenen arbeitenden Bevölkerung und die zunehmenden
Spannungen untereinander.

Taktische Differenzen um die Außenpolitik des US-Imperialismus stehen im
Zentrum der Kampagne US-Demokraten, Trump durch ein Amtsenthebungsverfahren
zu beschädigen und ihn als pro-russischen Verräter darzustellen. Diese
Konflikte stehen auch in engem Zusammenhang mit den Bruchlinie im gesamten
Nato-Bündnis.

Am 9. Dezember wollen sich Merkel, Macron, Putin und der ukrainische
Präsident Wolodymyr Selenskij in Paris treffen, um einen Waffenstillstand
auszuhandeln; Washington ist von dem Treffen ausgeschlossen. Die
Washington Post warnt, die Amtsenthebungskrise könnte auf
unbeabsichtigte Weise die Stellung der europäischen Mächte in der Ukraine
stärken.

In einem Leitartikel heißt es in der Washington Post: "Fast alle
hohen Regierungsvertreter, die in den letzten zwei Jahren für die
Beziehungen zur Ukraine zuständig waren, sind zurückgetreten oder haben im
Amtsenthebungsausschuss ausgesagt und genießen nicht mehr das Vertrauen des
Präsidenten. ... Das alles schwächt Selenskijs Position deutlich, vor allem
wenn er an das Treffen mit Putin, Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem
französischen Präsidenten Emmanuel Macron denkt. Letztere werden die
Ukraine wahrscheinlich unter Druck setzen, Zugeständnisse an den russischen
Herrscher zu machen. Denn ein Deal würde ihnen erlauben, die Beziehungen
zwischen Europa und Russland in Ordnung zu bringen."

Auch unter europäischen imperialistischen Strategen, die dem Atlantikpakt
positiv gegenüberstehen, wächst der Pessimismus bezüglich der Nato.
Beispielhaft dafür ist eine Kolumne von Bruno Tertrais von der Denkfabrik
Strategic Research Foundation, die Montag in Le Monde erschien.

Tertrais schreibt: "Es ist durchaus möglich, dass die Nato im Jahr 2049
ihren hundertsten Geburtstag feiern könnte. Doch wenn sich der Gipfel in
London zu einer beispiellosen Aneinanderreihung von Streitereien zwischen
Verbündeten entwickelt, könnte er als der Anfang vom Ende der Nato in die
Geschichte eingehen."

Er kritisiert zwar Macrons Äußerung, die Nato sei hirntot, meint aber: "Im
Wesentlichen hat sich Frankreich für den richtigen Weg entschieden. Die
Entwicklung europäischer Kapazitäten ist eine Strategie ohne Verlierer, die
die Nato stärkt und als Versicherung im Falle ihres Zusammenbruchs dient.
Wir haben allen Grund, uns gegen die US-Rüstungsindustrie und diejenigen zu
wehren, die die Nato zu sehr in den Konflikt mit China hineinziehen
wollen."

 * 
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VORWÄRTS/1530: 30 Jahre danach


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 37/38 vom 15. November 2019

30 Jahre danach

von Siro Torresan



Im Jahre 1989 kam einer der grössten Skandale in der Schweizer
Geschichte ans Tageslicht: Der Staat hatte hunderttausende von
Personen illegal ausspioniert und registriert. Drei Jahrzehnte später
schlägt die Landesregierung ein Gesetz vor, das die persönlichen
Freiheitsrechte stark einschränkt. Betroffen davon sind auch
Kinder.


28. November 1989: Die Parlamentarische Untersuchungskommission
(PUK) präsentiert ihre Resultate: Die Bundespolizei (Bupo), eine
Abteilung der Bundesanwaltschaft (BA), hat über Jahrzehnte ohne
jegliche gesetzliche Grundlage Hunderttausenden von Bürger*innen
überwacht und registriert. An der Taubenstrasse 16 in Bern führte die
Schnüffelpolizei 900.000 Karteikarten (die sogenannten Fichen) und
dazu gehörende Dossiers.

Sowohl bei der Bupo als auch in den Kantonen wurden die illegal
gesammelten Informationen aufbewahrt und weitergegeben - an
ausländische Geheimdienste, an andere Amtsstellen und an
Arbeitgeber*innen. Offizielles Ziel der Fichierung war es, das "Land
vor aus dem Ausland gesteuerten subversiven Aktivitäten zur
Destabilisierung des Systems und nachfolgender Errichtung einer
totalitären, kommunistischen Diktatur" zu schützen, um es in der
Sprache der Schnüffler*innen zu sagen. Ausspioniert und fichiert
wurden vor allem linke Aktivist*innen, Gewerkschafter*innen und ihre
Organisationen.


Kontaktverbote und Hausarrest

30 Jahre später heisst das Stichwort nicht mehr "subversive
Aktivitäten" sondern "Terrorismusbekämpfung". Am 11. Oktober 2019
sprach sich die Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
(SiK-S) einstimmig für die Vorlage des Bundesrates über polizeiliche
Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT) aus. "Sie unterstützt
die vorgeschlagene Stossrichtung und möchte ein möglichst griffiges
Instrumentarium zur Terrorismusbekämpfung schaffen", ist in der
Medienmitteilung zu lesen. Und im über hundert Seiten langen Bericht
des Bundesrats steht unter anderem: "Mit dem vorliegenden Bundesgesetz
werden Lücken in den Handlungsfeldern 'Prävention' und 'Schutz' für
ein umfassendes Abwehrdispositiv gegen Terrorismus geschlossen".
Vorgesehen sind die Pflicht, sich zu vorgegebenen Zeiten persönlich
bei einem Polizeiposten oder einer anderen Behörde zu melden, ein
Ausreiseverbot, verbunden mit der Beschlagnahme des Reisepasses, ein
Kontaktverbot sowie die sogenannte Ein- und Ausgrenzung. Letzteres
bedeutet, dass die betreffende Person ein bestimmtes Gebiet nicht
betreten oder verlassen darf. Möglich ist auch die Eingrenzung auf
eine Liegenschaft, sprich ein Hausarrest. Zudem soll das Bundesamt für
Polizei (fedpol) auch die Befugnis erhalten, im Internet und in
elektronischen Medien verdeckt fahnden zu können. Weiter soll eine
rechtskräftig ausgewiesene Person - wie bei einer Landesverweisung
- künftig nicht mehr vorläufig aufgenommen werden können.

"Mit den im neuen Bundesgesetz vorgesehenen Massnahmen, insbesondere
dem Hausarrest, sowie den bereits verfügbaren Möglichkeiten können die
angestrebten Ziele erreicht werden", hält der Bundesrat fest.


Willkür und Rechtsunsicherheit

Terrorbekämpfung? Die NGO-Plattform Menschenrechte Schweiz, ein
Zusammenschluss von über 80 Nichtregierungsorganisationen, kritisiert
die vorgeschlagenen Massnahmen und stellt sich "entschieden" gegen die
Gesetzesvorlage. "Für die Anordnung von Massnahmen bedürfen die
Behörden einzig gewisser Anhaltspunkte, welche auf eine mögliche
terroristische Aktivität in der Zukunft hinweisen. Ausgangslage bilden
letztendlich Vermutungen und Spekulationen über Absichten und künftige
Handlungen von Personen", hält sie fest. Insbesondere der Hausarrest
stösst auf harsche Kritik. "Dieser präventive Freiheitsentzug zur
allgemeinen Gefahrenabwehr, wie ihn die Gesetzesvorlage vorsieht, ist
mit den Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskonvention nicht
vereinbar", so Viktor Györffy von grundrechte.ch. Besonders stossend
seien zudem die in der Vorlage vorgesehenen Altersgrenzen. Der
präventive Hausarrest könnte bereits für Personen ab 16 Jahren,
Kontakt- und Rayonverbote könnten gar gegenüber Kindern im Alter von
13 Jahren zum Einsatz kommen. "Dies steht im Widerspruch zu den
menschenrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz", erklärt Valentina
Stefanovic von humanrights.ch, denn das Schweizer Justizsystem ist
aufgrund der UNO-Kinderrechtskonvention explizit dazu verpflichtet,
die soziale Wiedereingliederung von Kindern zu fördern. Stefanovic:
"Die polizeilichen Massnahmen verursachen aber vielmehr eine
Stigmatisierung, wenn nicht sogar eine Kriminalisierung junger
Menschen, ohne dass diese sich einer Straftat schuldig gemacht
hätten".

Zur Antiterror-Strategie des Bundes gehört weiter die Vorlage
"Terrorismus und organisierte Kriminalität", die Verschärfungen im
Strafrecht sowie in zehn weiteren Gesetzen vorsieht. Neu und besonders
problematisch ist dabei, dass im Strafgesetzbuch erstmals die
Beteiligung an einer "terroristischen Organisation" unter Strafe
gestellt wird, ohne dabei die verbotenen Gruppierungen aufzulisten,
was bisher der Fall ist. "Diese Vorlage führt zu Willkür und zu einer
massiven Rechtsunsicherheit", bringt Patrick Walder von Amnesty
International die Sache auf den Punkt.


Der Kreis schliesst sich

Was hat der Fichenskandal von 1989 mit dem PMT zu tun? Im September
2015 fichierte der Staatsschutz die Ständerätin Anita Fetz wegen ihrer
Teilnahme an einer Podiumsdiskussion in Basel, die von der kurdischen
Gemeinde organisiert wurde. Und da diese reflexartig mit der
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) gleichgesetzt wird, rief dies den
Staatsschutz auf den Plan, der den Wahlkampfanlass überwachte und
Anita Fetz' politische Aktivität erfasste. Es ist mit Sicherheit kein
Einzelfall, wetten? Und somit schliesst sich der Kreis der Fichen mit
dem PMT. Dieses kommt nun zur Diskussion in die Räte. Wir dürfen
gespannt sein, was diesbezüglich der so genannte Linksrutsch nach den
Wahlen bewirken kann.

 * 
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MELDUNG/1040: Europäische Public Value Konferenz in Leipzig (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 3.12.2019

Europäische Public Value Konferenz in Leipzig

"Leipziger Impuls" soll Debatte über Gemeinwohlbeitrag anstoßen



Deutschlandradio hat mit dem SRF aus der Schweiz, dem ORF aus
Österreich, dem ZDF, WDR und MDR sowie der Handelshochschule Leipzig
am 3. Dezember 2019 den "Leipziger Impuls" auf den Weg gebracht.

Darin benennen die Unterzeichnenden sechs Handlungsfelder, in denen
"Potenzial zur gemeinwohlorientierten Zukunftsgestaltung
öffentlich-rechtlicher Medien" gesehen wird. Gleichzeitig regen sie
eine Debatte zum Gemeinwohlbeitrag nach innen und außen an. Der
"Leipziger Impuls" wurde im Rahmen einer Europäischen Public Value
Konferenz beim MDR in Leipzig vorgestellt.

"Wir alle haben gelernt, dass es nicht nur ausreicht, über große
Reichweite zu verfügen, sondern die Nähe zu den Menschen ist ebenso
wichtig wie der Nachweis des Public Value gegenüber den Bürgerinnen
und Bürgern", so MDR-Intendantin Karola Wille in ihrer Begrüßungsrede
mit Blick auf die "No-Billag"-Kampagne im vergangenen Jahr in der
Schweiz.

"Public Value bedeutet unverändert, dass wir für unsere Gesellschaft
von Nutzen sein müssen", betont Wille. Weiter sagte sie: "Wir müssen
für die Gesellschaft und für die einzelnen Bürgerinnen und Bürger
einen Wert darstellen - demokratische, kulturelle, soziale Bedürfnisse
befriedigen." Im Diskurs mit der Gesellschaft müsse dieser
gesellschaftliche Nutzen immer wieder selbstkritisch reflektiert und
belegt werden. Die MDR-Intendantin verwies darauf, dass es dabei auch
um Werte gehe: "Wir stehen für eine demokratische, freiheitliche,
tolerante Gesellschaft."

Dass öffentlich-rechtliche Medien das klare Mandat für Public Value
durch den weiterentwickelten Telemedienauftrag auch im digitalen
Zeitalter haben, steht für MDR-Intendantin Karola Wille außer Frage:
"Das Bundesverfassungsgericht formuliert klar: Die Bedeutung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks sinkt nicht im digitalen Zeitalter,
sondern wächst." Und dieser Herausforderung müsse man sich stellen.


"Leipziger Impuls" - Gemeinwohl als Auftrag, Chance und
Herausforderung

Im Rahmen einer Europäischen Public Value Konferenz haben
MDR-Intendantin Prof. Dr. Karola Wille, SRG-Generaldirektor Gilles
Marchand, ORF-Generaldirektor Dr. Alexander Wrabetz, ZDF-Intendant Dr.
Thomas Bellut, WDR-Intendant Tom Buhrow, Deutschlandradio-Intendant
Stefan Raue sowie Prof. Dr. Timo Meynhardt von der Handelshochschule
Leipzig den "Leipziger Impuls" auf den Weg gebracht. Darin beschreiben
sie sechs Handlungsfelder, "auf denen insbesondere im digitalen
Zeitalter die öffentlich-rechtlichen Medien neu denken müssen, wie ein
Gemeinwohlbeitrag in diesem Zusammenhang entsteht und geleistet wird,
der nachweisbar alle Bürgerinnen und Bürger anspricht".

Die Rede ist dabei von "Innovationen für die öffentliche
Meinungsbildung generieren", "Qualität sichern und weiterdenken",
"Gemeinwohlnetzwerke schaffen", "Verantwortung für Transparenz
übernehmen", "Unabhängigkeit durch Einbindung sichern" sowie
"Gemeinwohlorientierte Führung vorleben". So gehe es unter anderem
darum, neuartige mediale Brücken zu bauen, die den Dialog zwischen den
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen unterstützen und darum,
gemeinwohlorientierte Kommunikationsräume zu entwickeln,
beispielsweise durch Vernetzung der Mediatheken und Teilung von
Inhalten. Weitere Aufgaben sehen die Initiatoren darin,
publizistisches und wirtschaftliches Handeln nachvollziehbar und
überprüfbar zu machen, unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen und
Perspektiven in allen Bereichen und Prozessen einzubinden und die
Gemeinwohlorientierung intern noch stärker zum Maßstab guter Führung
zu machen.

In diesem Zusammenhang regen sie eine Debatte nach innen und außen an
und nehmen Gedanken, Anregungen und Impulse gern per E-Mail an
public-value@mdr.de entgegen.


Europäische Public Value Konferenz

Der Mitteldeutsche Rundfunk richtet derzeit in Kooperation mit der
Handelshochschule Leipzig eine Europäische Public Value Konferenz aus.
Gemeinsam mit Expertinnen und Experten aus Deutschland, Österreich und
der Schweiz wird unter anderem der Frage nachgegangen, wie öffentlich-
rechtliche Medien in einem sich rasant verändernden Umfeld ihren
gesellschaftlich verankerten Aufgaben gerecht werden können. Die
zweitägige Konferenz - am 3. und 4. Dezember beim MDR in Leipzig -
trägt den Titel: "Herausforderung Public Value in europäischen
Medienorganisationen".

Alle Vorträge und Panels werden aufgezeichnet und stehen zeitnah unter
www.mdr.de zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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HÖRSPIEL/2013: Deutschlandfunk Kultur - "Mädchenliegestütze", 5.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mädchenliegestütze

Von Sarah Kilter

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 56'30

(Ursendung)

Freispiel

Donnerstag, 5. Dezember 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



"Ich muss hier mal Ordnung machen. Habe das bei den anderen gesehen.
Diese Struktur, diese Ästhetik. Dann geht ja alles viel leichter, wenn
es übersichtlich ist. Wenn es übersichtlich ist, dann übersieht man
die Dinge endlich." Wie schreibt man einen guten Text, wenn man sehr
privilegiert ist, aber der Flow sich trotzdem nicht einstellt? Man
kann Figuren erschaffen, die die Arbeit der Autorin übernehmen.
Manchmal aber sind die Figuren nicht ganz ausgereift oder kaputt, dann
verstehen sie nichts. Und dann gibt es ein Problem.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019
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MUSIK/3064: Deutschlandfunk - Der Flötist James Galway, 5.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Ton wie Gold

Der Flötist James Galway (*1939)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



1969 hatte ihn Herbert von Karajan als Soloflötisten zu den Berliner
Philharmonikern geholt. Doch nur sechs Jahre konnte er den "Mann mit
der goldenen Flöte", wie man ihn später nannte, an das Orchester
binden. James Galway zog es hinaus in die Konzertsäle der Welt. Der
aus der nordirischen Stadt Belfast stammende Künstler startete eine
beispiellose Solokarriere und machte sein Instrument extrem populär.
Galway betörte mit seinem edlen Ton und verblüffte mit seiner
überragenden Virtuosität im klassischen Flötenrepertoire ebenso wie in
der Neuen Musik oder auf seinen Ausflügen in die Volksmusik und den
Jazz. Seine Schallplatten erreichten Millionenauflagen. Am 8. Dezember
wird Sir James Galway, der sich immer wieder auch kritisch zum
Nordirlandkonflikt geäußert hat, 80 Jahre alt.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3063: BR-KLASSIK - Galina Ustwolskajas großer Zyklus "Triade", 5.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Oktober 2019

musica viva - Sonderkonzert

Galina Ustwolskaja zum 100. Geburtstag

Aufzeichnung des Konzerts vom 21.11.2019, aus dem Herkulessaal der
Residenz München

Donnerstag, 5. Dezember 2019, 22.05 Uhr, BR-KLASSIK



Zum 100. Geburtstag von Galina Ustwolskaja widmet die musica viva
gemeinsam mit dem Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks der
berühmten russischen Komponistin ein Sonderkonzert. Mitglieder des
BRSO präsentieren Ustwolskajas großen Zyklus "Triade". Der Cellist
Nicolas Altstaedt eröffnet den Konzertabend mit Solowerken von Henri
Dutilleux und Johann Sebastian Bach. Das Sonderkonzert findet statt am
Donnerstag, 21. November 2019 um 20.00 Uhr im Herkulessaal der
Münchner Residenz.

In diesem Jahr wäre die 2006 verstorbene russische Komponistin Galina
Ustwolskaja 100 Jahre alt geworden. Sie gehört zu den bedeutendsten
Komponistinnen und Komponisten des 20. und 21. Jahrhunderts, obwohl
ihre Werke im internationalen Musikleben erst während der 1990er-Jahre
bekannt wurden. Galina Ustwolskaja war Kompositionsschülerin von
Dmitrij Schostakowitsch, und ihr galt seine größte Bewunderung. Als er
musikalische Themen von Ustwolskaja in seine eigenen Werke aufnahm,
soll er gesagt haben: "Nicht ich habe dich beeinflusst, sondern du
mich".

Die Musik der aus St. Petersburg stammenden Komponistin ist so
eigenartig wie kompromisslos. Sie bedient sich archaischer Stilmittel,
die an den psalmodierenden Gesang der russisch-orthodoxen Kirche
erinnern, und lotet extreme dynamische und agogische Kontraste aus.
Einzigartig und von großer skulpturaler Kraft sind auch die
Orchesterformationen, die ihre Werke fordern. Beim musica
viva-Sonderkonzert führen die Musikerinnen und Musiker des
Symphonieorchesters des BR die auf internationalen Konzertbühnen nur
selten zu erlebende Ensemble-Trilogie "Triade" auf: Die groß
dimensionierte und höchst expressive "Triade", ein Ausnahmewerk ersten
Ranges, entstand in den Jahren 1970 bis 1975 und besteht aus den
Sätzen "Dona nobis pacem", "Dies irae" und dem "Benedictus qui venit".
Das Werk zählt zu den wichtigsten Kompositionen spiritueller Musik des
20. Jahrhunderts und unserer Gegenwart.

Eröffnet wird das Konzert durch zwei Werke für Violoncello solo: Der
Cellist Nicolas Altstaedt ist zu Gast mit den "Trois Strophes sur le
nom de Sacher" von Henri Dutilleux und der Suite für Violoncello solo
Nr. 5 von Johann Sebastian Bach.


Programm

Henri Dutilleux [1916-2013] Trois Strophes sur le nom de Sacher für
Violoncello solo

Johann Sebastian Bach [1685-1750] Suite für Violoncello solo Nr. 5 c-
moll

Prelude - Allemande - Courante - Sarabande - Gavotte I/II - Gigue

Galina Ustwolskaja [1919-2006] Triade [1970-75] Gesamtaufführung des
Zyklus'

1. Dona nobis pacem für Piccoloflöte, Tuba und Klavier

2. Dies irae für 8 Kontrabässe, Holzwürfel und Klavier

3. Benedictus qui venit für 4 Flöten, 4 Fagotte und Klavier

Mitwirkende:

Nicolas Altstaedt, Violoncello

Mitglieder des Symphonieorchesters des Bayerischen Rundfunks:

Natalie Schwaabe, Piccoloflöte

Henrik Wiese, Ivanna Ternay, Petra Schiessel, Flöte

Marco Postinghuel, Susanne Sonntag, Rainer Seidel, Francisco Esteban
Rubio, Fagott

Stefan Tischler, Tuba

Lukas Maria Kuen, Klavier

Guido Marggrander, Schlagzeug

Heinrich Braun, Philipp Stubenrauch, Wies de Boevé, Simon Wallinger,
Frank Reinecke, Teja Andresen, Lukas Richter, José Trigo, Kontrabass

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Oktober 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





TALK/1695: Deutschlandfunk Kultur - Die neue EU-Kommission am Start, 6.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die neue EU-Kommission am Start

27 Freunde sollt ihr sein

Aufzeichnung einer öffentlichen Veranstaltung in Kooperation mit der
Europäischen Akademie Berlin

Wortwechsel

Freitag, 6. Dezember 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Herausforderungen für Ursula von der Leyens neue EU-Kommission
sind zugleich mannigfaltig und schwergewichtig: Klimapolitik,
internationale Handelskonflikte, der künftige Umgang mit den Briten,
die Digitalisierung, die Zwiste innerhalb der Union und, und, und ...
Auf eine Schonfrist können die 27 nicht hoffen. Was ist von dieser
neuen Kommission politisch-inhaltlich zu erwarten? Wer von den sechs
Vize-Kommissions-Präsidentinnen und -Präsidenten wird eine prägende
Rolle übernehmen? In welchen Politikfeldern werden wir wirklich Neues
sehen?

 * 

Quelle:
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ZAHN/284: Imlantate - Die Therapie ist mit der Eingliederung des endgültigen Zahnersatzes nicht zu Ende (idw)


Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich e. V. - 29.11.2019

Zahnimplantate: Die Therapie ist mit der Eingliederung des endgültigen Zahnersatzes nicht zu Ende



"Um den Erfolg einer Therapie mit Zahnimplantaten dauerhaft zu sichern,
ist eine langfristige professionelle Betreuung der Patienten
unerlässlich", erklärt DGI-Präsident Prof. Dr. Knut A. Grötz (Wiesbaden)
auf dem 33. Kongress der DGI, der vom 28. bis 30. November in Hamburg
stattfindet. Insbesondere die Betreuung von Risikopatienten erfordere eine
engere Zusammenarbeit mit anderen (zahn-)medizinischen Fächern und eine
intensive Fortbildung. Um Behandlungsdaten verfügbar und wissenschaftlich
auswertbar zu machen, hat der Vorstand der Gesellschaft die Etablierung
einer Implantat-Datenbank beschlossen.

Geht ein Zahn verloren, sind Zahnimplantate für eine steigende Zahl von
Patienten inzwischen die erste Wahl. Schätzungen zufolge implantieren
Zahnärztinnen und Zahnärzte hierzulande pro Jahr 1,3 Millionen dieser
künstlichen Zahnwurzeln als Träger von Zahnersatz. Implantate tragen
Kronen und Brücken, geben Zahnprothesen festen Halt und verankern
kieferorthopädische Apparaturen.

Alleine schon die steigende Zahl von Zahnzusatzversicherungen spiegelt das
Interesse der Bundesbürger an hochwertigem Zahnersatz wider: Mehr als
300.000 Menschen schlossen im Jahr 2018 eine solche Versicherung ab -
damit besaßen Ende 2018 mehr als 16 Millionen Menschen eine solche Police.

Die wachsende Bedeutung von Zahnimplantaten hat mehrere Gründe. Eine
wachsende Zahl von Therapiekonzepten erlaubt es Zahnärztinnen und
Zahnärzten, eine Behandlung den individuellen (zahn-)medizinischen
Bedürfnissen und persönlichen Wünschen von Patientinnen und Patienten
anzupassen. Gleichzeitig schwinden die Kontraindikationen. Von einer
Implantattherapie können heute auch Patienten profitieren, die unter
Diabetes mellitus, Osteoporose oder Herz-Kreislauferkrankungen leiden.

Intensive Zusammenarbeit. Dieser Trend bedeutet aber: Zahnärztinnen und
Zahnärzte behandeln zunehmend Patienten, die gesundheitliche
Risikofaktoren tragen. Darum müssen Zahnmedizin und Medizin deutlich
intensiver kooperieren", sagt DGI-Präsident Prof. Dr. Dr. Knut A. Grötz,
Wiesbaden, der nicht nur die Zusammenarbeit mit anderen zahnmedizinischen
Disziplinen ausbauen, sondern gleichermaßen die Kooperation etwa mit der
Deutschen Gesellschaft für innere Medizin und dem Dachverband Osteologie
intensivieren will.

Intensive Fortbildung

"Wir müssen vor allem deutlicher machen", betont der DGI-Präsident, "dass
eine Implantatbehandlung mit der Eingliederung des endgültigen
Zahnersatzes nicht zu Ende ist." Der Begriff "periimplantär", so Professor
Grötz, dürfe nicht länger ausschließlich mit der Periimplantitis, einer
Entzündung der Gewebe um ein Implantat herum, in Verbindung gebracht
werden, sondern müsse vermitteln, dass eine kontinuierliche Betreuung von
Implantatpatienten erforderlich ist - auch nach dem Ende der eigentlichen
Implantatbehandlung.

Neues Curriculum für die Assistenz.

Diese Einsicht hat die DGI bereits in eine konkrete Maßnahme umgemünzt.
Seit 2018 gibt es ein Curriculum für Zahnmedizinische Fachangestellte, in
dessen Mittelpunkt die dauerhafte und professionelle Betreuung von
Implantatpatienten steht. "Es gilt", so Professor Grötz, "die
Besonderheiten dieser Versorgung ins Zentrum der Betreuung zu stellen, um
den Behandlungserfolg zu sichern - denn Implantate stellen andere
Anforderungen als Zähne."

Leitlinienarbeit der DGI

Auch die Leitlinienarbeit der DGI spiegelt die neuen Erfordernisse. Seit
drei Jahren verfügbar sind Leitlinien der höchsten Qualitätsstufe S3 zu
den Themen "Zahnimplantate bei Diabetes mellitus" sowie "Zahnimplantate
bei medikamentöser Behandlung mit Knochenantiresorptiva", zu denen die
Bisphosphonate genannten Medikamente gehören, die bei Osteoporose und
Krebserkrankungen eingesetzt werden. Im Stadium der Finalisierung befindet
sich eine Leitlinie "Implantate bei Immunsuppression und Immundefizienz".

DGI plant Datenbank für Implantate.

Die DGI will einen ganz besonderen Schatz heben, der in den Praxen der
implantologisch tätigen Zahnärztinnen und Zahnärzte liegt:
Behandlungsdaten von Patientinnen und Patienten. Diese sollen in einer
zentralen Datenbank gebündelt werden. Anders als klinische Studien, die
stets unter besonderen Bedingungen und mit ausgewählten Patienten
stattfinden, bilden solche Daten die Behandlungsrealität in den Praxen und
Kliniken der DGI-Mitglieder ab. Zusammentragen will die DGI die
anonymisierten Patientendaten, die über die eigentliche Therapie hinaus
auch die langfristige Betreuung der Implantatpatienten beinhalten. Aus
diesem kontinuierlich wachsenden Datenpool lassen sich, so hofft der
Vorstand der DGI, durch ebenso kontinuierliche wissenschaftliche Analysen
auch neue Impulse für die Behandlung und Betreuung der Patienten ableiten.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgi-kongress.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich e. V. - 29.11.2019
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AUSLAND/2552: Afrika - Nutzen von HIV-Tests bei Geburt für Frühdiagnose von Babys HIV-positiver Mütter (idw)


Klinikum der Universität München - 29.11.2019

Welt-AIDS-Tag: Wenn die Zeit zählt - Nutzen von HIV-Tests bei Geburt für
Frühdiagnose von Babys HIV-positiver Mütter

LIFE Studie in Mosambik und Tansania untersucht die Vorteile neuer
patientennaher Labordiagnostik (Point-of-Care-Diagnostik) zur Verbesserung
der Überlebenschancen HIV-infizierter Kinder



Am 1. Dezember war Welt-AIDS-Tag. Forscher des Tropeninstituts am Klinikum
der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) München haben kürzlich ein neues
Forschungsprojekt in Mosambik und Tansania, die LIFE Studie, gestartet. In
der Studie soll herausgefunden werden, ob die langfristige
Gesundheitsprognose von HIV infizierten Kindern durch einen unmittelbaren
Beginn der antiretroviralen Therapie nach Geburt verbessert wird. Der
frühzeitige Start wird erst durch den Einsatz eines neuen
Point-of-Care-Testes ermöglicht, mit dem die Diagnosestellung innerhalb weniger Stunden
nach Geburt möglich ist. Im November wurden die ersten Mütter und ihre
Kinder in Beira, Mosambik, in die LIFE Studie aufgenommen.

Eine der wichtigsten Forderungen in den Zielen für nachhaltige Entwicklung
der Vereinten Nationen ist es, die weltweite HIV/AIDS-Epidemie bis 2030
und damit auch HIV-Neuinfektionen und AIDS-bedingte Todesfälle bei Kindern
zu beenden. Laut dem UNAIDS Programm der Vereinten Nationen nimmt die Zahl
an pädiatrischen HIV-Infektionen weltweit ab, insbesondere aufgrund der
verstärkten Prävention der Mutter-Kind-Übertragung von HIV. Dennoch lebten
2017 rund 1,8 Millionen Kinder mit einer HIV-Infektion, schätzungsweise
180.000 infizierten sich dabei hauptsächlich durch eine
Mutter-Kind-Übertragung des Virus. Ohne einen rechtzeitigen Behandlungsbeginn
schreitet die HIV-Erkrankung bei Säuglingen schnell voran, dabei ist die
Kindersterblichkeit in der Zeit von 2 bis 3 Monaten nach der Geburt am
höchsten. Durchschnittlich 50% dieser Kinder sterben innerhalb von zwei
Jahren. Die neue LIFE Studie widmet sich diesem Gesundheitsproblem. Sie
untersucht den Nutzen von Point-of-Care Tests für die nachgeburtliche
Frühdiagnose von HIV und darauf basierende Behandlungsstrategien in
ländlichen und städtischen afrikanischen Geburtszentren.

Point-of-Care-Tests liefern HIV Ergebnis in zwei Stunden

Für die Frühdiagnose einer HIV-Infektion bei Kindern ist ein direkter
Virusnachweis erforderlich und in Afrika erfolgt dieser aus
Trockenblutproben, die in spezialisierten Zentralenlaboren diagnostisch
untersucht werden. In der Regel dauert es 2 bis 4 Wochen, bis die
Ergebnisse an die medizinischen Einrichtungen übermittelt werden, und
weitere Zeit verstreicht bis Mütter die Testergebnisse ihrer Kinder
erhalten, und schließlich im Falle eines positiven Testergebnis eine
antiretrovirale HIV Therapie begonnen wird. Im Vergleich zu diesem
derzeitigen Standardverfahren liefern neue, auf Nukleinsäure basierende,
dezentralisierte Point-of-Care-Tests ein HIV Ergebnis innerhalb von zwei
Stunden, welches zu einer frühzeitig lebensrettenden antiretroviralen
Therapie und entsprechender rechtzeitiger Nachsorge führen sollte.
Point-of-Care-Tests sind einfach zu handhaben und können von Krankenschwestern
und Hebammen an den Geburtszentren direkt durchgeführt werden. Gerade in
ressourcenschwachen Regionen hat dies viele Vorteile. Point-of-Care-Tests
sollten somit eine wesentliche Verbesserung in der Primärversorgung von
Neugeborenen darstellen.

In der LIFE-Studie untersuchen die Forscher, ob der HIV-Test direkt nach
der Geburt in Verbindung mit dem sofortigen anti-retroviralen
Therapiebeginn im Vergleich zum bisherigen Standardverfahren zu weniger
Erkrankungen, einem geringerem Fortschreiten der HIV Infektion oder
weniger Todesfällen bei Säuglingen führt. In diesem Zusammenhang werden
auch Kosten-Nutzen-Analysen durchgeführt, um Faktoren zu definieren, die
in beiden Ländern auch in künftige Leitlinien und Programme zur
HIV-Behandlung einfließen könnten. Auch wird untersucht, ob die Frauen in
einer solchen besonderen Situation die Diagnose ihres Kindes überhaupt
annehmen. Die bisherige Forschung hat zudem gezeigt, dass durch einen
frühzeitigen Behandlungsbeginn die Ausbreitung des HI-Virus im Körper von
Säuglingen verringert werden kann, was wiederum zu einer anhaltenden
Unterdrückung des Virus oder möglicherweise einer funktionellen Heilung
von HIV führen könnte. Auch diese Annahme wird innerhalb der LIFE Studie
genauer untersucht.

Studie in 28 Einrichtungen in Mosambik und Tansania

Die kontrollierte Cluster-randomisierte Studie wird in 28 Geburtskliniken
in Mosambik und Tansania durchgeführt. Die Gesundheitseinrichtungen werden
nach dem Zufallsprinzip einem der beiden Studienarme zugeordnet: Bei der
Hälfte der Teilnehmer erfolgt die Diagnose einer möglichen HIV-Infektion
durch einen Point-of-Care-Test bei Geburt und in Woche 4 bis 6 nach
Geburt, bei der anderen Hälfte erfolgt dieser ausschließlich zwischen 4
und 6 Wochen nach der Geburt der Babys. Insgesamt sollen circa 6.000
Mutter-Kind-Paare (d.h. 3.000 pro Studienarm) zum Zeitpunkt der Geburt als
freiwillige Teilnehmer für die Studie rekrutiert werden. Alle Neugeborenen
werden bis 12 Wochen, alle bis dahin HIV-infizierten Kinder bis 18 Monate
nach Geburt im Verlauf beobachtet und systematische Erhebungen
hinsichtlich der kindlichen Entwicklung, dem Verlauf der HIV-Infektion
unter Therapie, des Auftretens von Erkrankungen, Krankenhausaufenthalten
oder Todesfällen durchgeführt. Im November wurde die erste Gruppe, ca. 65
Mutter-Kind-Paare, an verschiedenen medizinischen Zentren in Beira,
Mosambik, in die Studie aufgenommen.

Erste Ergebnisse werden ab 2021/22 erwartet. Neben der Untersuchung der
Wirksamkeit in der Verbesserung der Kindergesundheit und einer möglichen
verbesserten HIV-Remission trägt das Forschungsprojekt in den beiden
Zielländern zum Ausbau von Infrastrukturmaßnahmen und der Entwicklung von
klinischen Studienkapazitäten insbesondere in ländlichen Regionen bei.
Dieses beinhaltet auch Trainings für medizinisches Fachpersonal und eine
Sensibilisierung für die Thematik. Dr. Arne Kroidl vom Tropeninstitut am
Klinikum der LMU München, medizinischer Experte im Projekt, betont: "Wir
erwarten, dass diese neuen Verfahren und Unterstützung in der Ausstattung
der Gesundheitszentren die Prozesse in den Geburtskliniken maßgeblich
verbessern, aber auch einen entscheidenden Beitrag für die nationalen HIV
Programme leisten. Die Studie wird insbesondere dazu beitragen, dass
Laborverfahren an den Studienstandorten sowie auch an den angeschlossenen
Laborzentren optimiert werden. Die Ziele unseres Forschungsvorhabens
stehen im Einklang mit den bisherigen WHO Richtlinien. Ein besonderer
Fokus liegt auch darauf, entsprechende Forschungslücken zu schließen und
einen entscheidenden Beitrag zu bestehenden Leitlinien zu leisten."

Das Klinikum der LMU München ist Sponsor der Studie, die vom Instituto
Nacional de Saude (INS) in Mosambik koordiniert wird. Das Projekt wird in
der Region Mbeya in Tansania unter der Leitung von Wissenschaftlern des
NIMR-Mbeya Medical Research Centre (MMRC) und in den Provinzen Sofala und
Manica in Mosambik unter der Leitung von Wissenschaftlern des INS und des
Centro de Investigaç�o Operacional da Beira (CIOB) durchgeführt. Die
Beteiligung der Clinton Health Access Initiative (CHAI) in Mosambik und
Tansania ist ein entscheidender Faktor für die Durchführung der Studien.
Die Kosten-Nutzen-Analyse wird vom Public Health Institut des
Universitätsklinikums Heidelberg unterstützt, die virologische Analyse
wird am Instituto Universitário Egas Moniz (IUEM) der Universität Lissabon
durchgeführt. Die Studie wird von der European & Developing Countries
Clinical Trials Partnership (EDCTP), der Europäischen Union (EU), UNITAID
und dem Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) finanziert.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unaids.org/sites/default/files/media_asset/JC2686_WAD2014report_en.pdf 

(UNAIDS. Fast-Track: Ending the AIDS Epidemic by 2030)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München - 29.11.2019
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AIDS/1091: Lebendige Erinnerungen an den Kampf gegen HIV/AIDS in Europa (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 29.11.2019

Lebendige Erinnerungen an den Kampf gegen HIV/AIDS in Europa

Das neuegegründete European HIV/AIDS Archiv der Humboldt-Universität ist
jetzt online.



Das neugegründete European HIV/AIDS Archive (EHAA) der
Humboldt-Universität zu Berlin dokumentiert Vergangenheit, Gegenwart und
Zukunftsvisionen der HIV/Aids-Epidemie in Europa und ist zum Weltaidstag
am 1. Dezember 2020 online zugänglich. Mit Interviews und Materialien aus
Deutschland, Griechenland, Großbritannien, Polen, Portugal und Russland
eröffnet es Einblicke in die komplexe Geschichte des europaweiten Kampfes
gegen die Epidemie. Bis zum Jahresende werden mehr als 100 Interviews dort
abzurufen sein. Die Eröffnung des Archivs schließt das Forschungsprojekt
Disentangling European HIV/AIDS Policies: Activism, Citizenship and Health
(EUROPACH) ab.

Als lebendige Chronik der HIV-Epidemie in Europa zeigt das EHAA, wie
unterschiedlich HIV/AIDS erlebt, gelebt und bekämpft wurde. Die Sammlung
umfasst die persönlichen Berichte von Menschen, die mit HIV/AIDS leben,
von Vertreter*innen sozialer Gruppen und Communities, die vom Virus
betroffen sind, von Aktivist*innen, Politiker*innen und Medizinier*innen,
von Mitarbeiter*innen von Hilfsorganisationen und von Künstler*innen. Das
Archiv dokumentiert die unterschiedlichen Entstehungsweisen und
Entwicklungen des AIDS-Aktivismus in einzelnen Ländern und zeigt, wie
dabei auf einzigartige Weise Solidarität, Empowerment, politische
Interventionen und Organisationsformen unter Menschen und Gruppen
entstanden, deren Rechte und Anerkennung oft beschnitten werden. Die
Aufgabe, aus der Vergangenheit zu lernen, wird oft nicht ernst genommen,
in einigen Fällen wird sie gar aktiv bekämpft. Dieses Archiv bietet eine
wertvolle Ressource, um von jenen Personen und Gruppen zu lernen, die im
Epizentrum der Epidemie standen und die gesundheitspolitischen Geschicke
maßgeblich beeinflusst haben.

In jenem Moment, in dem die Vereinten Nationen und nationale Regierungen
das "Ende von AIDS" "BIS 2030" verkünden, weist Europa laut
Weltgesundheitsorganisation die weltweit zweithöchste Rate an
HIV-Neuinfektionen auf - mit großen geographischen Disparitäten und sehr
unterschiedlich betroffenen sozialen Gruppen. Diese Ungleichheiten fordern
uns dazu auf, die vor allem in Deutschland dominante Erzählung eines
erfolgreichen Kampfes gegen die Epidemie in Frage zu stellen. Sie führen
uns nicht nur die zunehmend gespaltene politisch Landschaft in Europa vor
Augen, sondern auch die Heterogenität des zivilgesellschaftlichen Kampfes
gegen HIV/Aids - ein Kampf der maßgeblich von Sexarbeiter*innen,
Drogengebraucher*innen, Inhaftierten, Frauen, Migrant*innen und schwulen
Männern getragen wurde.

Das Archiv ist aus einer Kooperation zwischen den Forschungsprojekten
Disentangling European HIV/AIDS: Activism, Citizenship and Health
(finanziert durch HERA) und "Keine Rechenschaft für Leidenschaft!"
Aids-Krise und politische Mobilisierung in den 1980er und frühen 1990er Jahren
in Deutschland (finanziert durch die DFG) und dem Arbeitskreis
AIDS-Geschichte ins Museum, angesiedelt an der Deutschen AIDS-Hilfe,
entstanden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://hu.berlin/HIV-Archiv

www.europach.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution46
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Humboldt-Universität zu Berlin - 29.11.2019
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DIABETES/2092: Forschung - Bewegung schützt vor Diabetes ... aber wie? (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans-Knöll-Institut (HKI) - 29.11.2019

Bewegung schützt vor Diabetes - aber wie?



Jena. Ärzte raten zu mehr Bewegung, wenn sie Prädiabetes diagnostizieren.
Häufig lässt sich damit der Übergang zu einer Typ-II-Diabeteserkrankung
verhindern oder verzögern. Aber eben nicht immer. Ein Team um den Jenaer
Systembiologen Gianni Panagiotou fand nun Hinweise darauf, dass die
Zusammensetzung des Darmmikrobioms eine entscheidende Rolle dabei spielt,
ob Sport tatsächlich vor Typ-II Diabetes schützen kann. Die Ergebnisse der
mit Forscherkollegen in Hongkong gemeinsam durchgeführten Studie
erschienen kürzlich im Fachjournal Cell Metabolism.




[image: Bild: © Hanno Schoeler, Leibnitz-HKI]

Das Darmmikrobiom bestimmt, bei welchen Patienten Bewegung positive Effekte bei der Diabetesvorbeugung hat.

Bild: © Hanno Schoeler, Leibnitz-HKI



Ungesunde Ernährung und zu wenig Bewegung sind häufig die Ursache für eine
Diabeteserkrankung. Diese kündigt sich im Fall von Typ-II-Diabetes meist
an: Die Patienten haben einen dauerhaft erhöhten Blutzuckerwert ohne
jedoch die für die Diabetesdiagnose festgelegten Grenzwerte zu
überschreiten. In diesem Fall handelt es sich um Prädiabetes. Menschen mit
Prädiabetes erhalten die ärztliche Empfehlung, regelmäßig Sport zu
treiben. Häufig lässt sich die Diabeteserkrankung durch Bewegung
verhindern. Ein bestimmter Anteil der Betroffenen weist jedoch eine
sogenannte Trainingsresistenz auf: bei ihnen zeigt der Sport keinerlei
Wirkung oder fördert gar die Entwicklung von Diabetes.

Gianni Panagiotou vom Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und
Infektionsbiologie in Jena und seine Kollegen von der Universität Hongkong
haben das Darmmikrobiom von Patienten, die positiv auf Sport ansprechen
mit dem von jenen verglichen, wo Bewegung keine Wirkung zeigt. Die
Studiendaten zeigen einen klaren Zusammenhang zwischen Darmmikrobiom,
Bewegung und Blutzuckerwerten. "Es gibt eine hohe Variabilität bei der
Reaktion von Blutzuckerwerten auf sportliche Betätigung. Wir konnten
herausfinden, dass diese in Abhängigkeit des Darmmikrobioms steht", sagt
Panagiotou. Dabei beziehen sich diese Unterschiede sowohl auf die
Zusammensetzung des Mikrobioms als auch auf seine Funktionalität. So
produziert das Darmmikrobiom von erfolgreich Therapierten mehr nützliche
kurzkettige Fettsäuren während bei denen, die nicht ansprachen, eher
metabolisch schädliche Verbindungen auftreten.

Die Ergebnisse wurden anhand des Darmmikrobioms von 39 Männern mit
Prädiabetes gewonnen. In einem Kontrollexperiment wurde das Darmmikrobiom
der unterschiedlich reagierenden Patienten aus dieser Probandengruppe auf
fettleibige Mäuse übertragen. Allein das Mikrobiom derer, bei denen die
Bewegungstherapie wirksam war, führte bei den Mäusen zu denselben
positiven Auswirkungen.

Mit der Untersuchung des Darmmikrobioms ließe sich also voraussagen, wie
gut Prädiabetiker auf Bewegung ansprechen. "Diese Erkenntnis ermöglicht
es, zukünftig personalisierte Therapieansätze zu entwickeln", so
Panagiotou.

Unter dem Begriff Mikrobiom verstehen Wissenschaftler die Gesamtheit aller
Mikroorganismen in einem bestimmten Raum, also beispielsweise dem Darm. Es
wird vermutet, dass das Darmmikrobiom einen großen Einfluss auf Gesundheit
und Wohlbefinden des Menschen hat. Die Bildung und Veränderung von
Mikrobiomen sowie die molekularen Mechanismen ihrer Regulation sind
Forschungsgegenstand des Jenaer Exzellenzclusters "Balance of the
Microverse", in dem ein Teil der Studie durchgeführt wurde. Gianni
Panagiotou bearbeitet das Thema zudem im Sonderforschungsbereich FungiNet
und im EU-geförderten Marie Skłodowska-Curie Programm "BestTreat", das er
auch koordiniert. Die Ergebnisse der Forschungsarbeit wurden im
Fachjournal Cell Metabolism veröffentlicht und von den Zeitschriften
Nature und Nature Endocrinology als Forschungs-Highlight hervorgehoben.


Originalpublikation:

Liu Y, Wang Y, Ni Y, Cheung CKY, Lam KSL, Wang Y, Xia Z, Ye D, Guo J, Tse
MA, Panagiotou G, Xu A (2019) Gut microbiome fermentation determines the
eficacy of exercise for diabetes prevention. Cell Metabolism,
https://doi.org/10.1016/j.cmet.2019.11.001.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution693
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PARKINSON/178: Tiefe Hirnstimulation - Das Zittern gestoppt, aber vergessen, wie man schwimmt (idw)


Universitätsspital Zürich - 29.11.2019

Das Zittern gestoppt, aber vergessen, wie man schwimmt



Tiefe Hirnstimulation bringt vielen Patienten mit Parkinson verlorene
Bewegungskontrolle und damit Lebensqualität zurück. Bei wenigen
Patientinnen und Patienten löscht sie aber die Fähigkeit zu schwimmen aus
dem Bewegungsgedächtnis, wie Neurologen am Universitätsspital Zürich jetzt
herausfanden.

Zitternde Hände und ein unsicherer Gang sind typische Begleiterscheinungen
der Parkinson-Krankheit - und beeinträchtigen die Lebensqualität der
Betroffenen stark. Tiefe Hirnstimulation kann das Zittern stoppen. Dafür
werden in einem bestimmten Hirnareal Elektroden platziert; ein ebenfalls
implantierter Neurostimulator gibt über die Elektroden dann Impulse in das
Hirnareal ab, wo das Zittern ausgelöst wird - und bringt es zum
Stillstand. Neurologen am Universitätsspital Zürich haben nun
herausgefunden, dass die Tiefe Hirnstimulation bei einzelnen Patienten
dazu führt, dass sich ihre Motorik insgesamt zwar verbessert, sie aber die
Fähigkeit zu Schwimmen geradezu vergessen.

Die Ursache für diesen Effekt ist noch nicht abschliessend geklärt. «Wir
vermuten, dass die Synchronisierung der Nerven, die das Zittern stoppt,
auch komplexe Bewegungsabläufe beeinflusst», fasst Christian Baumann,
Neurologe und Parkinson-Spezialist den gegenwärtigen Stand des Wissens
zusammen. «Zu diesen meist vor langer Zeit erlernten Bewegungsabläufen
gehört Schwimmen, aber auch Skifahren.»

Stoppt die Stimulation, ist das Schwimmen wieder da

Einige Patienten - leidenschaftliche Schwimmerinnen und Schwimmer - die
nicht mehr oder viel schlechter schwimmen konnten, schalteten den
Neurostimulator aus. «Ihre Schwimmfähigkeit war fast sofort
wiederhergestellt, als die Stimulation gestoppt wurde. Sie entschlossen
sich aber, sie wieder zu aktivieren und auf das Schwimmern zu verzichten,
weil die Vorteile für sie letztlich überwiegen.» Dank dieser Patienten ist
den Forschern nun bekannt, dass der Ausfall rückgängig gemacht werden
kann. Ob dies bei allen Patienten so wäre, ist aber noch nicht erwiesen.

Die Vorteile überwiegen

Christian Baumann rät nicht von der Tiefen Hirnstimulation bei Parkinson
ab: «Wichtig ist, dass die Patientinnen und Patienten Bescheid wissen,
bevor sie sich zu diesem Eingriff entscheiden. Und Parkinsonpatientinnen
und -patienten mit einem Neurostimulator sollten nicht unbegleitet ins
Wasser gehen, bis feststeht, dass ihre Schwimmfähigkeit nicht gelitten
hat.» Sobald der Verdacht aufkam, dass die Tiefe Hirnstimulation die
Schwimmfähigkeit einschränken kann oder gar zum Verschwinden bringt,
wurden deshalb auch alle Patientinnen und Patienten mit bestehenden
Neurostimulatoren informiert.

Originalpublikation:
Daniel Waldvogel et al.

Beware of deep water after subthalamic deep brain stimulation. 

Neurology. 2020;94:1-3. 

doi:10.1212/WNL.0000000000008664

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1839
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MEDIEN/1035: Neue Ausgabe des Wissenschaftsmagazins IMPULSE mit Forschungsbeiträgen aus der Sportwissenschaft (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 29.11.2019

Multiple Sklerose: Immunbiologischer Einfluss von Sport

Neue Ausgabe des Wissenschaftsmagazins IMPULSE erschienen - mit vielen
spannenden Forschungsbeiträgen aus der Sportwissenschaft.



Schon längere Zeit weiß man in der Medizin, dass Sport positive Effekte
für das Gehirn hat. Daher sind Sportprogramme auch für Patienten, die an
Multipler Sklerose (MS) leiden, bereits fest etabliert. Im Institut für
Kreislaufforschung und Sportmedizin, Abteilung molekulare und zelluläre
Sportmedizin, erforschen Wissenschaftler*innen den Einfluss, den Sport und
Bewegung auf diese chronische Erkrankung des zentralen Nervensystems
ausüben.

Dies ist nur einer von insgesamt fünf wissenschaftlichen Beiträgen, die in
der neuen Ausgabe unseres Wissenschaftsmagazins IMPULSE veröffentlicht
sind.

Alle Themen der aktuellen Ausgabe:

Handstandvermittlung im Turnen: 

Praktische Effekte eines expliziten
Coachings zur Wrist Strategy auf die sportmotorischen Handstandleistungen
Duale Karriere: Fortsetzung der Evaluation der NRW-Sportschulen

Multiple Sklerose: 


Immunbiologischer Einfluss von Sport bei Multipler Sklerose

Motilität und Mobilität: 

Zusammenhang von Motilität und Mobilität im realen Leben älterer gebrechlicher Menschen

Icaros: 


Fliegendes Trainingsgerät

Auswirkungen von Ganzkörper-Exergaming in der virtuellen Realität auf
kardiovaskuläre und muskuläre Parameter

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dshs-koeln.de/impulse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532
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AUSLAND/9243: Aus aller Welt - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwierige Regierungsbildung in Spanien

In Madrid ist das neue Parlament zur ersten Plenarsitzung nach der
Wahl vom 10. November zusammengekommen. Auf der konstituierenden
Sitzung wurden Meritxell Batet von den Sozialisten erneut zur
Präsidentin des Unterhauses und Pilar Llop zur Vorsitzenden des
Senats gewählt, berichtete die Nachrichtenagentur AFP. Die Bildung
einer mehrheitsfähigen Regierung bleibt nach wie vor fraglich. Die
regierenden Sozialisten (PSOE) von Ministerpräsident Pedro Sánchez
waren als Sieger aus der Neuwahl hervorgegangen, hatten die absolute
Mehrheit aber erneut deutlich verfehlt. Die rechtspopulistische
Vox-Partei stieg hingegen zur drittstärksten Kraft auf.

4. Dezember 2019
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JUSTIZ/9243: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei geht gegen Einbrecherbande in Nordrhein-Westfalen vor

Am Mittwochmorgen hat die nordrhein-westfälische Polizei in
Oberhausen, Mülheim und Dinslaken mehrere Wohn- und Geschäftsräume
durchsucht. Insgesamt elf Männer und eine Frau werden nach
Informationen des WDR verdächtigt, Teil einer Einbrecherbande zu
sein. Gegen acht Tatverdächtige wurden Haftbefehle vollstreckt. Im
Zuge der großangelegten Aktion stellten die Beamten auch Diebesgut
sicher, darunter hochwertige Baumaschinen und Fahrräder.

4. Dezember 2019
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MILITÄR/9240: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehrere Tote bei Angriff auf NGO-Mitarbeiter in Afghanistan

Ein Fahrzeug einer japanischen Nichtregierungsorganisation ist am
Mittwoch in der Stadt Dschalalabad in der ostafghanischen Provinz
Nangarhar angegriffen worden. Bei der Attacke sollen laut AFP-Angaben
mindestens fünf Menschen getötet worden sein, darunter auch der
Leiter der NGO Peace Japan Medical Services (PMS), Tetsu Nakamura,
der in Japan für seinen jahrzehntelangen Einsatz als
Entwicklungshelfer in Pakistan und Afghanistan bekannt ist. Bisher
bekannte sich niemand zu der Tat.

4. Dezember 2019
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POLITIK/9242: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bouffier schließt Nachverhandlungen des Koalitionsvertrags aus

Das Abrücken der neuen SPD-Spitze von Forderungen nach einem Ausstieg
der großen Koalition wird in der CDU mit Wohlwollen registriert.
CDU-Vizechef Volker Bouffier begrüßte einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP zufolge die Ankündigung des künftigen
SPD-Führungsduos Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans, daß eine
Abkehr von der GroKo kein vorrangiges Ziel sei. Zugleich wandte sich
der hessische Regierungschef gegen Pläne, den Koalitionsvertrag neu zu
verhandeln, wie dies von Esken in einem ARD-Interview in Aussicht
gestellt worden war. Auf dem am kommenden Freitag beginnenden
SPD-Parteitag müssen die designierten Vorsitzenden Saskia Esken und
Norbert Walter-Borjans noch von den Delegierten bestätigt werden.

4. Dezember 2019
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SONSTIGES/9240: Tragisches und Kurioses - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Schwerverletzte bei Aufzugabsturz

In Langelsheim (Landkreis Goslar) sind zwei Männer bei einem
Fahrstuhlabsturz schwer verletzt worden. Ein Seilzug der
Aufszugskabine war gerissen und der Fahrstuhl zweieinhalb Meter in
die Tiefe gestürzt, teilte die Polizei in Goslar nach Informationen
der Deutschen Presse-Agentur mit. Der 77jährige Hauseigentümer und
ein 36jähriger städtischer Mitarbeiter wurden mit Frakturen in ein
Krankenhaus gebracht.

4. Dezember 2019
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WISSENSCHAFT/8325: Aus Forschung und Technik - 04.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boeing verschiebt Testflug zur Raumstation

Der erste unbemannte Testflug des neuen Boeing-Raumschiffs Starliner
vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral in Florida zur Internationalen
Raumstation ISS mußte verschoben werden. Wie der Startdienstleister
United Launch Alliance (ULA) mitteilte, wurde während der
Startvorbereitung ein Fehler in einer Druckluftleitung an der
Atlas-V-Trägerrakete entdeckt. ULA und Boeing beschlossen daher, den
Starttermin vom 17. auf den 19. Dezember zu verlegen. Verläuft die
Mission erfolgreich, will Boeing im nächsten Jahr einen bemannten
Flug zur ISS durchführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8339: Aus aller Welt - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Brasilien privatisiert Naturschutzgebiete

Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro hat beschlossen, im Rahmen seines
Privatisierungsprogramms drei Naturschutzgebiete auf den Markt zu
werfen. Brasilianische Medien berichten von dem entsprechenden
Dekret. An Donnerstag (Ortszeit) befaßt sich das Parlament mit dem
Thema. Zu den zu veräußernden Naturschutzgebieten gehört der
Iguacu-Nationalpark, der als Weltkulturerbe geführt wird. Brasilien
trägt vor allem mit der Rodung von Wäldern und seiner Landwirtschaft
zur globalen Klimakatastrophe bei. Dafür, daß das Land die eigenen
Wälder schützt, fordert die Regierung vom Ausland mindestens zehn
Milliarden US-Dollar jährlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8294: Medizin und Gesundheitswesen - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Masernausbruch auf Samoa

Da denkt man gleich: Gut, daß in Deutschland eine Impfpflicht gegen
Masern beschlossen wurde. Denn laut eine dpa-Meldung sind bei einem
Masernausbruch im polynesischen Inselstaat Samoa in den letzten
Wochen mindestens 53 Menschen gestorben. Bei den meisten Todesopfern
handle es sich um Kinder unter vier Jahren. Insgesamt waren seit
November mehr als 3700 Masernfälle gemeldet worden. Die Regierung von
Samoa hatte Mitte November den Notstand ausgerufen und Schulen und
Universitäten geschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8327: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Repräsentantenhaus verurteilt Chinas Politik in Xinjiang

In den USA hat nach dem Senat das Repräsentantenhaus am Dienstagabend
(Ortszeit) bei einer Gegenstimme einen Gesetzentwurf verabschiedet,
der für eine Verurteilung des Umgangs der Regierung in Peking mit der
Bevölkerung in der nordwestlichen autonomen Region der Uigurischen
Nationalität (Xinjiang) sorgen soll. Hintergrund der Novelle ist die
Annahme, daß in Xinjiang bis zu einer Million muslimischer Uiguren
und Kasachen in sogenannten Umerziehungslagern zusammengefaßt wurden.
Das Repräsentantenhaus geht davon aus, daß die Internierten
politischer Indoktrination, Folter und körperlichen Schikanen
ausgesetzt sind und daß sie behindert werden, ihre Religion auszuüben
und ihre Sprache zu sprechen. Das US-Repräsentantenhaus will
erreichen, daß die eigene Regierung die Verhängung von Sanktionen
gegen jene chinesischen Regierungsvertreter ermöglicht, welche für
die Unterdrückung der Uiguren verantwortlich gehalten werden.
Außerdem sollen Unternehmen bestraft werden, welche von der
Internierung von Uiguren oder deren Verpflichtung zur Zwangsarbeit
profitieren.

Der Senat, der im September einen ähnlichen Gesetzestext einstimmig
verabschiedet hat, wird sich noch einmal mit der Vorlage des
Repräsentantenhauses befassen müssen, bevor die Novelle Präsident
Trump zur Unterschrift vorgelegt werden kann.

Die chinesische Außenamtssprecherin Hua Chunying erklärte mit Blick
auf die Beschlüsse in Washington, in Xinjiang habe man es mit
Terrorismus und Separatismus zu tun. Die US-Regierung säe Zwietracht
zwischen den Ethnien in China und untergrabe Wohlstand und Stabilität
in der Region.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8249: Sprache, Kunst und Medium - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Spatenstich für umstrittenes Museum der Moderne in Berlin

Auch wenn die Diskussion und Kritik an dem äußeren Erscheinungsbild,
aber auch der Kostenexplosion noch vor dem Beginn der Arbeiten am
geplanten Museum der Moderne in Berlin erbittert waren, wurde gestern
mit dem traditionellen ersten Spatenstich in Anwesenheit maßgeblicher
Politiker die Bauphase eingeläutet, wie der Sender rbb berichtete.

Viele Berliner stießen und stoßen sich an der äußeren Schlichtheit des
von den Schweizer Architekten Herzog & de Meuron entworfenen Baus und
verpaßten ihm Titel wie "Bierzelt" oder "Kunstscheune". Andere
monieren eher die Baukosten, die zunächst mit 200 Mio. Euro
veranschlagt waren, sich inzwischen aber bei 450 Mio. Euro mehr als
verdoppelt haben.

Das scheint das Schweizer Architektur-Büro, das bereits beim 
Kostendebakel und den damit einhergehenden endlosen Bauverzögerungen
bei der Hamburger Elbphilharmonie eine nicht unwesentliche Rolle 
gespielt hatte, nicht sonderlich zu tangieren. In Berlin war die 
Fertigstellung zunächst für 2021 vorgesehen, wurde inzwischen aber 
auf 2026 verschoben.

Unterkommen sollen in dem Neubau in der Nähe des Potsdamer Platzes
wichtige Kunstwerke aus den Beständen der Stadt sowie mehrere
Privatsammlungen, die die Kunstströmungen im 20. Jahrhundert spiegeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8316: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Sechs Tote bei Angriff auf NGO-Fahrzeug in Ostafghanistan

Ein Fahrzeug des japanischen Peace Japan Medical Services (PMS) in
der ostafghanischen Provinz Nangarhar ist von Unbekannten beschossen
worden. Der Fahrer, drei Wächter und ein PMS-Mitarbeiter wurden
getötet. Der PMS-Chef Tetsu Nakamura erlag später seinen
Verletzungen, wie die Provinzregierung am Mittwoch meldete. Nakamura
und Mitarbeiter der Nichtregierungsorganisation (NGO) hatten ein
Landwirtschaftsprojekt besichtigen wollen. PMS ist in Afghanistan
unter anderem mit Bewässerungsprojekten befaßt. Nakamura ist über
Jahrzehnte in Pakistan und Afghanistan im Einsatz gewesen. Für sein
Engagement erhielt er die afghanische Ehrenbürgerschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8330: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Senat hat Abstimmungsbedarf bei Klimanotlage

In der Berliner rot-rot-grünen Regierungskoalition wird man sich noch
darüber abstimmen, in welcher Form die von Umweltsenatorin Regine
Günther (Grüne) vorgeschlagene Klimanotlage für die Hauptstadt
ausgerufen werden soll. Das gab die grüne Wirtschaftssenatorin Ramona
Pop nach der Senatssitzung am Dienstag bekannt. Pop erwartet einen
baldigen Senatsbeschluß zum Thema, möglicherweise bereits bei der
Sitzung kommenden Dienstag. Berlin wäre dann das erste Bundesland,
welches eine Klimanotlage ausruft. Rund 50 Kommunen in Deutschland
haben bereits einen Klimanotstand erklärt. Letzterer ist Günther zu
scharf gefaßt. Nichtsdestotrotz setzt sie sich dafür ein, daß
klimaschädliche Emissionen noch vor 2050 gegenüber dem Stand von 1990
um mindestens 95 Prozent reduziert werden. Entsprechend schnell und
konkret soll der Senat Maßnahmen ergreifen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8299: Tragisches und Kurioses - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Vatikan-Skandal verunsichert Spendenwillige

Die Vorweihnachtszeit ist auch für Sammler karitativer Spenden die
Hauptsaison. Da kam die Nachricht über den Finanzskandal im Vatikan,
bei dem es um die Verwendung von Spendengeldern für undurchsichtige
Immobiliengeschäfte in großem Umfang ging, sehr ungünstig. Nun
befürchten auch in Deutschland die katholischen Bistümer
Spendenrückgänge, weil die Gläubigen erschüttert sind und dem Vatikan
nicht mehr trauen, wie es im WDR1 in Köln hieß.

Für die Spendensammler könne ein Schaden nicht ausgeschlossen werden,
so das Deutsche Zentralinstitut für soziale Fragen in Berlin. Es
empfiehlt die mit Spendensiegel zertifizierten kirchlichen
Spendenorganisationen wie zum Beispiel Adveniat oder Misereor.
Innerkirchliche Spendenaktionen seien momentan noch zu intransparent.

4. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8328: Arbeit, Soziales und Familie - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesbürger pessimistisch hinsichtlich Altersversorgung

Die Deutsche Bank hat vom Meinungsforschungsinstitut Ipsos ermitteln
lassen, wie die Deutschen ihre Altersversorgung einschätzen. Laut
Umfrage unter 3200 Bundesbürgern im Alter zwischen 20 und 65 Jahren
gehen nur 17 Prozent davon aus, daß die gesetzliche Rente eine
ausreichende Versorgung im Alter gewährleistet. 70 Prozent rechnen
mit allenfalls einer Grundversorgung aus der Gesetzlichen. 54 Prozent
der Befragten befürchten einen Zusammenbruch des gesetzlichen
Rentensystems. Zwar halten 71 Prozent eine private Altersvorsorge für
notwendig, doch 47 Prozent verfügen nicht über soviel Geld, wie sie
gerne für den Altersruhestand sparen möchten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8305: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Afrikanische Schweinepest rückt näher heran

Offenbar ist Dänemark umstrittener Schweinepestzaun gerade noch
rechtzeitig fertiggeworden. Wie aus einer dpa-Meldung hervorgeht,
rückt die Afrikanische Schweinepest in Westpolen immer näher an
Deutschland heran. Zuletzt wurde das Virus bei einem verendeten
Wildschwein in der Nähe von Nowogrod Bobrzanski nachgewiesen. Der Ort
liegt 42 Kilometer von der deutsch-polnischen Grenze entfernt im
westlichen Teil der Woiwodschaft Lebus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8316: Märkte und Finanzen - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Google-Gründer ziehen sich aus operativem Geschäft zurück

Die beiden Gründer von Google, Larry Page und Sergey Brin, übergeben
die operative Führung des Mutterkonzerns Alphabet dem derzeitigen
Google-Chef Sundar Pichai. Page wechselt nach eigenen Angaben vom
Vorstandsvorsitz in den Verwaltungsrat von Alphabet. Brin gibt
die Position eines Präsidenten mit nicht näher beschriebenen Aufgaben
auf. Page und Brin halten zusammen mehr als 50 Prozent der
Stimmanteile an Alphabet. Die beiden hatten das kalifornische Startup
Google 1998 nach ihrem Studium an der Universität von Stanford
gegründet. 2015 kam Google unter den neugegründeten Konzern Alphabet.
Zur ihrem Rückzug aus dem operativen Geschäft erklärten die
Google-Gründer, wäre das Unternehmen ein Mensch, wäre er ein junger
Erwachsener von 21 Jahren. Es wäre an der Zeit, das Nest zu
verlassen. Sie selbst glaubten, es sei an der Zeit, die Rolle stolzer
Eltern zu übernehmen und Rat und Liebe zu bieten, aber keine tägliche
Nörgelei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8328: Aus Forschung und Technik - 04.12.2019 (SB)




VOM TAGE



NASA findet Frackteile von Indiens Mondprogramm

Offenbar ist die Landefähre "Vikram", zu der die indische 
Raumfahrtbehörde ISRO bei ihrer Mondmission "Chandrayaan-2" Anfang 
September wenige Augenblicke vor der Landung auf der Oberfläche des 
Erdtrabanten den Kontakt verloren hatte, bei ihrem Landeversuch 
zerschellt. Zumindest legt das ein Satellitenbild der 
US-Raumfahrtbehörde NASA nahe. Auf ihm sind die Absturzstelle und 
kilometerweit verstreute Trümmerteile des Landemoduls zu sehen. Mit 
dem Mondlandeversuch wollte Indien nach den USA, Rußland und China zur 
vierten Mondlandenation der Welt werden. Das hätte sehr viel Prestige 
gebracht. Geplant war, daß das Landemodul in der Nähe des Südpols auf 
dem Mond niedergeht, was bisher niemand getan hatte. Doch der Versuch 
wurde nicht von Erfolg gekrönt.
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / FAKTEN





MELDUNG/109: Ersten Teilhabebericht zur Situation von Menschen mit Behinderung vorgelegt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 3. Dezember
2019

Paritätischer legt ersten Teilhabebericht zur Situation von Menschen mit
Behinderung vor



Der Paritätische Wohlfahrtsverband legt zum Internationalen Tag der
Menschen mit Behinderungen erstmals einen eigenen Teilhabebericht vor.
Schwerpunkt ist die Lebenssituation von älteren Menschen mit
Beeinträchtigungen in Privathaushalten. Das Fazit der Studie: Ob
Gesundheit, Freizeit, soziale Lage oder Wohnsituation: in fast allen
Bereichen bestehen weiterhin erhebliche Barrieren für Menschen mit
Behinderung, so dass von gleichberechtigter Teilhabe keine Rede sein kann.
Keine Unterschiede gebe es hingegen in der verbreiteten Sorge um den
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.

Der Paritätische Teilhabebericht bildet den Auftakt einer Reihe, die
künftig jährlich erscheinen soll. Der Paritätische will mit seiner
Forschung dazu beitragen, Inklusion umfassend zu fördern und die
Lebenssituation von Menschen mit Beeinträchtigungen zu verbessern. "Mit und
für Menschen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen wollen wir einen
Beitrag zur Durch- und Umsetzung einer inklusiven Gesellschaft leisten.
Hier besteht noch großer Bedarf. Es geht darum, soziale Lagen zu
beschreiben, Handlungsbedarfe nachzuweisen und dazu beizutragen,
Lebensbedingungen ganz praktisch zu verbessern", so Prof. Dr. Rolf
Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands.

Der vorliegende Bericht belegt deutliche Ungleichheiten in den
Teilhabemöglichkeiten von älteren Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen
oder Schwerbehinderung. Der Paritätische skizziert konkrete
Handlungsempfehlungen und fordert unter anderem eine Mobilitätsoffensive
zur Schaffung von Barrierefreiheit im öffentlichen Raum, insbesondere im
ÖPNV sowie den massiven Ausbau von geeigneten Wohnformen. Notwendig seien
auch ein deutlich verbesserter Nachteilsausgleich durch mehr Fördermittel
und die Streichung von Abschlägen für Erwerbsgeminderte, die zudem auch
Ansprüche auf die geplante Grundrente erhalten sollen. Insgesamt seien die
Interessen von Menschen mit Behinderungen künftig stärker bei politischen
Entscheidungen zu berücksichtigen.

Für den Paritätischen Teilhabebericht 2019 zur Situation älterer Menschen
mit Beeinträchtigungen haben die Expert*innen der Paritätischen
Forschungsstelle auf Befragungsdaten aus dem Sozio-ökonomischen Panel
(SOEP) zurückgegriffen und Fallanalysen auf Basis von Interviews mit
Betroffenen durchgeführt. Der Bericht ist entstanden im Rahmen des
Projektes "Teilhabeforschung: Inklusion wirksam gestalten", unterstützt
durch die Aktion Mensch Stiftung. Die Arbeit im Projekt wird durch einen
Beirat mit Vertreter*innen von Betroffenenorganisationen, Wissenschaft,
Bundesregierung und der Aktion Mensch Stiftung begleitet.


Mehr Informationen unter:

https://www.der-paritaetische.de/teilhabe

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3192: Integrationsbericht - Die Bundesregierung muss endlich liefern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Dezember 2019

Integrationsbericht: Die Bundesregierung muss endlich liefern



Zum 12. Integrationsbericht erklärt Filiz Polat, Sprecherin für
Migrations- und Integrationspolitik:

Deutschland kann Integration, die Bundesregierung definitiv nicht. In
Deutschland entscheidet zunehmend der Aufenthaltsstatus über die
Möglichkeit und Chance auf wirtschaftliche und gesellschaftliche
Teilhabe. Zu viele Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus werden
mit Arbeitsverboten konfrontiert, vom regulären Schulbesuch und von
Integrationsangeboten ausgeschlossen. Das muss sich ändern.

Wir wären schon einen großen Schritt weiter, würde die Bundesregierung
endlich die eigenen Hausaufgaben machen. Statt den Zugang zu
Integrationsangeboten zu vereinfachen, baut die Bundesregierung seit
Jahren mehr und mehr Hürden auf. Die Bundesregierung muss endlich eine
Integrationsoffensive starten. Das heißt: Die Integrations- und
Sprachkurse müssen für alle zugänglich sein und bedürfen einer
verbesserten Qualität durch eine grundlegende Reform. Der
uneingeschränkte Zugang zu Bildung und zum Arbeitsmarkt muss
selbstverständlich werden.

Von einer gelebten Einwanderungsgesellschaft, in der für alle eine
aktive, sichtbare und gerechte Teilhabe möglich ist, sind wir noch
weit entfernt. Das macht auch die Rhetorik der Bundesregierung mehr
als deutlich. Wir brauchen deshalb ein Bekenntnis zu unserem
Einwanderungsland von dieser Bundesregierung und gelebte Solidarität
mit allen Eingewanderten in diesem Land.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1975: Jugendstrategie - Bundesregierung muss jetzt nachlegen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Dezember 2019

Jugendstrategie: Bundesregierung muss jetzt nachlegen



Zur heute im Kabinett verabschiedeten Jugendstrategie der
Bundesregierung erklärt Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für
Jugendpolitik:

Die Jugendstrategie der Bundesregierung ist ein längst überfälliger
Schritt. Denn bisher fristete Jugendpolitik und Jugendbeteiligung auf
Regierungsebene eher ein Schattendasein. Gut ist, dass die Strategie
gemeinsam mit jungen Menschen erarbeitet wurde. Das ist ein erster
zaghafter Schritt in die richtige Richtung. Hier muss die
Bundesregierung nun dringend nachlegen.

Bedauerlicherweise gibt die Strategie keine wegweisende Antwort auf
das drängende Problem der Wohnungslosigkeit bei jungen Menschen und
macht keine verwertbaren Vorschläge zur Bekämpfung von Jugendarmut.
Und auch eine Absenkung des Wahlalters, um Jugendlichen eine wirklich
starke Stimme bei Bundestags- und Europawahlen zu geben, ist nicht
geplant.

Stattdessen sehen wir Bilder, wie eine junge Frau Rotkohl schneidet.
Das suggeriert eher eine Broschüre zu gesunder Ernährung anstelle
einer wirklich ernstgemeinten und wirkmächtigen Strategie einer
amtierenden Bundesregierung. Jugendliche in Deutschland dürfen also
erstmal hoffen, dass die sogenannte Strategie nicht lediglich eine
Stoffsammlung darüber bleibt, was junge Menschen 2019 bewegt. Oder
sich gar als Mogelpackung herausstellt, die zwar Handlungsbedarfe
aufzeigt, aber politisch keine Konsequenzen nach sich zieht.

Wir Grünen setzen uns seit langem für eine Absenkung des Wahlalters
ein. Wir fordern darüber hinaus einen Nationalen Aktionsplan für
Kinder-und Jugendbeteiligung, um institutionelle
Beteiligungsstrukturen zu schaffen und eine Informationskampagne über
Kinderrechte und Beschwerdemöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen.

In unserem Antrag "Junge Menschen beteiligen - Partizipationsrechte
stärken, Demokratiebildung fördern" wollen wir echte Beteiligung von
allen Jugendlichen ermöglichen. Damit Beteiligung nicht abstrakt
bleibt, ist es wichtig, Ergebnisse und Konsequenzen aus
Beteiligungsprozessen zu ziehen. Hier bleibt abzuwarten, wie die
Bundesregierung nach dem heutigen Tag im Sinne junger Menschen
handelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1933: Strafzölle - USA gehören auf schwarze Liste der Steueroasen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Dezember 2019

Strafzölle - USA gehören auf schwarze Liste der Steueroasen



"Die Weigerung der Bundesregierung, eine europäische Lösung für die
Besteuerung digitaler Konzerne zu unterstützen, erlaubt es, Frankreich
zu isolieren. Angela und Olaf verstecken sich, während Emmanuel auf
dem Pausenhof eine Abreibung von Donald droht. Wir brauchen Straf-
beziehungsweise Quellensteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen -
jedoch unabhängig davon, ob es sich um digitale Geschäftsmodelle
handelt", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Drohungen Donald Trumps mit
Strafzöllen gegen Frankreich wegen der sogenannten GAFA-Steuer. De
Masi weiter:

"Deutschland und Frankreich könnten über die verstärkte Zusammenarbeit
und solche Strafsteuern eine faktische Mindestbesteuerung in der EU
durchsetzen. Wenn jetzt Strafzölle auf Roquefort und Champagner
drohen, müssen auch US-Unternehmen wie Google, Amazon, Apple oder
Facebook in die Pflicht genommen werden. Die USA boykottieren den
steuerlichen Informationsaustausch und gehören auf die schwarze
EU-Liste der Steueroasen."

 * 
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INNEN/5089: Integrationsbericht - Durch halbherzige Arbeit erreicht man nicht viel


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Dezember 2019

Integrationsbericht - Durch halbherzige Arbeit erreicht man nicht viel



"Der Tätigkeitsbericht der Integrationsbeauftragten der
Bundesregierung ist alle zwei Jahre wieder der Beweis dafür, dass die
Forschung zum Thema zwar sehr weit ist, die Bundesregierung mit ihren
Entscheidungen jedoch nicht. Wir fordern schon lange, dass nicht mehr
von einem ?Wir? und ?Ihr? ausgegangen wird. Denn so werden Menschen
ausgegrenzt und echte Chancen für Partizipation verpasst", erklärt
Gökay Akbulut, migrations- und integrationspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zum heute im Bundeskabinett gebilligten
Integrationsbericht der Bundesregierung. Akbulut weiter:

"Es werden wichtige Vorschläge zur Arbeitsmarktintegration von
Geflüchteten gemacht und gute Analysen geliefert - in der Theorie.
Jedoch hapert es an der Umsetzung durch die Bundesregierung. Für
wirkliche Repräsentation unserer Einwanderungsgesellschaft fehlen
Menschen mit Migrationsbiografie immer noch etwa in den Führungsetagen
im Öffentlichen Dienst.

Solange das Thema Partizipation von der Bundesregierung nicht ganz
oben auf der Prioritätenliste steht, bleibt es nur ein Randthema ohne
Bedeutung. Migration und Partizipation sind gesellschaftliche Themen,
die im Kanzleramt wie Kinder behandelt werden, die dort eine Rolle
spielen dürfen, aber dann rausgeschickt werden, wenn die wichtigen
Themen am Tisch besprochen werden. Das ist falsch.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen, beispielsweise ein gesicherter
Aufenthaltstitel, sind entscheidend für das Ankommen und die Teilhabe
auf dem Arbeitsmarkt sowie in der Gesellschaft. Was außerdem konkret
ansteht, ist eine Novellierung des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), um den Schutz vor rassistischer
Diskriminierung strukturell zu stärken. Zu oft beobachten wir einen
Teufelskreis, der bei der Benachteiligung von Kindern mit
ausländischen Namen beginnt und sich dann über Ausgrenzungserfahrungen
in den Schulen beziehungsweise bei der Suche nach einem Ausbildungs-
oder Arbeitsplatz fortsetzt. Menschen mit Migrationserfahrung kommen
aufgrund dieser Diskriminierungen viel leichter in die Armutsspirale.
Dagegen muss die Bundesregierung allen voran in der Gesellschaft
sensibilisieren und kämpfen."
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1958: Regierungspressekonferenz vom 2. Dezember 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 2. Dezember 2019

Regierungspressekonferenz vom 2. Dezember 2019

Themen: Abkommen über Seegrenzen zwischen der Türkei und Libyen,
französische Initiative für eine europäische Militärmission im Persischen
Golf, Gespräche des UN-Sonderbeauftragten für Folter im Auswärtigen Amt
über den Fall Julian Assange, Cyber Innovation Hub der Bundeswehr,
Interviewäußerung des Bundeswirtschaftsministers zur Abstandsregelung für
Windräder, Nato-Gipfel, vorgesehene Reform des ESM, mögliche erneute
Verhandlungen über den Koalitionsvertrag, Rechtsextremismusverdacht gegen
Mitglieder des Kommandos Spezialkräfte, Medienberichte über eine angeblich
geplante Afghanistan-Konferenz in Berlin, Berufung von Oliver Wittke zum
Hauptgeschäftsführer des Immobilienverbandes ZIA, COP 25 in Madrid,
Äußerungen des US-Verteidigungsministers zum Weltraum als militärischem
Operationsgebiet, angeblich geplantes Gipfeltreffen in Berlin hinsichtlich
des Bürgerkriegs in Libyen, UN- und EU-Militäroperationen in Mali, Ausbau
des deutschen 5G-Mobilfunknetzes


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Fähnrich (BMVg), Grave (BMWi),
Kübler (BMU), Kolberg (BMF)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Meine Frage richtet sich an Herrn Seibert und das Auswärtige Amt.
Die Türkei und Libyen haben kürzlich ein Abkommen über Seegrenzen
unterzeichnet. Wie kommentiert die Bundesregierung diesen Schritt? Ist
dieses Abkommen mit dem Völkerrecht konform?

Breul: Dazu kann ich nur in allgemeiner Form sagen, dass uns dieses
Abkommen nicht vorliegt. Wir haben die Pressemitteilung dazu gesehen. Das
war aber, wie Sie sagen, eine Vereinbarung zwischen der Türkei und Libyen.
Von daher kann ich zu den Einzelheiten nichts sagen und auch nicht
bestätigen, ob die Pressemitteilungen, die dazu verlautbart wurden,
zutreffen und ob das wirklich Inhalt des Abkommens ist oder nicht. All
diese Informationen habe ich nicht. Darum kann ich dazu - verzeihen Sie mir
das bitte - auch keinen Kommentar abgeben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Am Wochenende haben Sie
eine Aussage zu der französisch initiierten Marineüberwachungsmission in
der Straße von Hormus am Persischen Golf getätigt. Die Aussage war ein
bisschen unklar. Hat es denn eine Anfrage von Frankreich an Deutschland
bezüglich einer Beteiligung an dieser Mission gegeben?

Breul: Ich weiß nicht genau, ob es diese Kategorie in der Trennschärfe
gibt, wie Sie sich das vielleicht vorstellen. Es hat Gespräche von
Frankreich über diese Planungen für eine europäische Mission mit uns, aber
auch mit einer ganzen Reihe von Partnern gegeben. Wir haben unsere Position
dazu in den letzten Wochen und Tagen nicht geändert. Wir begrüßen die
französische Initiative grundsätzlich, da wir der Meinung sind, dass eine
europäisch geführte Mission bei entsprechender Lageentwicklung einen
Beitrag zur Sicherheit und Bewegungsfreiheit der Schifffahrt in der Region
leisten kann.

Grundsätzlich hat für uns Priorität, das zu tun, was Beiträge zur
Deeskalation leistet. Das bleibt Richtschnur für unser Handeln in der
Region.

Zusatzfrage: Ich habe immer noch nicht ganz verstanden, was die
Voraussetzungen sind, dass Sie sagen: Das wäre etwas, worüber wir ernsthaft
nachdenken oder was wir bei einer solchen Mission in Erwägung ziehen
müssen.

Breul: Wir haben deutlich gemacht, dass für uns wichtig ist, noch mehr
Klarheit über die Rechts- und Operationsdetails für eine solche Art von
Einsatz zu gewinnen. Für uns liegen noch nicht alle Informationen vor
beziehungsweise es sind noch nicht alle Schritte geklärt, die geklärt
werden müssten, um tatsächlich auch über einen deutschen Beitrag zu reden.

Wir haben auch gesagt, dass wir uns in der weiteren Diskussion vorstellen
könnten, wenn sich dieses Thema weitergedreht hat, diese französische
Mission in eine Mission der Europäischen Union überzuführen. Da sind wir
aber nicht. In den letzten Monaten und Wochen - das will ich Ihnen ganz
offen sagen - hat es bei dem Thema wenig Bewegung gegeben, weil andere
Themen im Vordergrund standen, die dazu dienen sollten, die Lage vor Ort
weiter zu deeskalieren und zu entspannen.

Frage: Herr Breul, wie sehen Sie die Lage im Persischen Golf? Die Lage hat
sich in den letzten Wochen deutlich entschärft. Es gibt Annäherungen
zwischen den großen Regionalmächten in der Region. Sehen Sie momentan
überhaupt die Notwendigkeit für eine solche Mission?

Breul: Ich habe gerade versucht, das zu sagen. Unser Fokus liegt darauf,
die Lage vor Ort zu deeskalieren. Sie haben recht. Es gab in den letzten
Wochen weniger Vorfälle als zuvor. Nichtsdestotrotz haben wir als
Deutschland, als Europäer, als internationale Gemeinschaft ein gesteigertes
Interesse daran, dass die Schifffahrt frei ist und dass es keine
Sicherheitsvorfälle gibt.

Ich möchte dabei aber auch betonen, dass das, was unsere französischen
Freunde planen, auch dazu dienen soll, Transparenz zu erhöhen, mehr
Sicherheit zu schaffen und Missverständnisse zu vermeiden, damit es eben
nicht zu weiteren solchen Vorfällen kommt, wie es sie in der Vergangenheit
gab.

Frage: Ich habe es noch nicht ganz verstanden. Ist denn aus Ihrer Sicht
diese französische Initiative ein Beitrag zur Deeskalation oder eben nicht?

Zweitens. Ihre Aussage ist also, dass unterhalb einer EU-Mission gar nichts
geht. Ist das richtig?

Breul: Zu Ihrer zweiten Frage zuerst: Wie Sie das interpretieren, ist Ihre
Sache. Ich glaube, ich habe gerade dargestellt, was die Position der
Bundesregierung ist, die ja auch im Übrigen nicht neu ist, sondern schon
seit Wochen unsere Position ist.

Natürlich ist das Ziel der französischen Initiative, einen Beitrag zu
Deeskalation zu leisten. Das habe ich ja gerade Ihrem Kollegen gegenüber
schon gesagt. Es geht darum, Transparenz zu schaffen, Missverständnisse zu
vermeiden und Spannungen abzubauen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Letzte Woche war der 
UN-Sonderberichterstatter über Folter in Bezug auf die Causa Assange zu
Gesprächen im Auswärtigen Amt. Wie bewertet das Auswärtige Amt die
Gespräche? Gab es im Zuge der Gespräche neue Erkenntnisse für das
Auswärtige Amt über die Lage von Assange?

Breul: Ich kann Ihnen bestätigen, dass Herr Melzer letzte Woche im
Auswärtigen Amt war und dort auch Gespräche geführt hat. Das war ein
üblicher Arbeitsbesuch, wie er immer wieder vorkommt. Dabei geht es ganz
allgemein um die Tätigkeit von Herrn Melzer.

In diesem Zusammenhang gab es dieses Mal auch einen Austausch zum Fall
Assange. Wie das immer bei Arbeitsgesprächen der Fall ist, geben wir danach
kein pressöffentliches Protokoll heraus und äußern uns zu den präzisen
Inhalten des vertraulichen Gesprächs nicht.

Zum Fall Assange würde ich gerne noch einmal wiederholen, dass wir Herrn
Assange nicht konsularisch betreuen und daher auch keine eigenen
Erkenntnisse zu den Haftbedingungen in diesem Fall haben. Es bleibt bei
unserer Haltung: Wir haben keinen Grund, am rechtstaatlichen Vorgehen der
britischen Justiz und der Einhaltung internationaler Mindeststandards bei
den Haftbedingungen zu zweifeln.

Zusatzfrage: Herr Melzer hat im Zuge einer Anhörung im Bundestag
ausgeführt, dass er das Gespräch als nicht ergiebig wahrgenommen hat. Es
wurde ihm von der Menschenrechtsabteilung des Auswärtigen Amtes zu
verstehen gegeben, dass die Berichte von ihm über Julian Assange nach wie
vor nicht gelesen worden sind und man auch nicht vorhabe, dies zu tun. Auch
hier in der BPK wurde ja mehrmals die Einschätzung des AA zu den
Folterberichten von Herrn Melzer angeführt. Mich würde interessieren, aus
welchen konkreten Beweggründen sich das AA nach wie vor weigert, die
Berichte von Herrn Melzer, dem UN-Sonderberichterstatter über Folter, zu
lesen und zur Kenntnis zu nehmen.

Breul: Da liegt mindestens ein Missverständnis vor. Ich weiß nicht, ob es
darüber hinausgeht. Ich möchte noch einmal Folgendes betonen:

Punkt eins: Es gibt keinen Bericht des Sonderberichterstatters zum Fall
Assange. Es gibt zwei Pressemitteilungen. Diese Pressemitteilungen haben
wir selbstverständlich gelesen. Unsere Position in dem Fall ist klar. Wir
haben in Großbritannien einen funktionierenden Rechtsstaat. Dort gibt es
dafür geeignete Verfahren, die man anstreben kann, wenn man zum Beispiel
mit den Haftbedingungen nicht zufrieden ist. Das hat in dem Fall Assange
auch stattgefunden. Es gab Anhörungen und eine Entscheidung des Richters.

Wir haben keinerlei Zweifel am britischen Rechtsstaat und werden diesen
Fall, in den wir als Bundesrepublik Deutschland nicht involviert sind und
keinen konsularischen Zugang haben, auch nicht weiter kommentieren.

Frage: Herr Fähnrich, ich habe eine Frage zum Stichwort "Cyber Innovation
Hub". Es gibt wenig überraschend Berichte, dass sich die Führung dieses
bundeswehreigenen Start-ups mit Beginn des neuen Jahres aufgrund der neuen
Struktur ändern wird. Ist dieses Konzept gescheitert?

Fähnrich: Die Berichte, die Sie ansprechen, kenne ich zurzeit nicht. Das
Einzige, was ich Ihnen wirklich bestätigen kann, ist, dass der Leiter des
Cyber Innovation Hubs seinen derzeitigen Vertrag, der bis zum 31. Dezember
dieses Jahres läuft, nicht verlängern wird. Ich bitte Sie, alle weiteren
Fragen zu Veränderungen dieses Cyber Innovation Hub an die BWI zu richten,
weil diese dafür zuständig ist.

Der Cyber Innovation Hub, kurz CIH, hat sich als digitale Innovation Unit
der Bundeswehr bewährt. Er steht als Marke für die digitale Transformation
und agiles Arbeiten und hat auch Vorbildcharakter für den öffentlichen
Sektor erlangt.

Zu Ihrer weiteren Frage: Wir haben 2016 dieses Pilotprojekt mit einer
entsprechenden Evaluierung aufgesetzt. Diese wurde durchgeführt. Es wurde
eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt. Am Ende dessen stand die
jetzige Lösung, dass es im Rahmen einer Erweiterung der BWI GmbH eine
Abteilung CIH gibt.

Frage: Meine Frage richtet sich an Frau Grave vom BMWi. Herr Altmaier hat
in einem Interview im "Handelsblatt" geäußert, dass im Kohleausstiegsgesetz
die Abstandsregelung für Windräder jetzt doch wieder enthalten ist. Welche
Voraussetzungen machen es jetzt offenbar möglich, an der Abstandsregelung
doch festzuhalten?

Zweitens. Betrifft das auch den gesamten Bereich der erneuerbaren Energien,
also die 20 Gigawatt Offshore-Windkraft und die Photovoltaik?

Grave: Wie Sie wissen, befinden wir uns derzeit in der Ressortabstimmung.
Deswegen kann ich dazu leider keine weiteren Auskünfte geben.

Zusatzfrage: Betrifft das den gesamten Bereich der erneuerbaren Energien
oder nur den Bereich Windkraft?

Grave: Da sich das Thema in der Ressortabstimmung befindet, können wir das
an dieser Stelle nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Dann würde ich die Frage gerne an das BMU richten. Ist Ihnen
bekannt, dass die umstrittene Regelung Windkraft enthalten bleiben soll?
Wie bewerten Sie das? Bleibt es bei der Opposition dagegen?

Kübler: Verzeihen Sie bitte, aber federführend ist das
Wirtschaftsministerium. Da wir uns in der Ressortabstimmung mit dem
Wirtschaftsministerium und anderen Ressorts befinden, würde ich mich dazu
auch nicht gerne äußern.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Herrn Seibert zum Nato-Gipfel. Haben Sie als
Bundesregierung darauf hingearbeitet, dass der Vorschlag von Herrn Maas zur
Expertengruppe vielleicht schon diskutiert, wenn nicht sogar im
Abschlusskommuniqué auftauchen wird?

Zweitens. Was für kontroverse Gespräche erwarten Sie angesichts der
diversen "Hirntod"-Diagnosen?

StS Seibert: Zum einen wissen Sie, dass es kein klassischer Nato-Gipfel
ist, sondern es ist ein sogenanntes Leaders Meeting aus Anlass des
siebzigjährigen Bestehens der Nato, also im Grunde aus einem positiven
Anlass. Für die einzelnen Bündnismitglieder gibt es ja Grund, für vieles
dankbar zu sein. Sie werden also auch noch einmal ihr Commitment gegenüber
der Nato zum Ausdruck bringen.

Ich kann jetzt den Debatten nicht vorgreifen und will es auch nicht tun.
Die Bundeskanzlerin hat den Vorschlag, den der Außenminister gemacht hat,
unterstützt und wird das natürlich auch in London tun. Wir sind sehr dafür,
dass die Nato genau das tut, was sie 70 Jahre lang getan hat und was sie
immer starkgehalten hat, nämlich sich miteinander als die 29 Partner, die
es sind, über das sicherheitspolitische Umfeld, das sich permanent
verändert, zu vergewissern, sich darüber zu vergewissern, ob man auf dem
richtigen Kurs ist, ob es Anpassungen braucht, ob es neue Herausforderungen
gibt, die das Bündnis zu neuen Handlungen bringen müssten.

Das ist genau das, was geschieht, nämlich eine politische Debatte über die
Zukunft der Nato, an der sich Deutschland intensiv beteiligen wird. Der
Außenminister hat einen Vorschlag gemacht, wie man das strukturieren
könnte. Diesen Vorschlag unterstützen wir. Dabei kommt Nato-Generalsekretär
Stoltenberg eine wichtige Rolle zu. Nach Dafürhalten der Bundesregierung
ist es auch wichtig, dass das Leaders Meeting einen Auftrag und ein Mandat
dazu erteilt. Das heißt, wir sehen das sehr positiv.

Zusatz: Ich hatte noch eine zweite Frage gestellt, und zwar nach den
Kontroversen des Gipfels angesichts der hitzigen Debatten der letzten Tage.

StS Seibert: Es ist jedem aufgefallen, dass es sehr unterschiedliche
Äußerungen zur Nato gab. Die Bundeskanzlerin hat auf ihre Art und Weise ja
auch schon eine Einordnung der Worte des französischen Präsidenten
vorgenommen. Das haben auch viele andere getan. Das alles wird dazu
beitragen, dass dieses Bündnis das tut, was es auszeichnet, nämlich frei
und offen miteinander über seine Zielrichtung und seine Methoden zu
diskutieren.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Zusatzfrage zu der Expertengruppe. Wenn das
Leaders Meeting sie jetzt nicht beschließt, wird es ja nicht so schnell
dazu kommen, weil nächstes Jahr wegen der US-Wahlen kein Leaders Meeting
stattfinden wird. Könnte jemand auf Arbeitsebene diese Gruppe beschließen,
wenn es die Leader selbst nicht tun?

StS Seibert: Ich würde jetzt nicht so gern die Wenn-dann-Fragen
beantworten. Wir stehen vor dem zweitägigen Gipfel und wollen die
Beratungen dort abwarten.

Für diejenigen, die noch ein sehr viel intensiveres Interesse an diesem
Thema haben, will ich nur noch ganz kurz sagen, dass wir um 12 Uhr hier mit
Herrn Hecker, dem sicherheitspolitischen Berater der Bundeskanzlerin, ein
Briefing zum Nato-Treffen durchführen.

Frage: Ich habe zwei Lernfragen, auch an Herrn Fähnrich.

Wird auch die Nato Readiness Initiative 4 × 30 Thema in London sein, oder
wird das erst später ein Thema werden?

Wenn ich mich recht erinnere, Herr Seibert, war immer die Rede davon, dass
man in London über die Initiative der Verteidigungsministerin für eine
Sicherheitszone in Nordsyrien reden könne. Ist dazu etwas Konkretes
eingestielt, angepeilt, geplant?

StS Seibert: Zu Ihrer ersten Frage, zur Nato Readiness Initiative: Ich kann
Ihnen das jetzt nicht ausdrücklich sagen. Die Nato-Regierungs- und -
staatschefs werden sich mit einer ganzen Reihe von Berichten befassen, die
in den vergangenen Wochen und Monaten erarbeitet wurden. Das betrifft etwa
die Verteidigungsausgaben, die Weltraumdimension und Fortschrittsberichte
zur Anpassung der Nato. Ich kann das jetzt nicht abschließend aufzählen und
würde Sie bitten, diese Frage vielleicht noch einmal im Briefing zu
stellen.

Was den Vorschlag angeht, den die Verteidigungsministerin vor einigen
Wochen gemacht hat, ist der Stand unverändert. Dieses Thema wird national
wie auch international von uns diskutiert. Wir müssen natürlich die
Gegebenheiten betrachten, die derzeit in Nordsyrien herrschen. Aber da, wo
das Thema aufgerufen wird, wird das perspektivisch natürlich auch eine
Rolle spielen.

Zusatzfrage: Kann vielleicht Herr Fähnrich kurz etwas zum Sachstand bei NRI
sagen?

Was den Vorschlag der Verteidigungsministerin angeht, war ja konkret die
Rede davon, dass sich betroffene Staats- und Regierungschefs zu diesem
Thema in London zusammensetzen könnten, also nicht im Format dieses Leaders
Meetings, sondern separat davon.

StS Seibert: Das ist richtig. Ich dachte, das sei schon klar, weil das auch
angekündigt worden ist. Am Rande des Treffens in Londons, und zwar am
ersten Tag, also morgen, wird es ein Gespräch der Bundeskanzlerin, des
britischen Premierministers, des französischen Präsidenten und des
türkischen Präsidenten Erdogan geben. Im Zentrum dieses Gesprächs geht es
um Syrien.

Fähnrich: Zum NRI-Thema, das Sie angesprochen haben, gibt es aus meiner
Sicht für dieses Leaders Meeting keinen großartig neuen Stand. Diese
Planung erstreckt sich schon über Monate. Die Nationen müssen die
Anforderungen, die dort gestellt werden, mit Leben füllen. Genau dieser
Prozess läuft zurzeit.

Zuruf: Es gibt also keine Ankündigung?

Fähnrich: Wie gesagt, kann ich dem nicht vorgreifen, was vielleicht um 12
Uhr passiert, weil die Verteidigungsministerin nicht dabei ist. Somit
bleibe ich bei dem, was ich gesagt habe.

Frage: Herrn Seibert, in Italien gibt es derzeit eine heftige Debatte über
den Europäischen Stabilitätsmechanismus. Diese Debatte spaltet die
Regierung. Ich möchte gern die deutsche Position dazu erfahren. Gibt es
Ihrer Meinung nach Spielraum, um diesen Mechanismus zu modifizieren und das
Ganze zu verschieben?

StS Seibert: Dazu wird sich sicherlich auch das Finanzministerium zu Worte
melden. Es gibt keine neue Position der Bundesregierung. Es gibt und gab
immer einen gewissen Spielraum, aber es gibt auch Regeln, die für alle
Europartner wichtig sind und an deren Einhaltung alle interessiert sein
sollten.

Im Übrigen ist dabei weiterhin die EU-Kommission und kein einzelner
Mitgliedsstaat sozusagen die Herrin des Verfahrens.

Aber es gibt keine neue deutsche Position, die ich Ihnen melden könnte.
Vielleicht möchte das Finanzministerium dazu etwas ergänzen.

Kolberg: Ich kann das nur bestätigen. Die Verhandlungen laufen. Die
Finanzminister werden sich am Mittwoch in Brüssel treffen und zu diesem
Thema weiter beraten.

Zusatzfrage: Aber gibt es Spielraum, um darüber auch nach dem europäischen
Gipfel weiter zu verhandeln und die Sache in der Richtung zu ändern, die
Italien möchte?Kolberg: Wie üblich führen wir die Verhandlungen nicht hier
in der Regierungspressekonferenz, sondern vor Ort mit unseren Partnern. Wir
stehen dabei mit allen Regierungen und mit allen Finanzministerinnen und
Finanzministern in engem Austausch. Das Thema wird, wie gesagt, auch beim
nächsten Treffen der Finanzministerinnen und Finanzminister ein Thema sein.

Zusatz: Das ist klar. Meine Frage bezog sich auf die deutsche Position.

Kolberg: Dazu hat der Regierungssprecher eben schon dargelegt, dass sich
die deutsche Position nicht geändert hat. Ich habe eben ausgeführt, dass
wir mit unseren Partnern im Gespräch sind.

Zusatzfrage: Heißt das, dass die Sache für die deutsche Regierung
beschlossen ist?

Kolberg: Wir stehen in Austausch mit unseren Partnern und diskutieren im
Moment, wie die Reform aussehen soll. Am Mittwoch wird das wieder Thema
sein.

Frage: Herr Seibert, nachdem sich die SPD-Mitglieder für einen neuen
Parteivorsitz ausgesprochen haben, wird viel darüber diskutiert, ob es noch
einmal Verhandlungen über den Koalitionsvertrag gibt. Daher die Frage: Wie
bereit ist die Kanzlerin, über wesentliche Inhalte dessen, was man für die
Regierungsarbeit vereinbart hat, zu reden?

StS Seibert: Vielleicht beginne ich damit, dass die Bundeskanzlerin die nun
designierten SPD-Vorsitzenden Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans
beglückwünscht. Sie haben sich in einem monatelangen Verfahren bei der 
SPD-Mitgliedschaft durchgesetzt. Jetzt steht der SPD-Parteitag an. Dessen
Verlauf und Beschlüsse sind abzuwarten. Nach dem Parteitag wird sich
sicherlich eine Gelegenheit zu einem Treffen ergeben.

Die Bundeskanzlerin ist grundsätzlich - so sollte es in einer Koalition ja
auch sein - zur Zusammenarbeit bereit. Sie ist zum Gespräch bereit, wie es
in einer Koalition üblich ist. Eine Neuverhandlung des Koalitionsvertrags
steht nicht an. Aber im Koalitionsvertrag und auch in der Praxis dieser
Koalition ist es natürlich angelegt, dass man zusammenkommt, wenn ein
Koalitionspartner über neue Vorstellungen sprechen will. Wenn innerhalb der
Koalition Einigkeit über etwas hergestellt werden kann, dann können auch
neue Vorhaben in Angriff genommen werden. Aber das ist natürlich die
Bedingung. Nur dann, wenn sich die Partner auf etwas verständigt haben,
kann in einer Koalition etwas gemeinsam umgesetzt werden.

Nehmen Sie das Thema der Grundrente. Dazu gab es durchaus unterschiedliche
Vorstellungen. Dann hat man geduldig und ernsthaft an der Sache gearbeitet,
und so konnte ein gemeinsamer Weg gefunden werden. Nun ist das Sache der
Koalition.

Aber eine Neuverhandlung steht nicht an. Zurzeit wird ja oft der
entsprechende Absatz im Koalitionsvertrag - ich glaube, unter der
Überschrift "Evaluierung" - zitiert. Er sieht die Bestandsaufnahme zur
Mitte der Legislaturperiode vor. Diese ist erfolgt. Wir haben sie gemeinsam
gemacht. Sie liegt auch der Öffentlichkeit vor. Da wird die Frage gestellt,
inwieweit Bestimmungen des Koalitionsvertrags umgesetzt wurden oder
aufgrund aktueller Entwicklungen neue Vorhaben vereinbart werden müssen.
Dafür gilt das in der Koalition übliche Verfahren. Man kommt zum Gespräch
zusammen und schaut, ob man Einmütigkeit über etwas herstellen kann.

Frage: Herr Fähnrich, ich habe eine Frage zu dem was am Wochenende im
Zusammenhang mit dem Kommando Spezialkräfte hochkam. Wie sieht jetzt die
weitere Entwicklung aus? Wenn ich es richtig verstanden habe, wird
demnächst ein Soldat vom Dienst suspendiert. Stehen weitere Suspendierungen
in dieser Einheit an?

Fähnrich: Die Äußerung unsererseits und im Speziellen der Ministerin
gestern und heute haben Sie sicherlich gelesen und gesehen. Zu den Zahlen:
Wir haben bekanntgegeben, dass uns die Fälle, die in der Berichterstattung
beschrieben worden sind, bekannt sind. Wir haben auch Stellung dazu
genommen, warum wir in einem Fall handeln mussten. Ich möchte Sie um
Verständnis dafür bitten, dass wir zu weiteren internen Ermittlungen und
internen Vorgehensweisen nichts weiter sagen können.

Wir können, um auf Ihre Frage nach den Zahlen zu kommen, sagen, dass wir im
jährlichen Durchschnitt leider rund zehn Extremisten feststellen. Davon
können etwa fünf, also die Hälfte, dem Rechtsextremismus zugeschrieben
werden. Diese Zahl ist stabil. Das kann man bewerten, wie man will. Aber es
sind zehn Fälle bei 250 000 Soldatinnen und Soldaten sowie Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern.

Bereits Ende Oktober hat der Präsident des Militärischen Abschirmdienstes
in einer offenen Anhörung geäußert, dass zurzeit rund 20
Verdachtsfallbearbeitungen speziell im Kommando Spezialkräfte laufen.

Zusatzfrage: Sie haben die Zahlen ja zur Gesamtgröße der Bundeswehr in
Relation gesetzt. Aber der Eindruck, der sich in diesem Jahr besonders
aufdrängt, ist, dass es eine Häufung ausgerechnet bei einer Eliteeinheit
des deutschen Heeres gibt. Ist das zutreffend?

Fähnrich: Ich sage einmal: Das Kommando Spezialkräfte hat ja für den
Militärischen Abschirmdienst auch schon am Anfang des Jahres einen
Arbeitsschwerpunkt dargestellt.

Zu der Häufung: Wir sprechen von Verdachtsfällen. Am Ende gilt es ja dann
auch, Verdachtsfälle zu bearbeiten und abzuwarten, was genau als Ergebnis
dieser Verdachtsfälle herauskommen wird.

Frage: Herr Breul, es gibt Pressemeldungen aus Afghanistan, wonach
demnächst eine Afghanistan-Konferenz in Berlin stattfinden soll. Können Sie
solche Berichte bestätigen?

Breul: Diese Berichte liegen mir nicht vor. Insofern tue ich mich schwer,
das im Detail zu bewerten. Ich kann gerne noch einmal das wiederholen, was
wir hier vor ein paar Wochen oder mittlerweile schon vor ein paar Monaten
gesagt haben, nämlich dass wir als Bundesregierung bereitstehen, den
Friedensprozess da zu unterstützen, wo das gewünscht ist. Wenn es von
afghanischen Partnern gewünscht wäre, dass wir aktiv und sozusagen auch als
Gastgeber oder zumindest mit logistischer Unterstützung helfen, indem wir
eine Konferenz ausrichten, dann wären wir dafür offen. Aber das ist, wie
gesagt, eine Initiative, die von den Verhandlungsparteien in Afghanistan
ausgehen muss. Das ist nichts, das wir jetzt irgendwie von außen erzwingen
wollen würden.

Zusatzfrage: Ist so eine Konferenz also momentan nicht geplant, oder kam so
eine Anfrage noch nicht von der afghanischen Seite?

Breul: Es gibt derzeit keine konkrete Planung.

Frage: Oliver Wittke, bis Oktober 2019 Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium, will nächstes Jahr Cheflobbyist des
Immobilienverbandes ZIA werden. Eine parlamentarische Anfrage hat jetzt
ergeben, dass er innerhalb seiner recht kurzen Amtszeit - März 2018 bis
Oktober 2019 - mindestens 19 Lobbykontakte - das heißt, Treffen und
Telefonate - mit ZIA hatte. Vor diesem Hintergrund würde mich
interessieren, wie das Wirtschaftsministerium denn den geplanten Wechsel
seines ehemaligen Parlamentarischen Staatssekretärs bewertet.

Grave: Zu der parlamentarischen Anfrage kann ich leider gerade nichts
sagen, weil ich sie hier nicht vorliegen habe. Ich bin etwas - - - Ich kann
zu dieser Anfrage nichts sagen.

Wir danken Herrn Wittke für seinen Einsatz. Wir stehen im Austausch mit
allen möglichen Interessengruppen. Deswegen weiß ich jetzt nicht genau, ob
das eine Häufung war oder mit wie vielen anderen Interessengruppen und
Vereinen er sich getroffen hat.

Wir haben eine Nachfolgerin benannt, Frau Elisabeth Winkelmeier-Becker, die
nun antritt, und wir danken Herrn Wittke für seine Arbeit.

Zusatz: Aber meine Frage war ja, wie das Wirtschaftsministerium den Wechsel
von der Position des Parlamentarischen Staatssekretärs zum Cheflobbyisten
des größten deutschen Immobilienverbandes bewertet.

Grave: Soweit ich weiß, sind dabei alle Fristen eingehalten worden, die
üblich sind. Dementsprechend müssen wir das nicht bewerten.

Frage: Mich würde noch einmal im Vorfeld des heute beginnenden Klimagipfels
interessieren, dass das Thema ja dort ist, die Ziele anzupassen. Inwieweit
ist Deutschland bereit, da noch einmal neu über die jetzt ja auch
beschlossenen Klimaziele zu verhandeln? Gibt es denn ein konkretes Angebot,
das man zum Gipfel mitnimmt?

Kübler: Es geht in Madrid um drei wichtige Themen. Es geht auch um andere,
aber um drei herausragende Themen. Das sind zum einen, wie Sie es
ansprachen, die Ambitionssteigerungen der Weltgemeinschaft, um die
Klimaziele, die 2015 in Paris vereinbart wurden, zu erreichen. Das Zweite
sind die Marktmechanismen. Wenn es darum geht, Klimazertifikate und
Klimaambitionen zwischen den Staaten zu verhandeln, dann sollen die robust
und transparent gestaltet werden. Das Dritte sind die
Finanzierungsmechanismen bei "loss and damage".

Zu Ihrer Frage nach den Ambitionssteigerungen: Die werden ja in Glasgow ein
wichtiges Thema sein, also auf der nächsten COP, der COP 26. Hier in Madrid
wird es ab heute darum gehen, dass sich die Weltgemeinschaft auf den Weg
macht, diese Ambitionssteigerungen für das nächste Jahr so zu gestalten,
dass sich die alarmierenden Zahlen, die wir von vielen Gutachtern und von
vielen Wissenschaftlern erhalten haben, auch in Ambitionssteigerungen der
einzelnen Staaten niederschlagen.

Europa wird heute dort in der Eröffnungsrede durch Frau von der Leyen das
Klimaziel eines neutralen Europas 2050 und eine Ambitionssteigerung im Jahr
2030 vertreten. Das genaue Eckpunktepapier zum "Green Deal" wird die
Kommission ja am 11. Dezember vorstellen. Bundesumweltministerin Schulze
hat gesagt, dass sie diese Ziele, die die Kommission anstrebt, nämlich eine
Steigerung von jetzt 40 Prozent auf 50 oder 55 Prozent (akustisch
unverständlich) bis 2030, unterstützen wird und dass die Bundesregierung
hier versucht, auf der ganzen Breite auch mitzunehmen, dass diese
europäischen Ziele erreicht werden können, also das Ziel von 50 Prozent
oder gar 55 Prozent Minderung bis 2030.

Konkret gehen wir als Deutschland mit unserem jüngst beschlossenen
Klimapaket nach Madrid. Generalsekretär Guterres hat gerade vor Kurzem
gesagt, dass Deutschland hiermit ein sehr ambitioniertes Klimapaket auf den
Weg gebracht habe, und uns dazu beglückwünscht. Das sehen viele
Teilnehmerstaaten in Madrid so. Dies wird Frau Schulze dort auch vertreten.

Zusatzfrage: Gibt es jetzt keine Vorbestimmung darauf, dass man eben
ambitioniert nach Glasgow geht, also dass sich Deutschland für höhere Ziele
einsetzt?

Kübler: Der Mechanismus von Paris sieht vor, dass wir 2020
Ambitionssteigerungen vorlegen. Deutschland wird dies als Teil der EU tun.
Die EU-Langfriststrategie wird im kommenden Jahr mit den eben von mir
genannten Zielen vorgestellt werden, und das werden wir im europäischen
Verband unterstützen.

Frage: Ich hätte noch eine Frage an das Auswärtige Amt bezüglich der
Aussagen von US-Verteidigungsminister Esper am 1. Dezember, der betont hat,
dass die USA alles tun würden, um die militärische Überlegenheit im Weltall
"auf ewig" aufrechterhalten zu können. Jetzt hat das Auswärtige Amt ja auch
hier in der Bundespressekonferenz regelmäßig betont, dass sich die
Bundesregierung sehr darum bemüht, eine Militarisierung des Weltalls zu
vermeiden. Deswegen wäre ich daran interessiert, wie das Auswärtige Amt
denn diese Äußerungen des Pentagonchefs einordnet.

Breul: Wie auch sonst üblich, äußern wir uns ja zu Interviews oder
sonstigen Presseäußerungen anderer Regierungsmitglieder nicht.

Sie haben richtigerweise festgestellt, dass es für uns ein großes Anliegen
ist, auch im Weltraum einen sicheren Raum und keinen Raum der Kriegsführung
zu schaffen. Sie haben vielleicht verfolgt - das war auch ein Thema der
Nato-Außenminister in der vergangenen Woche -, dass sich die Nato mit
diesem Thema beschäftigt, und zwar eben mit diesem Ziel, dort einen Raum
des Friedens zu haben. Deshalb ist es wichtig, wenn neue Technologien
hinzukommen und wenn es mehr Akteure gibt, die diesen Raum eventuell für
sich entdecken wollen, dass wir darüber Gespräche führen und dass wir uns
international darauf verständigen, dass es eben nicht dazu kommt, dass der
Weltraum voll mit Waffen und ein Raum des Konflikts ist.

Zusatzfrage: Aber wenn die USA jetzt explizit betonen, dass sie die
militärische Überlegenheit im Weltall erreichen wollen, dann steht dahinter
ja die Dynamik der Rüstung. Könnten Sie noch einmal darauf eingehen und
darlegen, ob die Bundesregierung dieses Ansinnen der USA als positiv oder
eher als negativ und kontraproduktiv für die Bemühungen, Militarisierung im
Weltall zu verhindern, bewertet.

Breul: Sie versuchen es also noch einmal durch die Hintertür. - Die
Äußerung selbst werde ich nicht kommentieren. Unsere Position habe ich
dargelegt. Ich habe auch dargelegt, dass wir es eher sinnvoll finden, über
dieses Thema im Nato-Kreis und auch mit den USA im Gespräch zu bleiben.

Frage: Herr Breul, ich habe noch eine Frage zu Libyen. Es soll in diesem
Monat wieder ein Libyen-Treffen in Berlin stattfinden. Steht dafür schon
der Termin fest?

Breul: Nein, dazu habe ich noch keinen aktuellen Stand, den ich mitzuteilen
hätte.

Frage: In der vergangenen Woche hat sich der französische Präsident nach
dem Unglück mit 13 toten französischen Soldaten in Mali dafür
ausgesprochen, über den Einsatz Frankreichs in Mali nachzudenken und alle
Optionen zu bedenken. Er hat auf jeden Fall auch gefordert, dass die
internationalen Verbündeten stärker aktiv werden müssten. Herr Fähnrich und
vielleicht Herr Seibert, gibt es da schon irgendeine Bewertung der
deutschen Seite? Ist von Frankreich angefragt worden, Deutschland dabei
einzubeziehen?

Fähnrich: Dazu haben wir uns hier ja auch schon einmal geäußert, und zwar
geht es hier um die Missionen in Mali - zum einen unter dem Dach der VN,
zum anderen unter dem Dach der Europäischen Union -, die bis zum nächsten
Jahr in Mali laufen. Da beginnen jetzt sogenannte, sage ich einmal,
Gespräche darüber, wie man die Zukunft dieser Einsätze gestalten will. Die
Ministerin hat sich so geäußert, dass wir mehr Verantwortung übernehmen
werden und dass wir uns mehrere Teile anschauen müssen. Aber in diesem
Prozess befinden wir uns ja gerade, und zwar dahingehend, dass wir eben
abwarten, welche Herausforderungen da auf uns warten und in welchem Fall
wir die Partner unterstützen können. Das ist ja ein Prozess, der noch nicht
abgeschlossen, sondern gerade am Anfang ist.

Frage: Herr Fähnrich, Sie haben das jetzt eingangs gleich auf EU und UN
zentriert. Ist das jetzt so zu verstehen, dass in diesem
Meinungsbildungsprozess, der natürlich noch nicht abgeschlossen sein kann,
außerhalb der EU- und UN-Missionen für Deutschland nichts infrage kommen
kann?

Fähnrich: Es ist ja grundsätzlich die Haltung, dass Operationen
beziehungsweise Mandate, die schlussendlich im Bundestag finalisiert und
beschlossen werden, auf der Ebene europäischer Missionen beziehungsweise
unter dem Dach der Vereinten Nationen laufen.

Zusatzfrage: Das erstaunt mich. Die Mission "Counter Daesh" läuft weder
unter dem Dach der Europäischen Union noch der Vereinten Nationen. Ich
erinnere mich noch an die Aussage des Generalinspekteurs, dass durchaus
auch Ad-hoc-Koalitionen, wie sie im Weißbuch stehen, als Grundlage infrage
kommen. Ist das für Mali aus Ihrer Sicht ausgeschlossen?

Fähnrich: Ja, aber auch selbst das Thema "Counter Daesh", wenn ich mich
richtig erinnere - aber das kann ich gerne noch einmal prüfen -, basiert ja
auf der Initiative Frankreichs, und zwar im Rahmen der Europäischen Union.

Zusatzfrage: Ja, aber es findet weder unter dem Dach der UN noch der EU
statt.

Fähnrich: Ja, aber die Grundlagen für das gemeinsame Handeln der
Streitkräfte dort basieren ja auf den Resolutionen der Vereinten Nationen.

Zusatz : Das ist ja etwas anderes!

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Wirtschaftsministerium bezüglich der
Pläne, möglicherweise bei 5G europäischen Playern zu helfen. Auch dazu
hatte sich der Minister geäußert. Inwieweit sind solche Pläne jetzt mit
europäischen Partnern abgestimmt oder entsprechen auch den
Wettbewerbsrichtlinien?

Grave: Ich befürchte, dazu müsste ich etwas nachreichen. Ich glaube, das
muss ich nachreichen; tut mir leid.

Montag, 2. Dezember 2019
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HAMBURG/4959: Klimaplan - Viel Wahlkampf, wenig echter Klimaschutz (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Dezember 2019

Klimaplan: Viel Wahlkampf, wenig echter Klimaschutz



Bürgermeister Tschentscher und Umweltsenator Kerstan haben die
Fortschreibung des Hamburger Klimaplans und den Entwurf für ein neues
Klimaschutzgesetz vorgestellt. "Endlich gesteht Rot-Grün ein, dass der
Klimaplan von 2015 wirkungslos war. Was jetzt nachgelegt wird, bleibt
aber vage, und wo der Plan mal konkret wird, lässt er nichts Gutes
erwarten", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. So liege der
Plan bei der Einsparung von CO? um 600.000 Tonnen unter den
Zielvorgaben für das Jahr 2030 - würden die anderen Maßnahmen nicht zu
100 Prozent umgesetzt, werde diese Lücke noch größer.

"Riesig ist bei der Umsetzung des Plans auch die Lücke in Sachen
soziale Gerechtigkeit, sie taucht nur als Fußnote auf", kritisiert
Jersch. "Dafür schont der Senat die Industrie auf Kosten des Klimas -
und auch den Haushalt: Lediglich 200 Millionen Euro pro Jahr will er
im Kampf gegen den Klimawandel investieren. Dabei sollte inzwischen
selbst dem letzten Sozialdemokraten klar sein, dass wirksamer
Klimaschutz mehr kostet, sich aber rentiert: Wenn wir jetzt zu wenig
tun, wird uns diese Halbherzigkeit später viel teurer zu stehen
kommen."

Jersch erneuerte die Forderung aus dem Antrag (Drs. 21/18187) vom
August, angesichts der krisenhaften Situation alle nötigen
Investitionen von Finanzierungsvorbehalten wie der Schuldenbremse zu
befreien: "Eine so existenzielle Frage muss effektiv angegangen
werden, sie darf nicht für rot-grünes Wahlkampfgetöse missbraucht
werden."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5304: Das Handwerk ist wichtige Säule des Wohlstands (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.12.2019

Das Handwerk ist wichtige Säule des Wohlstands

Auftakt der Veranstaltungsreihe "10 Orte - 10 Themen:

Wirtschaftsdialog der SPD-Landtagsfraktion"



Anlässlich des Auftakts der Veranstaltungsreihe "10 Orte - 10 Themen:
Wirtschaftsdialog der SPD-Landtagsfraktion" zum Thema Handwerk sagt
der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Alexander Schweitzer:

"Die Wirtschaft in Rheinland-Pfalz ist durch kleine und mittlere
Unternehmen geprägt. Das Handwerk nimmt dabei eine herausragende Rolle
ein: Nahezu jedes fünfte Unternehmen im Mittelstand ist ein
Handwerksunternehmen, viele davon kleine Betriebe. Das Handwerk stellt
eine wichtige Säule des Wohlstands in Rheinland-Pfalz dar. Auch das
Handwerk steht vor großen Herausforderungen - etwa bei den Themen
Digitalisierung und Fachkräftesicherung. Es wird darum gehen, flexibel
auf neue technologische Trends zu reagieren, innovative Angebote für
die Kunden bereitzuhalten und durch attraktive Arbeitsbedingungen neue
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. Als SPD-Fraktion sehen
wir es als unsere Aufgabe an, die Unternehmen dabei zu unterstützen
und unseren Beitrag für gute Rahmenbedingungen zu leisten."

Dr. Anna Köbberling, wirtschaftspolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, ergänzt: "Im Rahmen des neuen Formats "10 Orte,
10 Themen - Wirtschaftsdialog der SPD-Fraktion" wollen wir mit
Expertinnen und Experten verschiedener Branchen ins Gespräch kommen.
Es geht um einzelne Wirtschaftsbereiche, aber auch um die Zukunft des
gesamten Wirtschaftsstandorts Rheinland-Pfalz. Bei dem ersten Termin
in Koblenz, der in Kooperation mit der Handwerkskammer Koblenz
stattfindet, werden auch konkrete landespolitische Impulse besprochen.
Der Aufstiegsbonus I und II sind gute Beispiele, wie die Landespolitik
Handwerkskarrieren fördern kann. Das Handwerk und das duale
Ausbildungssystem sind in Deutschland Alleinstellungsmerkmale, an
deren Fortbestand und Weiterentwicklung gemeinsam zu arbeiten ist."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5303: Digitale Infrastruktur im Land wird stetig ausgebaut (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.12.2019

Digitale Infrastruktur in Rheinland-Pfalz wird stetig ausgebaut

24 Breitbandinfrastrukturprojekte im Land werden umgesetzt



Anlässlich des heute erschienen Statusberichts zum Ausbau der
digitalen Infrastrukturen in Rheinland-Pfalz erklärt der
medienpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Daniel Schäffner:

"Die flächendeckende Versorgung mit schnellem Internet und Mobilfunk
ist für jeden einzelnen Bürger und jede Bürgerin von Bedeutung und ist
ein entscheidender Standortfaktor für Rheinland-Pfalz. Der dritte
Statusbericht zeigt, dass Rheinland-Pfalz beim Breitbandausbau
weiterhin auf einem guten Weg ist. Wir setzen in Rheinland-Pfalz seit
jeher auf die Strategie, dort einzugreifen, wo der
privatwirtschaftliche Ausbau der Telekommunikationsanbieter an seine
Grenzen kommt. So sollen die weißen Flecken geschlossen werden. Das
ist im ländlich geprägten Rheinland-Pfalz mit seiner speziellen
Topographie wesentlich. Ziel ist es, bis 2025 die Voraussetzung für
eine flächendeckende Glasfaserversorgung herzustellen."

Schäffner sagt weiter: "Die Gigabit-Strategie der Landesregierung
trägt Früchte: Laut Statusbericht werden derzeit 24
Breitbandinfrastrukturprojekte in 22 Landkreisen umgesetzt, dafür
werden im ganzen Land über 12.230 Kilometer Glasfaserkabel verlegt.
Für den Ausbau und den Wechsel von Kupfer zu Glasfaser werden in den
kommenden Jahren mehr als 700 Millionen Euro bereitgestellt. Bereits
heute können wir in ländlichen Gebieten erhebliche Verbesserungen
feststellen, und der Ausbau gewinnt an Dynamik. So verfügt bereits
jetzt mehr als jeder zweite Haushalt über Bandbreiten von 50 Mbit/s.
Die Verfügbarkeit liegt damit in Rheinland bei 85,5 Prozent. Nachdem
alle 24 Breitbandprojekte verwirklicht sind, werden mehr als 122.000
Haushalte, 11.000 Firmen und über 900 Schulen auf sehr schnelle
Verbindungen zurückgreifen können. Diese Zahlen zeigen, dass es
richtig war, den vom Land geförderten Ausbau in Landkreiscluster zu
bündeln. Der benötigte Bedarf an Bandbreiten, ob für Privatpersonen
oder Unternehmen, wird weiterhin rasant wachsen. Wir sind froh, dass
die Landesregierung dafür die Weichen stellt und den Breitbandausbau
in Rheinland-Pfalz stetig voranbringt."

 * 
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SOZIALES/2804: Jugendpolitik ist Zukunftspolitik


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Jugendpolitik ist Zukunftspolitik



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die am 3. Dezember 2019 vom
Kabinett beschlossene Jugendstrategie der Bundesregierung. Gute
Jugendpolitik ist für alle politischen Bereiche relevant. Deshalb sind
jetzt erstmals alle Ressorts in der Verantwortung. Sie müssen in
Zukunft die Auswirkungen ihres politischen Handelns auf junge Menschen
besonders in den Blick nehmen.

"Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen uns für mehr
Aufmerksamkeit für junge Menschen, wirksame Mitsprachemöglichkeiten
der Jugendlichen sowie für gezielte jugendpolitische Maßnahmen des
Bundes ein. Dazu passt die jetzt von der Bundesregierung beschlossene
Jugendstrategie.

17 Prozent der Gesamtbevölkerung in Deutschland sind junge Menschen
zwischen 12 und 27 Jahren. Sie wünschen sich unter anderem einen
wirksamen Klimaschutz, bezahlbare Mieten, schnelles Internet, gerechte
Sozialleistungen und einen zu ihren Bedürfnissen passenden Nahverkehr.
Dafür sind verschiedene Ressorts zuständig, aber in Zukunft sind alle
gleichermaßen verantwortlich.

Wir wollen den Dialog von Jugend und Politik ausbauen und damit
Jugendpolitik stärker und lauter machen. Deshalb begrüßen wir, dass
die Jugendlichen Platz und Stimme im Beirat zur Jugendstrategie der
Bundesregierung bekommen.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass die bestehenden
Beteiligungsformate bei 'Jugendcheck', 'Starke Kinder- und
Jugendparlamente' sowie 'Klimaschutz als Jugendpolitik' weiter
ausgebaut werden. Jugendpolitik ist Zukunftspolitik."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





WIRTSCHAFT/2879: Mehr Geld für Existenzgründungen in strukturschwachen Regionen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Haushalt

Mehr Geld für Existenzgründungen in strukturschwachen Regionen



Das Bundeswirtschaftsministerium intensiviert seine Förderung im
Programm "Existenzgründungen aus der Wissenschaft (EXIST)". Dabei
werden strukturschwache Regionen stärker als bisher berücksichtigt.

"Heute gab das Bundeswirtschaftsministerium die für eine Förderung
ausgewählten Projekte in der Förderlinie 'EXIST-Potentiale' bekannt.
Insgesamt werden vom Bund 101 Verbund- und Einzelvorhaben an 141
Hochschulen und anderen Bildungseinrichtungen im Umfang von über 180
Millionen Euro gefördert. Bemerkenswert daran ist, dass rund die
Hälfte der bewilligten Mittel in strukturschwache Regionen gehen.

Grundlage für diese Förderentscheidungen des
Bundeswirtschaftsministeriums sind Beschlüsse des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages. Dieser hatte bei den Beratungen zum
Bundeshaushalt 2020 beschlossen, die Mittel für EXIST von rund 80 auf
knapp 105 Millionen Euro zu erhöhen und festgelegt, dass künftig
mindestens 45 Prozent der EXIST-Mittel in strukturschwache Regionen
fließen sollen. Damit liegt die Förderintensität rund 30 Prozent über
der anderer Regionen. Mit den heutigen Bewilligungen zeigen die
Beschlüsse des Haushaltsausschusses zum gesamtdeutschen Fördersystem
für strukturschwache Regionen erstmals Wirkung.

Das EXIST-Programm unterstützt seit vielen Jahren innovative,
wissenschaftsbasierte Start-ups und sorgt für eine wahrnehmbare und
aktivierende Gründungskultur an Hochschulen. Mit der aktuellen
Richtlinie EXIST-Potentiale sollen nun diese Erfahrungen und 'Best
Practices' aus den 'Leuchttürmen' in die Fläche - insbesondere auch in
strukturschwache Regionen - gebracht werden. Am Wettbewerb
EXIST-Potentiale zur Stärkung der akademischen Gründungs- und
Start-up-Kultur beteiligten sich rund 220 Hochschulen und
Universitäten aus ganz Deutschland."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/336: Absage an den Nationalen Bildungsrat können wir uns nicht leisten (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 4. Dezember 2019

GEW: "Absage an den Nationalen Bildungsrat können wir uns nicht
leisten!" 

Bildungsgewerkschaft
zur Bildungsrat-Diskussion in der Kultusministerkonferenz



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt
die Kultusministerinnen und Kultusminister der Länder einen Tag vor ihrer
Sitzung, die Absage an den Nationalen Bildungsrat zu korrigieren. "Wir
können es Bayern und Baden-Württemberg nicht durchgehen lassen, wegen
sachfremder Argumente darauf zu verzichten, dass sich Deutschland mit den
großen Herausforderungen im Bildungsbereich auseinandersetzt. Wir brauchen
mehr Gemeinsamkeit und weniger Kleinstaaterei. Wir brauchen bundesweite
Lösungsstrategien und gemeinsame Bildungsziele. Deutschland kann sich nicht
länger leisten, dass die Schere zwischen Bildungsverlierenden und
Bildungsgewinnenden immer weiter auseinander geht", sagte GEW-Vorsitzende
Marlis Tepe am Mittwoch in Frankfurt a.M. "Ein so reiches und
fortschrittliches Land braucht mehr Chancengleichheit und Bildungsqualität
über die gesamte Bildungskette hinweg. Um dies umzusetzen, müssen Bund,
Länder, Kommunen, Fachleute und Sozialpartner gemeinsam nachhaltige und
verbindliche Ziele entwickeln." Die gestern veröffentlichten
PISA-Ergebnisse hätten zum wiederholten Mal gezeigt, dass bundesweite
Anstrengungen notwendig sind, um das Kardinalproblem des deutschen
Bildungssystems, die enge Kopplung von Bildungserfolg und sozialer
Herkunft, zu lösen.

"Einzelinteressen von Bundesländern dürfen an dieser Schnittstelle nicht
länger entscheidend sein. Die Große Koalition hat ein Versprechen gegeben,
dem sie gerecht werden muss", stellte Tepe fest. Im Koalitionsvertrag
hatten sich CDU, CSU und SPD geeinigt, einen Nationalen Bildungsrat nach
dem Vorbild des Wissenschaftsrates zu etablieren. "Wir brauchen einen
Schulterschluss zwischen Bund, Ländern, Kommunen und Sozialpartnern, um der
Gesellschaft ein zukunftsfähiges Bildungsangebot zu machen. In Zeiten der
Digitalisierung und des vernetzten Lernens ist ein von Abgrenzung und
Eigeninteressen geprägtes Denken anachronistisch. Die GEW bietet weiterhin
an, im Nationalen Bildungsrat konstruktiv mitzuarbeiten", unterstrich
Tepe.

Sie betonte, ein Staatsvertrag sei keine gleichwertige Alternative. "Ein
Vertrag ist statisch: Das Gegenteil von einem Gremium, in dem demokratische
Prozesse und Entscheidungen gemeinsam erarbeitet werden." Tepe appellierte
an die Kultusministerkonferenz (KMK), die bestmögliche Bildung für alle
Menschen zum Maßstab ihrer Entscheidung zu machen. "Unabhängig von Wohnort
und Elternhaus bundesweit allen Menschen den gleichen Zugang zu guter
Bildung zu garantieren, kann nur gemeinsam gelingen." Dies gelte
insbesondere auch beim Fachkräftemangel: "Ob in der Kita, der Grundschule
oder an Berufsschulen, Fachkräfteinitiativen können nur dann erfolgreich
sein, wenn Bund, Länder und Kommunen jetzt an einem Strang ziehen."

"Es ist arrogant zu glauben, jedes Land könne die großen
Bildungsherausforderungen, vor denen wir stehen, alleine meistern.
Digitalisierung, Integration, Inklusion, Rechtsanspruch auf Ganztag in der
Grundschule, Fachkräftemangel sind die großen Baustellen, von den kleineren
ganz zu schweigen", sagte die GEW-Vorsitzende.

 * 
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KULTUR/1042: Erderwärmung - fortgesetztes Leugnen ... (SB)




Diese Vorstellung von manchen Leuten hier in Deutschland, wir beuten hier
irgendwelche Leute in Asien aus, das ist einfach kompletter Humbug.
 
Der Wirtschaftsethiker Christoph Lütge im Gespräch mit dem Deutschlandfunk [1]

Konsequent gegen die Zerstörung der Natur vorzugehen ist letztlich keine Frage
wissenschaftlicher Beweisführung, sondern der schlichten Inakzeptanz der an
Lebewesen verübten Gewalt. Von den sogenannten KlimaskeptikerInnen, die die
Existenz menschengemachter Klimaveränderungen schlichtweg leugnen, unterscheidet
sich die Haltung, das Problem anzuerkennen, aber keine auch nur halbwegs
wirksamen Maßnahmen zu seiner Bewältigung zu ergreifen, nur im relativen Grad
aktiver Beteiligung an der Fortschreibung destruktiver Verhältnisse. Die
Grundlagen bioorganischen Lebens sehenden Auges an die Wand zu fahren ist eine
Strategie der Ignoranz, die die Verteidigung vorhandener Besitzstände zum Preis
umfassender Zerstörung bezweckt. Kommentare in bürgerlichen Medien, die sich
gegen das aktivistische Entfachen von Handlungsdruck mit dem Argument richten,
die Angst vor Krisen und Katastrophen seien noch nie gute Ratgeber gewesen,
zeugen davon, daß man nichts Besseres anzubieten hat als sich solange
freizuhalten, bis die Überzeugungskraft des Faktischen von keiner Relevanz mehr
ist, weil ihr Subjekt an ihr zugrundegegangen ist.

Wieso auch sollte ein angekündigtes Unheil vermeintlich davon verschont
bleibende Menschen dazu veranlassen, elementare Veränderungen ihrer sozialen und
gesellschaftlichen Praxis anzustreben? Die Hoffnung, irgendwie davonzukommen,
lebt bekanntlich am längsten, sprich über den Tod derjenigen, die ihr verfallen
sind, hinaus. Wo ein sozialer Krieg, der Milliarden Menschen zu einem Leben
voller Entbehrungen und tagtäglicher Existenzbedrohung verurteilt, mit flotter
Win-Win-Rhetorik und betriebswirtschaftlichem Tunnelblick vom Tisch gewischt
werden kann, ohne daß die UrheberInnen neoliberaler Apologetik ihrer
akademischen Meriten verlustig gehen, da bleiben den meisten Menschen auch
Prognosen über die bevorstehende Klimakatastrophe abstrakt. Es wird kein Kontakt
aufgenommen zur Substanz eines Lebens, deren schmerzhaftes Vergehen Menschen
schon vor einem halben Jahrhundert dazu veranlaßt hat, sich dem Kampf gegen
Naturzerstörung, dem die Überwindung des sozialen Krieges selbstverständlich
implizit ist, konsequent zu widmen. 

Politische Entscheidungen resultieren nicht aus Wahrheitsfragen, sondern sind
Ergebnisse von Prozessen machtförmiger Willensbildung. Mit dem Insistieren auf
moralischen Maßstäben bei der Beurteilung politischer Entwicklungen, dem Abwägen
zwischen mehr oder weniger "guten" oder "bösen" AkteurInnen wird das eigene
Handlungsvermögen dem Offenbarungseid fortgesetzter Konsumerwartung
überantwortet, auf daß die folgenschwere Machbarkeit aktiven Eingreifens in
diese Prozesse in der Ferne einer Imagination verbleibt, die sich in den
zahlreichen Inszenierungen rebellischen Handelns im kulturindustriellen Fantasma
materialisiert. Solange die Frage, ob das eigene Engagement Anerkennung in den
Augen der anderen findet, ja womöglich einen HeldInnenstatus begründet,
wichtiger erscheint als ein Kampf, der unter verdeckten Umständen keinerlei
soziale Meriten erbrächte, aber womöglich dem genuinen Anliegen weit mehr
entspräche, verbleibt die Überwindung herrschaftsstrategischer Atomisierung- und
Isolationsstrategien außerhalb jeglicher Reichweite.

Man ist schon bereit zu glauben, daß Handlungsbedarf besteht, den Müll zu
trennen, weniger Fleisch zu essen, auf diesen oder jenen Luxuskonsum zu
verzichten, aber alles hat im Rahmen einer privatwirtschaftlichen
Eigentumsordnung zu verbleiben, der planvolles Handelns zugunsten einer
kollektiven, möglicherweise ökosozialistischen Bemühung um wirksame
Verbrauchsreduzierung Anathema ist. Die von der Bundesregierung präsentierte
Farce namens Klimapaket unterscheidet sich in dieser Hinsicht nicht so sehr von
den Vorstellungen ihrer KritikerInnen, deren Green Economy als
marktwirtschaftliches Projekt eine rohstoffintensive, neokolonialistische,
letzterdings sozialdarwinistische Angelegenheit bleiben wird. Die parallele
Austragung von Internationalem Klimagipfel und NATO-Gipfel mag Zufall sein, 
doch die in London erfolgenden Kampfansagen an die geostrategische Konkurrenz
werfen einen langen Schatten künftiger Ressourcenkriege. Diese für
Windkraftanlagen, Agrosprit und seltene Erden zu führen liegt auch im Konzept
eines Green New Deals, der dem untoten Kapitalismus und seinem imperialistischen
Zugriff nicht zum überfälligen Ende verhilft. 

Radikale Kritik am Problem tauschwertvermittelter Akkumulationslogik, dieses Mal
ohne Umweg über die gesellschaftliche Konsequenz sozialistischer
Produktivkraftentwicklung, wäre das mindeste, was schon einmal intellektuell zu
leisten wäre, um die Grundlage für eine materialistische
Gesellschaftsveränderung zugunsten des Erhalts des Lebens vorzubereiten. Von
daher bedarf das Leugnen als Strategie unausgesprochener Sicherung individueller
Eigentumsansprüche nicht des moralischen Fallbeils christlicher
Wahrheitsdoktrin, um der Möglichkeit verantwortungsbewußten und kräftezehrenden
Tuns zu entrinnen. Es ist keine Frage der Vermittelbarkeit millionenfach
vervielfältigter Erkenntnisse über den menschengemachten Klimawandel, um in
Bewegung zu kommen, wie die Chronik gescheiterter politischer Bemühungen zeigt,
mit den vereinten Kräften einer bei diesem Anlaß gerne adressierten "Menschheit"
tätig zu werden. 

In einer von nekrophiler Faszination durchdrungenen Kultur kann man es sich auch im
Niedergang bequem einrichten, solange die Schwelle persönlich zu erleidender
Schmerzen noch nicht überschritten wird. Die schlichte Bereitschaft, die
Unteilbarkeit schmerzvollen Sterbens abzulehnen und damit auch die Grenzen zum
vermeintlich anderen Lebewesen, sei es Mensch, Tier, Pflanze, einzuebnen [2],
wäre ein Gegenentwurf, auf den zu warten sich nicht lohnt, denn es ist keine
Frage des Preises oder des Kalküls passiven Abwartens, ihn zur Sache selbst zu
machen.


Fußnoten:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/billigprodukte-im-black-friday-sale-niemand-wird.694.de.html?dram:article_id=464611

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1040.html
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STELLUNGNAHME/022: Bolivien - Rita Segato "Jetzt ist der richtige Moment für eine kritische Reflexion" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien

Rita Segato: Jetzt ist der richtige Moment für eine kritische 
Reflexion



(Rosario-Sta. Fe, 20. November 2019, Conclusión) - "Wir sollten diesen
Moment nutzen, um die Situation Boliviens kritisch zu reflektieren."
Rita Segato über "stereotype und groteske" Positionen und die
Schwierigkeiten, sich in Argentinien kritisch über Evo Morales zu
äußern. Exklusivbeitrag zum Staatsstreich in Bolivien an Radio Deseo,
Sender des bolivianischen anarcha-feministischen Kollektivs Mujeres
Creando.

Das Problem der binären Visionen. Die feministische Perspektive. Die
"Bürde des Kalten Krieges" und die Garantie der Nichtwiederholung, ein
Aspekt der Menschenrechtsdebatte. Eine neue Form von Staatsstreich,
eingeleitet durch Machtvakuum und Kazikentum, und:
Handlungsmöglichkeiten für Frauen.

"Die aktuellen Ereignisse in Bolivien sind Gegenstand einer
internationalen Debatte. Vielen Intellektuellen ist bewusst, dass
dieses Problem nicht an der bolivianischen Landesgrenze haltmacht;
vielmehr betrifft es die gesamte Region. Und je nachdem, wie dieser
Konflikt endet, wird das auch Auswirkungen auf die anderen
lateinamerikanischen Länder haben", erklärte Maria Galindo zu Beginn
der Sendung. Den Beitrag von Rita Segato kündigte sie an mit den
Worten: "Uns geht es nicht darum einfache Antworten zu finden. Wir
wollen unbequem sein".


Über den Staatstreich in Bolivien

Liebe Freundinnen, Genossinnen und Schwestern in Bolivien. Es fällt
mir nicht leicht, zu diesem Thema Stellung zu nehmen, euch zu
erzählen, wie ich die schrecklichen Ereignisse in Bolivien
wahrgenommen habe. Auch wir hier sind erschüttert, aber anders als ihr
erlebe ich die Dinge nicht hautnah. Ich befürchte, dass man mich per
se nicht für berechtigt hält, mich zu äußern, weil ich nicht vor Ort
bin, sondern in Argentinien. Daher erscheint es mir am besten zu
erklären, was für Schwierigkeiten ich mit dem stereotypen und
regelrecht grotesken Bolivienbild habe, das unter kritischen
Argentinier*innen vorherrscht.

Es ist nicht leicht, hier eine Sichtweise wie die meine zu vertreten.
Durch meine Position werde ich weitestgehend isoliert und ausgegrenzt,
und es ist auch nicht einfach, mich von außen an Bolivien zu wenden.
Was ich euch zu sagen habe, ist Folgendes: Dies ist ein historischer
Moment, aus dem wir sehr viel lernen können. Das ist unsere Chance,
einen Riesenirrtum aufzuklären, insbesondere hinsichtlich der Art und
Weise, wie eure aktuelle Situation hier wahrgenommen wird. Das Problem
ist, dass hier eine komplett binäre Sichtweise vorherrscht. Allein
dass Camacho absolut inakzeptabel ist, bedeutet nicht automatisch,
dass Evo über jede Kritik erhaben ist. Das den Leuten in meinem Land
zu erklären finde ich sehr schwer. Die Person Evo Morales wird
plötzlich noch viel stärker glorifiziert als früher, und dem zu
widersprechen ist nicht einfach.


Die "Bürde des Kalten Krieges"

Die Kritik an den binären Denkstrukturen würde ich gern auf die
politische Reflexion im Allgemeinen erweitern. Ich nenne die Tendenz
zur binären Reflexion die "Bürde des Kalten Kriegs": Wir spüren immer
noch die Auswirkungen der zwei politischen Lager, der Bipolarität der
Welt im Kalten Krieg. Es wurde ausschließlich in den Kategorien "gut"
und "böse" gedacht, als sei es ein Mannschaftsspiel, die Guten gegen
die Bösen, wir gegen die anderen. Da bleibt kein Raum für sorgfältige
Reflexion auf dem Boden der Tatsachen.


Evo hat seinen Sturz selbst verschuldet

So wie ich das sehe, hat Evo seinen Sturz selbst verschuldet. Er hat
sich über einen längeren Zeitraum und in der letzten Zeit verstärkt in
Aktionen verstrickt, die ihn seine Glaubwürdigkeit gekostet und später
auch die Regierbarkeitskrise des Landes befördert haben. Für mich war
er nicht das Opfer eines Putschs sondern des allgemeinen Misskredits,
in den er selbst sich durch sein Verhalten in verschiedenen
Situationen gebracht hat. Beim Brand in Chiquitanía hat er ungefähr
das Gleiche gemacht wie Bolsonaro: Er hat nicht den Notstand
ausgerufen und nicht die Hilfstruppen angefordert, deren Verpflichtung
es gewesen wäre, zu erscheinen und bei einer Katastrophe solchen
Ausmaßes Unterstützung zu leisten. Genau das hat Bolsonaro bei den
Bränden in Brasilien gemacht. Wir waren alle sprachlos über seine
fehlende Bereitschaft zu verhandeln. Bei der Volksabstimmung über eine
Verfassungsänderung, die seine vierte Amtszeit hätte ermöglichen
sollen, verlor er mit 48,7% zu 51,3% der Stimmen. Wie ihr wisst,
begann er hier auch an Glaubwürdigkeit zu verlieren. Das erzähle ich
den Leuten in meinem Land immer wieder, aber es fällt ihnen schwer,
das zu akzeptieren. Die Reaktionen lauten immer ungefähr so:
"Ausgerechnet jetzt, wo die Rechte im Aufwind ist und die Gewalt immer
weiter zunimmt, kann man doch nicht an Evo herumkritisieren. Sollten
wir die Kritik nicht lieber zurückstellen und uns mit dringenderen
Dingen beschäftigen?"


Die Garantie der Nichtwiederholung

Ich bin eher der Meinung, dass wir diese Gelegenheit zur Kritik
ergreifen und uns dabei auf ein Prinzip berufen sollten, das im
Zusammenhang mit Menschenrechten immer wieder eine Rolle spielt, sich
aber ebenso gut auf die Politik übertragen lässt: das Prinzip der
Nichtwiederholung. Es ist wichtig, dass wir Kritik üben an Evo, an
seinem autokratischen Regierungsstil der letzten Zeit, an seiner
Einflussnahme, an der Militarisierung des Landes, die schon vor dem
Staatsstreich begonnen hat, an seiner patriarchal geprägten
Herangehensweise an alle politischen Fragen (hier zeigt sich ganz
deutlich, dass er mehr Gewerkschafter ist als Amaya, oder gar, dass er
Amaya ist und kein Gewerkschafter). Diese wird besonders deutlich in
seiner Weigerung, so zumindest habe ich die bolivianische Politik
verstanden, Choquehuanca für die Wahl antreten zu lassen, Der nämlich
wäre als Kandidat in Frage gekommen, stattdessen bestand Evo auf
seiner eigenen Wiederwahl. Das hat zu der Schwächung geführt, damit
hat er selbst seine Glaubwürdigkeit geschwächt, und auch die
Regierbarkeit insgesamt ... Diesen Moment haben die reaktionären
Kräfte für sich genutzt. Der Fundamentalismus, der alle Nationen hier
bedroht. Die Geiselnahme des Christentums, die das Land in den
Faschismus führt. Diese Kräfte treten nun an die Oberfläche.


Evo gilt hier praktisch als Heiliger

Man könnte also sagen, wir befinden uns jetzt in einer Situation, in
der die Karten offen auf dem Tisch liegen, denn nun treten diese
Kräfte ans Licht, die die ganze Zeit da waren. Als Regierungsoberhaupt
sollte man sich dessen bewusst sein und die eigenen Risiken
realistisch einschätzen, möglichst ohne sich zu verkalkulieren. Denn
bei einem historisch so einmaligen Projekt, das das Wohlergehen einer
breiteren Bevölkerung zum Ziel hat, kann jeder Irrtum blutige Folgen
haben, die ins Bodenlose gehen, und es ist das Blut des Volkes, das
dann vergossen wird. Das kann man in Argentinien zwar sagen, aber
trotzdem bleibt es schwierig, angesichts der Gewaltausbrüche und der
reaktionären Kräfte, die nun zum Vorschein kommen, den Leuten diese
Position zur Situation in Bolivien zu vermitteln. Evo gilt hier
praktisch als Heiliger, was natürlich schwer zu ertragen ist. Wir
Frauen kennen ja auch seine sexistischen Sprüche, zum Beispiel den:
"Wenn ich in Rente gehe, dann mit meinem Charango [bolivianisches
Zupfinstrument], mit meinen Kokablättern und mit meiner 15-jährigen
Geliebten". Wenn ich das den Leuten hier erzähle, gucken sie mich
schräg an und wollen es mir nicht recht glauben.


Wie verhalten wir uns dazu als Frauen?

Deshalb ist es wichtig, dass wir Frauen zwei Dinge tun: Erstens darauf
bestehen, dass sexistische Positionen der Regierenden nicht als
zweitrangige Kleinigkeiten abgetan werden, wie es mit der Gewalt gegen
Frauen auch immer probiert wird: Die Gewalt und Erniedrigung, die in
dieser Aussage und in vielen anderen seiner Statements liegt, werden
von der Justiz und der Bevölkerung als Ausdruck von Frauenverachtung
wahrgenommen, aber letztlich relativiert, verziehen und als normale
Äußerungen abgetan, die angeblich niemandem schaden. Dabei handelt es
sich jedoch um einen gewaltigen Irrtum, denn hier offenbart sich der
Autoritarismus eines Regierungsinhabers, der meint, über Fragen von
Gut und Böse erhaben zu sein. Das ist ein zentrales Thema: die
verbale, physische, psychologische, moralische Aggression gegenüber
Frauen ist eine politische Aggression, die nichts mit männlichem
sexuellem Begehren zu tun hat. Es geht um politische Aggression, den
Willen zu herrschen, zu unterdrücken. Wir müssen noch einen weiten Weg
zurücklegen, bis diese Aspekte endlich eine zentrale Rolle spielen.

Zweitens: Auch dieses Bild von Evo muss an die Öffentlichkeit, damit
den Leuten klar wird: Es geht nicht um Camacho oder Evo. Um uns
Gedanken über die Zukunft machen zu können, müssen wir aus dem
Spannungsfeld dieser zwei Opponenten heraustreten, ohne immer das
mitzuschleppen, was ich die Bürde des Kalten Krieges nenne, als die
Spaltung der Welt in zwei Lager unsere Loyalität in einem Maße
forderte, das für tiefere und ideenreichere Reflexionen keine Raum
ließ.


Eine neue Art von Staatsstreich

Deshalb möchte ich an dieser Stelle eines ganz deutlich sagen, dass
wir es heute nach meiner Auffassung mit einer neuen Gattung, einer
neuen Form von Staatsstreich zu tun haben. Er ist die Antwort auf ein
Machtvakuum, auf die fehlende Glaubwürdigkeit, die fehlende
Regierungsfähigkeit, die sich eingestellt hat, nachdem weite Teile der
Bevölkerung Evo Morales die Unterstützung entzogen hatten. Es war ein
opportunistischer Staatsstreich, die Folge des Machtvakuums, das das
Regierungsoberhaupt durch viele Irrtümer und Unverhältnismäßigkeiten
selbst hervorgerufen hat.

Ich glaube, vor uns liegt eine wichtige Chance, eine weitere von
vielen, die es bereits gab, um zu zeigen, um zu verstehen, dass nun
der Moment gekommen ist, wo wir die Politik mitgestalten können. Wir
Frauen sollten uns jetzt Gedanken machen, wie weibliche Politik,
weibliche Politizität, wie ich es nenne, aussehen kann. Wir müssen ein
anderes Führungsmodell entwickeln, und das betrifft insbesondere
Führung der Kommunen, denn da besteht auf jeden Fall
Verbesserungsbedarf. Bis jetzt wurden die Kommunen betrachtet wie
Mikro-Staaten, was dazu geführt hat, dass sich vielerorts ein
fundamentalistisches Kazikentum entwickelt hat. Ich habe nicht die
Zeit, das in einzelnen zu erklären, das würde viel Zeit in Anspruch
nehmen, außerdem wäre es eher ein Thema für eine ausführliche Debatte.
Wie sollen wir Frauen Politik machen? Um ein anderes Führungskonzept
zu schaffen, das sich deutlich vom Regiment der Kaziken abhebt, müssen
wir eine ganz neue Werterhetorik entwickeln.

Quelle: lavaca

Übersetzung: Lui Lüdicke
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JUGEND/365: Bundeskabinett beschließt Jugendstrategie der Bundesregierung (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundeskabinett beschließt Jugendstrategie der Bundesregierung

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Bundesjugendministerin Franziska Giffey
diskutieren aus diesem Anlass mit über 100 Jugendlichen und jungen
Erwachsenen über jugendrelevante Themen



Das Bundeskabinett hat heute die Jugendstrategie der Bundesregierung
beschlossen. "In gemeinsamer Verantwortung: Politik für, mit und von
Jugend" - das ist nicht nur der Titel, sondern auch das Leitprinzip
für die Jugendstrategie. Damit bekennt sich die Bundesregierung erstmals
ressortübergreifend zu ihrer Verantwortung für die junge Generation. Im
Rahmen der öffentlichen Präsentation der Jugendstrategie
diskutierten Bundeskanzlerin Merkel und Bundesjugendministerin Giffey im
Bundeskanzleramt mit über 100 Jugendlichen und jungen Erwachsenen über die
Jugendstrategie und weitere jugendrelevante Themen.

"Es ist die erste Jugendstrategie in der Geschichte der Bundesrepublik", so
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Die heutige Diskussionsrunde zeige, so die
Bundeskanzlerin weiter, dass die Jugendstrategie "etwas sein soll,
was nicht über die Köpfe der jungen Leute hinweg entstanden ist und nicht
über die Köpfe der jungen Leute hinweg gelebt werden soll".

Ob bedarfsgerechter Nahverkehr, schnelles Internet, bezahlbare Mieten oder
wirksamer Klimaschutz - Maßnahmen in vielen Politikfeldern haben
Auswirkungen auf die junge Generation. Jugendpolitik ist eine
Querschnittsaufgabe. Deshalb haben alle Ministerien unter der Federführung
des Bundesjugendministeriums an der Jugendstrategie gearbeitet und sie
gemeinsam entwickelt. Die Jugendstrategie beschreibt für neun
jugendrelevante Handlungsfelder die Ausgangslage, benennt Handlungsbedarfe
und führt insgesamt 163 Maßnahmen aller Ressorts auf, die bereits auf den
Weg gebracht wurden, die neu ergriffen oder weiterentwickelt werden.

In ihrem Eröffnungsstatement betonte Franziska Giffey, Bundesministerin für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ): "Mit der Jugendstrategie
macht die Bundesregierung deutlich, dass gute Jugendpolitik über
Zuständigkeitsgrenzen hinausgeht: Wir wollen Jugend beteiligen, denn wir
nehmen junge Menschen ernst und ermöglichen ihnen wirksame
Mitsprachemöglichkeiten, wenn sie betroffen sind. Wir wollen Jugend
sichtbar machen und sorgen dafür, dass die Belange junger Menschen
ressortübergreifend immer im Blick bleiben."

Die im Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode vorgesehene
gemeinsame Jugendstrategie wurde durch die Interministerielle Arbeitsgruppe
"Jugend" unter Federführung des BMFSFJ entwickelt. Um zu wissen, wie
sich junge Menschen eine jugendgerechte Politik vorstellen, wurden
zahlreiche Beteiligungsformate durchgeführt. So konnten sich junge Menschen
und ihre Interessenvertretungen in den JugendPolitikTagen, in
themenspezifischen Audits oder via Online-Konsultation aktiv in die
Entwicklung der Jugendstrategie einbringen. Einige der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer dieser Beteiligungsformate diskutierten heute auch mit
der Bundeskanzlerin und der Bundesjugendministerin im Bundeskanzleramt.

Der Kabinettbeschluss ist zugleich der Startschuss für den
Umsetzungsprozess der Jugendstrategie.

 * 
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SCHACH-SPHINX/07109: Magischer Ursprung (SB)


Das Schachspiel läßt sich durchaus begreifen als eine wesentliche
gesellschaftliche Weiter- und Höherentwicklung der aus dem magischen
Bereich ursprünglich herrührenden Würfelspiele. Der Versuch, den
Zufall mit seinen eigenen Waffen zu schlagen und so aus der dunklen
Zukunft verwertbare Informationen für die Gegenwart
herbeizubeschwören, wird im Schachspiel auf eine menschliche Qualität,
das reflektierende Denken, zurückgebracht. Der Zauber findet nicht
mehr äußerlich im Ritual statt, sondern wird in der Gedankenwelt mit
allen Absichten und Wertbestimmungen verinnerlicht. Umfaßt wird damit
auch eine größe Menge von Menschen. Der Magier als Einzelperson
verblaßt und tritt gänzlich zurück zu Gunsten der Vielzahl. So ist es
kein Wunder, daß die astromonische Unberechenbarkeit der Schachzüge
auf viele Gehirne übertragen wird. In der Auseinandersetzung von
Mensch zu Mensch blickt uns dennoch ein kleiner Schimmer des einst
magischen Ursprungs an. Allerdings ist es nicht mehr die Wirklichkeit,
die hier ins Zaumzeug genommen werden soll wie im alten Zauber,
sondern der befristete, auf Erfolg ausgesponnene Wunsch nach
persönlicher Verwirklichung. Im heutigen Rätsel der Sphinx meisterte
Weiß dergestalt die scheinbare Drohung im letzten Zug von Schwarz, der
1...Sb8-c6 gezogen hatte, auf eine weitreichende Weise, Wanderer.
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Gaida - Groiss

Fernpartie 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Vorhang fiel und in einem letzten Aufzucken begriff Weiß seinen
folgenschweren, katastrophalen, nicht wiedergutzumachenden Fehler:
1.Dd4-d2? Da5xa3! und Weiß gab auf. Nach 2.b2xa3 Lc5xa3# wird er Matt
und gegen die Drohungen 2...Da3-a1# und 2...Lc5xe3 gab es keine
Verteidigung mehr.



Erstveröffentlichung am 14. November 2006
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MELDUNG/510: Aktuelle Wolfszahlen der Bundesländer liegen vor (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 2. Dezember 2019

Aktuelle Wolfszahlen der Bundesländer liegen vor

- Auswertung des Monitoringjahres 2018/2019 bestätigt 105
Wolfsrudel

- Erstmals einzelne territoriale Wölfe in Baden-Württemberg,
Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein

- Wolfs-Beratungszentrum des Bundes unterstützt weiterhin die
Landesbehörden bei Monitoring und Schadensprävention



Bonn, 02. Dezember 2019: Aktuell gibt es 105 Wolfsrudel in Deutschland.
Das geht aus neuen Erhebungen der Bundesländer hervor, die durch das
Bundesamt für Naturschutz (BfN) und die Dokumentations- und
Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf (DBBW) zu den amtlich
bestätigten deutschen Wolfszahlen zusammengeführt wurden. Das
Wolfvorkommen konzentriert sich weiterhin auf das Gebiet von der
sächsischen Lausitz in nordwestliche Richtung über Brandenburg,
Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern nach Niedersachsen. Zum ersten
Mal seit der Ausrottung der Art in Deutschland konnten zudem in den
Bundesländern Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen
und Schleswig-Holstein jeweils einzelne territoriale Wölfe bestätigt
werden. Weitere territoriale Vorkommen konnten in Thüringen und Bayern
nachgewiesen werden. Die meisten Wolfsrudel leben in Brandenburg (41),
gefolgt von Sachsen (22) und Niedersachsen (21).
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Neben den 105 Rudeln sind weiterhin 25 Wolfspaare sowie 13 sesshafte
Einzelwölfe für das Monitoringjahr 2018/19 bestätigt. Im
vorhergehenden Monitoringjahr 2017/18 wurden 77 Rudel, 40 Paare und 3
Einzelwölfe nachgewiesen (Stand vom 2.12.2019).

BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel: "Der Wolfsbestand in Deutschland
nimmt zu. Die Wolfsterritorien konzentrieren sich nach wie vor auf die
bisher bekannten Gebiete, die sich von Ostsachsen bis an die Nordsee
erstrecken. Zusätzlich konnten in vier Bundesländern erstmalig
einzelne territoriale Wölfe nachgewiesen werden. Die Anzahl der
Totfunde ist im Vergleich zum Vorjahr um 60 Prozent deutlich
angestiegen. Waren es im Monitoringjahr 2017/2018 noch 61 tote Tiere,
so sind nun 99 Totfunde von den Bundesländern an die DBBW gemeldet
worden. Mehr als die Hälfte der 83 durch den Verkehr getöteten Wölfe
waren Welpen. Auch die Zahl der illegalen Tötungen ist leider von 6
auf 8 gestiegen."

Der Wolf ist nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der Europäischen
Union sowie nach dem Bundesnaturschutzgesetz streng geschützt.

Das Wolfsmonitoring ist für Deutschland einzigartig: Kaum ein anderes
wildlebendes Tier wird in seinem Bestand ähnlich präzise erfasst und
beobachtet. Als Grundlage dienen Wolfsnachweise etwa durch Lebendfang,
einen genetischen Nachweis (auch aus Kotproben), Fotos aus Fotofallen
oder von Totfunden. Die amtlichen Daten zum Wolfsbestand, die das BfN
jährlich im Herbst veröffentlicht, werden von den Bundesländern nach
einheitlichen Standards jeweils für ein Monitoringjahr erhoben
(BfN-Skripten 413). Dieses erstreckt sich vom 1. Mai bis zum 30. April
des darauffolgenden Jahres und deckt sich zeitlich mit einem
biologischen "Wolfsjahr", von der Geburt der Welpen bis zum Ende des
ersten Lebensjahres. Die in den Bundesländern gesammelten Hin- und
Nachweise werden anschließend jeweils durch Expertinnen und Experten
des Bundes und der Länder gemeinsam überprüft. Das BfN und die DBBW
führen sie bundesweit zusammen, nachdem sie die Daten aus den Ländern
erhalten haben.

"Nur durch die enge Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im
Wolfsmonitoring ist die Veröffentlichung amtlich geprüfter Zahlen zu
Bestand und Vorkommen der Wölfe möglich. Diese Daten sind die zentrale
Voraussetzung für eine sachliche Debatte im Umgang mit den Wölfen", so
die BfN-Präsidentin.

Das Wolfsmonitoring und -management liegt in der Verantwortung der
Bundesländer. Hierbei werden sie durch das BfN und die DBBW
unterstützt. Die Aufgabenschwerpunkte der DBBW liegen zum einen in der
kontinuierlichen Aufbereitung von bundesweit nach einheitlichen
Kriterien erhobenen Monitoringdaten zum Wolf, und zum anderen in der
wissenschaftlichen Beratung von Naturschutzbehörden unter anderem bei
der Schadensprävention oder im Umgang mit auffälligen Wölfen. Im
Frühling 2019 hatten DBBW und BfN zuletzt Empfehlungen zum Schutz von
Weidetieren und Gehegewild vor dem Wolf veröffentlicht, die konkrete
Anforderungen an die empfohlenen Präventionsmaßnahmen enthalten
(BfN-Skripten 530). Diese Empfehlungen legen dar, welche Maßnahmen aus
fachlicher Sicht den besten Schutz von Weidetieren vor Wölfen bieten
und sollen die für das Wolfsmanagement zuständigen Behörden in den
Ländern bei der Umsetzung von Herdenschutzmaßnahmen unterstützen.

"Bund und Länder unterstützen gemeinsam Weidetierhalterinnen und
-halter beim konsequenten Schutz ihrer Nutztiere vor dem Wolf. So haben
die Länder entsprechende Präventionsmaßnahmen in einer Höhe von 2,4
Mio. Euro im Jahr 2018 gefördert. Man muss es immer wieder betonen:
der Herdenschutz ist beim Wolfsmanagement essentiell. Denn nur die
Anwendung von geeigneten Herdenschutzmaßnahmen kann Weidetiere vor
Wolfsübergriffen schützen. Die Grundlage dafür liefern die
bundesweiten Empfehlungen zu den Herdenschutzmaßnahmen", so die
BfN-Präsidentin.




Hintergrund

Die DBBW

Da die Rückkehr der Wölfe nach Deutschland die Bundes- und
Landesbehörden vor Aufgaben stellt, die einer bundesweiten
Koordination bedürfen, wurde die Dokumentations- und Beratungsstelle
des Bundes zum Thema Wolf (DBBW) auf Bitte der Länder durch die
Bundesregierung verwirklicht. Mit der finanziellen Förderung des
Betriebs der DBBW durch das Bundesumweltministerium und der fachlichen
Betreuung durch das Bundesamt für Naturschutz kann die DBBW
Naturschutzbehörden von Bund und Ländern bei allen Fragen zum Thema
Wolf beraten und stellt Informationen für die allgemeine
Öffentlichkeit über die Website www.dbb-wolf.de bereit.
Getragen wird die DBBW von einem Konsortium aus mehreren
wissenschaftlichen Institutionen: Unter Führung der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung (SGN) arbeiten darin das Senckenberg
Museum für Naturkunde Görlitz (SMNG), das LUPUS Institut für
Wolfsmonitoring und -forschung in Deutschland, das Leibniz-Institut
für Zoo- und Wildtierforschung Berlin (IZW) und das Senckenberg
Forschungsinstitut, Standort Gelnhausen.



Ausführliche aktuelle Informationen zur Population, zu
Rudelterritorien sowie zur Gesamtentwicklung seit dem Jahr 2000, zu
Totfunden und Todesursachen bietet die DBBW unter: 

www.dbb-wolf.de

Monitoring von Wolf, Luchs und Bär in Deutschland (2015, BfN-Skripten
413): 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/service/Dokumente/skripten/Skript413.pdf

Konzept zum Umgang mit dem Menschen gegenüber auffälligen Wölfen
(2018, BfN-Skripten 502): 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/service/Dokumente/skripten/Skript502.pdf

Empfehlungen zum Schutz von Weidetieren und Gehegewild vor dem Wolf -
Konkrete Anforderungen an die empfohlenen Präventionsmaßnahmen (2019,
BfN-Skripten 530): 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/service/Dokumente/skripten/Skript530.pdf
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BODEN/202: Das Wattenmeer - Kinderstube, Rückzugsort und einzigartiger Lebensraum (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 3. Dezember 2019

Tag des Bodens:

Das Wattenmeer - Kinderstube, Rückzugsort und einzigartiger
Lebensraum 



Berlin. Alljährlich wird am 5. Dezember der "Boden des Jahres"
ausgerufen. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
unterstützt diese jährliche Initiative, die im Jahre 2020 den
Wattboden in den Mittelpunkt stellt. Andreas Faensen-Thiebes,
BUND-Experte für Landschaftsentwicklung, erklärt: "Wie kein zweiter
Lebensraum ist der Wattboden einzigartig, mit den Gezeitenbewegungen
magisch und eine unverzichtbare Kinderstube und Nahrungsquelle für
viele Tiere. Es ist an der Zeit, dass die Bundesregierung endlich ihre
Verantwortung im Bodenschutz ernst nimmt und die nötigen Regelungen
für den Schutz des Wattbodens und aller Böden in Angriff nimmt."

Es reicht aber nicht, einmal im Jahr den Boden zu würdigen, ihn die
übrige Zeit zu ignorieren und seinen Schutz zu vernachlässigen.
"Bodenpolitik muss ganzjährig auf der politischen Agenda stehen, denn
Böden reagieren nur langsam auf Veränderungen und müssen permanent
beobachtet werden", so das Mitglied im Bundesvorstand des BUND,
Faensen-Thiebes. "Der landwirtschaftliche Bodenschutz als
Voraussetzung für EU-Zahlungen an die Landwirte ist so lasch, dass er
fast nichts zum Erosionsschutz beiträgt. Bodenhumus ist eine
wesentliche Kohlenstoffsenke und muss schon aus Gründen des
Klimaschutzes auf allen Böden erhalten oder erhöht werden.
Bodenversiegelungen durch Baumaßnahmen werden durch Änderungen im
Baugesetz weiterhin großflächig durchgeführt."

Diese und weitere große ökologische Herausforderungen bleiben
bestehen, in besonderer Weise auch für das Wattenmeer. Mit Blick auf
das Wattenmeer betont Bettina Taylor, die im BUND-Meeresschutzbüro für
den Wattenmeerschutz zuständig ist: "In naher Zukunft sind dringende
Maßnahmen der drei Wattenmeerstaaten Dänemark, Deutschland und den
Niederlanden erforderlich, um einen glaubwürdigen, wirksamen und
langfristigen Schutz des Gebiets zu erreichen. Deutschland hat bis
einschließlich 2022 den Vorsitz der trilateralen Zusammenarbeit
übernommen und hat damit eine ganz besondere Verantwortung."

Die Genehmigungen für Eingriffe wie Baggerungen und Verklappungen von
Sand und Schlick müssen stark erschwert und eine zwischen den drei
Staaten koordinierte Strategie für das Sedimentmanagement entwickelt
und umgesetzt werden. "Mechanische Belastungen durch Ausbaggerungen
für Flussvertiefungen, wie zum Beispiel in der Elbe, müssen
unterbleiben. Nur so kann es gelingen, dieses einmalige und
standortgebundene Süßwasserwatt zu erhalten", sagt Stefan Menzel,
Sprecher des Bundesarbeitskreises Meer und Küste des BUND. Bettina
Taylor ergänzt: "Weitere direkte Zerstörungen erleiden die Wattböden
durch den fast flächendeckenden Einsatz von bodenberührenden
Fanggeräten in der Fischerei oder das Verlegen von Kabeltrassen von
den Offshore Windenergieanlagen. Auch die Überdüngung im Küstenbereich
erschwert das Leben im Watt."

Durch den Meeresspiegelanstieg könnte das Watt im Küstenraum zudem
seine gezeitenbedingte Dynamik verlieren. Faensen-Thiebes
abschließend: "Deshalb geht es beim Schutz des Wattenmeeres auch um
ambitionierten, wirksamen Klimaschutz, um das 1,5-Grad-Ziel von Paris
zu erreichen."

Hintergrund: Das Wattenmeer - Kinderstube, Rückzugsort und
einzigartiger Lebensraum

Wer an die Nordseeküste kommt, sieht meist als erstes Schlick: das
Wattenmeer. Der zum UNESCO Weltnaturerbe zählende rund 9500 km2 große
Nationalpark Wattenmeer erstreckt sich vom Deich über die Dünen, die
Salzwiesen, das Watt bis hin zu den vorgelagerten Inseln und noch ein
kleines Stück darüber hinaus - fast die gesamte deutsche Nordseeküste
entlang.

Das Wattenmeer ist geprägt durch die Gezeiten. Im Takt von zwölf
Stunden und 25 Minuten kommt und geht das Meer. Die Gezeiten schaffen
so einen dynamischen Lebensraum, der sich andauernd verändert. Ständig
tauchen neue Sandbänke auf und werden alte abgetragen. Zusätzlich
bewirkt der Küstenstrom, dass die Friesischen Inseln langsam Richtung
Osten wandern. Geprägt von diesen Schwankungen von Wasser, Temperatur,
Salz und Licht hat sich ein einmaliger üppiger Lebensbereich
entwickelt. Rund 10.000 Arten von einzelligen Organismen, Pilzen,
Pflanzen und Tieren wie Würmer und Muscheln, Fische, Vögel und
Säugetiere leben hier. Jedes Jahr legen zehn bis zwölf Millionen Vögel
auf der Durchreise von den Brutgebieten in Sibirien, Skandinavien oder
Kanada zu ihren Überwinterungsgebieten in Westeuropa und Afrika eine
Rast im Wattenmeer ein. Für diese weite Reise fressen sie sich hier
Fettpolster an. Nur im Wattenmeer finden sie genug Nahrung, um die
tausende Kilometer lange Reise machen zu können.

Das Wattenmeer ist einer der produktivsten Lebensräume der Erde und
ein einzigartiger Lebensraum, für den Dänemark, Deutschland und die
Niederlande eine gemeinsame Verantwortung tragen. Seit 40 Jahren
arbeiten die drei Staaten beim Schutz des Wattenmeeres zusammen. Im
Jahr 2009 wurden die Bemühungen dieser Zusammenarbeit sowie aller
anderen am Schutz Beteiligten mit der Entscheidung der UNESCO belohnt,
das Wattenmeer wegen seiner herausragenden ökologischen Werte zum
Weltnaturerbe zu erklären.

In einem "Call for Action" hat der BUND im September 2018 zusammen mit
Umweltverbänden in Dänemark, den Niederlanden und Deutschland einen
besseren Schutz des Wattenmeeres als einzigartigen Lebensraum und
Weltnaturerbe gefordert. Mehr Informationen und die Forderungen der
Umweltverbände finden Sie unter:

www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/meere/meere_wattenmeer_call_for_action.pdf

Aktuelle Handlungsfelder bei den Böden des Festlandes sieht der BUND
in folgenden Punkten:


	Der Humus im Boden ist der Hauptspeicher für Kohlenstoff. Er sollte als Senke dienen, Bodenzerstörung und Humusabbau führen zur Freisetzung von CO2 und Methan, das in erheblichem Maße den Klimawandel beschleunigt. Ein effektiver Klimaschutz ist deswegen ohne Bodenschutz nicht machbar.

	Die dringend nötige Überarbeitung der Bundesbodenschutzverordnung liegt schon lange auf Eis,

	Eine einheitliche, verbindliche und umweltverträgliche Regelung wie mineralische Abfälle wiederverwendet werden können steht trotz dringendem Handlungsbedarf seit Jahren aus,

	Landwirtschaftlicher Bodenschutz als Voraussetzung für EU-Zahlungen an die Landwirte ist so lasch, dass er fast nichts zum Erosionsschutz beiträgt,

	Bodenversiegelungen durch Baumaßnahmen sollen zwar eigentlich deutlich reduziert werden, jedoch wurde das Baugesetz so geändert, dass genau diese Verluste an Böden noch beschleunigt werden.



 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 03.12.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
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EUROPA/571: Alarmstufe rot - Nur tiefgreifender Wandel kann das Ruder rumreißen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 04. Dezember 2019

Alarmstufe rot für Klima und Umwelt in Europa: Nur tiefgreifender
Wandel kann das Ruder rumreißen



Angesichts der heutigen Veröffentlichung des alarmierenden Berichts
der Europäischen Umweltagentur (EEA) zum Zustand von Umwelt und Klima
in Europa appelliert Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), an die neue EU-Kommissionspräsidentin:

"Frau von der Leyen, Umwelt, Klima und Gerechtigkeit müssen zukünftig
bei jeder Entscheidung der EU an erster Stelle stehen. Mit dem
Europäischen Green Deal haben Sie die Möglichkeit, Europa auf einen
grünen Kurs zu bringen und der Zerstörung unserer Lebensräume und
sozialer Ungerechtigkeit ein Ende zu setzen. Europa darf nicht weiter
auf quantitatives Wirtschaftswachstum setzen - was wir dringend
brauchen sind soziale Gerechtigkeit und eine Verhinderung der
Klimakrise.

Mit dem Europäischen Green Deal kann Europa sich entscheiden, einen
gewaltigen Schritt gegen das Artensterben und die Zerstörung von Natur
und Klima zu unternehmen. Dafür muss Europa sich vom unkontrollierten
Wachstum und von fossilen Energieträgern verabschieden. Das Ziel
Europas muss Suffizienz sein: weniger Ressourcenverbrauch, weniger
Energieverbrauch, weniger Müll und mehr soziale Gerechtigkeit. Die
Europäische Kommission muss mit einem europäischen Green Deal die
Weichen stellen für ein radikales Umsteuern in der Produktion von
Waren und Dienstleistungen, deren Handel und deren Konsum. Nur so kann
der drohenden Zerstörung unserer Gesellschaften ein Ende gesetzt
werden."

Hintergrund:

Der Bericht der Europäischen Umweltagentur warnt: zahlreiche
Umweltziele der EU für 2020 werden bei weitem verfehlt werden. Unter
anderem warnt der Bericht davor, dass Wasser, Luft und Böden heute
viel zu stark verschmutzt sind und dass zentrale Lebensräume von
Tieren und Pflanzen stark bedroht sind.

 * 
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EUROPA/570: Europas Natur im roten Bereich (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. Dezember
2019

NABU: Europas Natur im roten Bereich

Krüger: Von der Leyen muss Investitionsprogramm für die Ökosysteme
vorlegen / Landwirtschaft Ursache Nummer Eins für das Artensterben



Brüssel/Berlin - Die Europäische Umweltagentur (EEA) zeichnet mit
ihrem am heutigen Mittwoch veröffentlichten Bericht "Die Umwelt in
Europa - Zustand und Ausblick 2020") ein katastrophales Bild: Der
Zustand der Natur in Europa ist extrem besorgniserregend. 77 Prozent
der wichtigen Lebensräume in der EU sind in einen schlechten Zustand,
60 Prozent der in der EU geschützten Arten sind bedroht. Dramatische
Rückgänge gibt es besonders in der Agrarlandschaft: Die Bestände von
Vögeln sind in den letzten dreißig Jahren um 30, die von
Schmetterlingen um 40 Prozent zurückgegangen. Gleichzeitig ist Europa
weit davon entfernt einen guten ökologischen Zustand seiner Flüsse und
Meere zu erreichen - obwohl dies die EU-Gesetzgebung verlangt.

Angesichts aktueller Proteste von Bäuerinnen und Bauern gegen höhere
Umweltauflagen stellt NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger fest:
"Leugnen hilft nichts. Der Bericht benennt die Landwirtschaft klar als
Ursache Nummer Eins für den Rückgang von Arten, Lebensräumen und
Ökosystemen. Wir brauchen einen Systemwechsel in der EU-Agrarpolitik,
damit sich nachhaltige Produktion auch für die Betriebe lohnt."

Mit Blick auf den von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen für
nächste Woche angekündigten "European Green Deal" fordert Krüger: "Wir
erwarten jetzt ein großes Investitionsprogramm für unsere Ökosysteme.
Die Mitgliedstaaten der EU müssen dazu verpflichtet werden, in den
nächsten zehn Jahren jeweils 15 Prozent ihrer geschädigten Land- und
Meeresflächen wieder in einen naturnahen Zustand zu bringen. Damit
können entscheidende Schritte gegen das Artensterben und die
Klimakrise gemacht werden."

Moore, Wälder, Wiesen, Flüsse und die Meere verarmen laut Bericht
immer mehr und verlieren die Fähigkeit Kohlenstoff und Wasser zu
speichern, für fruchtbare Böden zu sorgen und vor Extremwetter zu
schützen. Laut NABU haben freiwillige Versprechungen zu ihrer
Renaturierung nichts gebracht. Jetzt müssen diese Ziele für alle
Regierungen verbindlich werden. So könnten bis 2030 insgesamt fast 450
Millionen Hektar Land- und Seefläche renaturiert werden.

Der Bericht schildert auf 500 Seiten in einer großen Detailfülle, dass
es Europa trotz ausgefeilter Strategien und Maßnahmeplänen nicht
schaffen wird, die selbstgesteckten Ziele bis 2020 zu erreichen. Im
Bereich "Naturkapital" wird die EU nur zwei von 13 Zielen für 2020
erreichen, nämlich die Ausweisung von Schutzgebieten an Land und auf
See voranzutreiben - wobei diese oft nur auf dem Papier existieren und
nicht ausreichend finanziert und gepflegt werden.

Auch für 2030 stehen die Bewertungsampeln in den meisten Bereichen auf
gelb-rot. Bei der Land- und Forstwirtschaft wagen die Wissenschaftler
sogar die Prognose, dass bis 2050 keine Nachhaltigkeit erzielt werden
wird, wenn es nicht zu einem drastischen Umsteuern der Politik kommt.
"Der Bericht konstatiert ein Scheitern auf der ganzen Linie und ist
ein dringender Appell an die Politik", so Krüger.




Bericht zum Download:

https://www.eea.europa.eu/soer-2020/

Forderungen des NABU und seines Netzwerks BirdLife Europe zur
EU-Biodiversitätspolitik: 

https://www.birdlife.org/europe-and-central-asia/policy/our-house-fire-our-position-eu-biodiversity-strategy-2030

 * 
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MELDUNG/422: Aktuelle Wolfszahlen - Schutzmaßnahmen für Herdentiere endlich richtig fördern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

LBV zu den aktuellen Wolfszahlen: Schutzmaßnahmen für Herdentiere 
endlich richtig fördern



Hilpoltstein, 03.12.2019 - In Bayern gibt es vier Wolfsterritorien mit
insgesamt zwei Einzelwölfen, einem Wolfspaar und einem Rudel mit
Nachwuchs. Das sagen die vom Bundesamt für Naturschutz (BfN)
veröffentlichten aktuellen Wolfszahlen. Insgesamt leben 105
Wolfsrudel, 25 Paare und 13 Einzeltiere in Deutschland. "Wir begrüßen
die Entwicklung des bayerischen Wolfsbestands, die aus biologischer
Sicht völlig normal ist", sagt der LBV-Landesfachbeauftragter Dr.
Andreas von Lindeiner. Sie zeigt, dass es auch für einst ausgerottete
heimische Tierarten in unserer Kulturlandschaft genügend Lebensraum
gibt. Wölfe benötigen keine menschenleere Wildnis, sondern
Rückzugsräume für die Aufzucht ihrer Jungen sowie genügend Beute. Bei
der hohen Wilddichte in Deutschland und der großen noch nicht vom Wolf
besiedelten Gebiete ist ein jährlicher Zuwachs der Wolfspopulation um
etwa ein Drittel möglich.

In Bayern ist die Zahl der Wolfsterritorien von drei auf vier
angestiegen. Zum ersten Mal wurde im Monitoringjahr 2018/19 ein
sesshafter Wolf in der Rhön dokumentiert. Das Wolfspaar aus dem
Veldensteiner Forst ist zu einem Rudel geworden. Das nächste
Monitoringjahr wird zeigen wie es dem Rudel erging, da die Leitwölfin
2019 nach ihrem diesjährigen Wurf ein Verkehrsopfer wurde. Auf dem
Truppenübungsplatz in Grafenwöhr lebt weiterhin ein Wolfspaar. Im
Bayerischen Wald hält sich derzeit ein Einzelwolf auf. Das ehemalige
Rudel konnte nicht mehr nachgewiesen werden und hält sich vermutlich
überwiegend in Tschechien auf.

Die Rudel konzentrieren sich nach wie vor in den Wolfsregionen
Brandenburgs, Sachsens, Sachsen-Anhalts, Mecklenburg-Vorpommerns und
Niedersachsens. Neben Thüringen und Bayern wurden nun ebenfalls in
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein territoriale Einzelwölfe bestätigt. Das zeigt, dass
die Wölfe sich viele neue Lebensräume erschließen. Die Ausbreitung
Richtung Südwesten verdeutlicht, dass Wölfe in jedem Flächenbundesland
einen passenden Lebensraum finden können. "Wir fordern die bayerische
Staatsregierung auf, nun zügig die Weichen für die im Managementplan
Wolf angekündigte Richtlinie zur Förderung von Schutzmaßnahmen für
Nutztiere gegen Übergriffe durch Wölfe, Bären und Luchse zu stellen",
so von Lindeiner.

Im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Wolfes wird der Herdenschutz
auch in Bayern zum zentralen Thema: "Ein Zusammenleben von Wölfen,
Menschen und Weidetieren ist möglich, wenn der Herdenschutz
funktioniert. Das kann in alten Wolfsregionen bei vielen Betrieben
beobachtet werden. Guter Herdenschutz muss erst wieder erlernt werden,
er ist eine zusätzliche zeitliche und finanzielle Herausforderung
insbesondere für Schäfer. Für die gesellschaftlich anerkannten
Leistungen sollte die Schäferei mit ausreichend finanziellen Hilfen
unterstützt werden", sagt der LBV-Landesfachbeauftragte.

Erneut ist die Zahl der Totfunde gestiegen. Insgesamt 83 Wölfe wurden
durch den Ver-kehr getötet. NABU und LBV plädieren deshalb an alle
Autofahrerinnen und Auto-fahrer, Geschwindigkeitsgrenzen zu wahren und
besonders in der Dämmerung vorsichtiger zu fahren. So ließen sich
viele Wildunfälle verhindern. Auch die Zahl der illegal getöteten
Wölfe ist erneut gewachsen. Acht Mal wurde im vergangenen
Monitoringjahr eine Straftat begangen. Die Naturschutzverbände fordern
die Länder auf, mehr Kapazitäten in die Ermittlung zu
Wildtierkriminalität zu stecken. "Das Töten eines geschützten
Wildtieres ist kein Kavaliersdelikt", so von Lindeiner.

Weitere Infos unter www.lbv.de/wolf. Eine Karte mit Wolfsnachweisen
und den bestätigten Territorien ist abrufbar unter www.dbb-wolf.de.

 * 
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